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Nigerianerin an ihre 
Folterer abgeschoben 
Sexuelle Gewalt als Fluchtgrund nicht 
anerkannt. Von Günter Haverkamp
In einem schmalen, kahlen Raum des 
Abschiebegefängnisses Neuss sitzt mir 
Jennifer Emeka gegenüber. Ihre Worte 
stolpern schnell und tonlos. Im März 
1994 sei ihr Mann verhaftet worden, weil 
er für die SDR die sozialdemokratische 
Partei Nigerias, Öffentlichkeitsarbeit 
machte. Ohne jede Gerichtsverhand­
lung sei er umgebracht worden. Sie 
stockt und beschreibt dann, was ihr 
selbst zustieß. Drei Monate nach ihrem 
Mann wird auch sie verhaftet, kommt 
ins Gefängnis. Nachts kommen Beamte 
und holen sie zum Verhör. Doch die 
Männer haben keine Fragen, sie verge­
waltigen Jennifer. Sie wird ohnmächtig, 
kommt schwer verletzt in ein Kranken­
haus. Von dort kann sie entkommen. Ein 
Freund ihres Mannes hilft zur Flucht auf 
dem Seewege nach Deutschland.

Im Juli 1994 stellt sie ihren Antrag auf 
Asyl. Bei der Anhörung gibt sie ihre 
Fluchtgeschichte sehr detailliert zu 
Protokoll. Doch frauenspezifische 
Fluchtgründe werden nicht anerkannt 
in Deutschland. Trotz ihrer Bitte um 
ärztliche Betreuung, da sie immer noch 
Blut im Urin habe und die Verletzungen 
im Unterleib nicht geheilt seien, wird sie 
nicht untersucht. Auch nicht in Lüden­
scheid, wohin sie umverteilt wird. Ihr 
Rechtsanwalt klagt, das Verwaltungs­
gericht entscheidet negativ und, was 
nicht nachvollziehbar ist: der Rechts­
anwalt legt keine weiteren Mittel ein. 
Als der Abschiebebescheid kommt, 
taucht sie unter bei einem Freund. Ein 
Jahr bleibt beiden, dann wird sie gefaßt 
Und kommt ins Abschiebegefängnis 
Neuss. Das war vor zwei Monaten.

Als eine ehrenamtliche Betreuerin auf 
sie aufmerksam wird, ihre Geschichte 
erfährt, ist es schon zu spät. Mitte März 
Wird ein Antrag an die Härtefallkom- 
mission NRWs gerichtet. Diese bittet 
die Zentrale Ausländerbehörde Köln, 
die Abschiebung auszusetzen, bis über 
den Antrag entschieden ist. Doch die 
Kölner Behörde vollzieht. Sie läßt sich 
auch nicht vom Protest vieler Organi­
sationen und Prominenter aufhalten, 
üer DGB-Bundesvorstand, der Haupt- 
Vorstand der ÖTV, PRO ASYL und das 
Komitee für Grundrechte und Demo- 
^atie - um nur einige zu nennen - fax­
ten an das Bundesinnenministerium, 
das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge und an den 
NRW-Innenminister. Alles vergebens?

Der Sprecher von PRO ASYL, Heiko 
Kauffmann, wendet sich per Fax an das 
Innenministerium. Er stellt nochmals 
die völlige Ignorierung sexueller Gewalt 
als Asylgrund heraus und fordert ein 
Asylfolgeverfahren für Jennifer Emeka.

Am Ostersamstag findet vor dem Ab- 
Schicbegefängnis eine Demonstration 

statt, angezettelt vom Komitee für 
Grundrechte und Demokratie und der 
Telefonkette Neuss. Trotz Zeitnot und 
Ostern kommen 50 Menschen.

Die „Lindenstraße“ wirbelt: seit län­
gerem ist eine junge Nigerianerin in ih­
rer Serie, die gerade vor der Polizei ver­
steckt wird. Hans W. Geißendörfer ag- 
giert aus Rhodos, seine Mitarbeiter 
schreiben an den Kölner Oberstadtdi­
rektor Ruschmeier. Der antwortet: „Aus 
dem Verfahren weiß ich, daß diese Tat­
sachenbehauptungen von den zustän­
digen Behörden und Gerichten über­
prüft und übereinstimmend als ‘völlig 
unglaubhaft’ abgewiesen wurden.“ Wie, 
fragt sich, wurden die Angaben von Jen­
nifer Emeka überprüft? Und die „Lin­
denstraße“ geht noch weiter und bietet 
in einem Fax an Kniola an, Jennifer 
Emeka Wohnung und Arbeit zu geben. 
Aber die Entscheidungsträger berührt 
auch dies nicht mehr. Zitat aus diesem 
Fax: „Versetzen Sie sich nur für eine Mi­
nute in Frau Emeka, lassen Sie sich 
nach Ermordung ihres Ehepartners ein­
sperren, demütigen und vergewaltigen. 
Fliehen Sie unter gefährlichsten und 
demütigendsten Umständen - und las­
sen Sie sich als ‘Schübling’ wieder zu 
Ihren Folteren zurücktransportieren.“

Der Dienstag nach Ostern beginnt mit 
Hiobsbotschaften. Noch vor acht Uhr 
muß Stefan Thönnessen von der Tele­
fonkette Neuss vor dem Abschiebege­
fängnis Neuss mit ansehen, wie Jennifer 
Emeka abgeholt wird. Die Aktion zur 
Verhinderung der Abschiebung, für 
neun Uhr angesetzt, geht dadurch ins 
Leere. Unendlich viele Telefonanrufe - 
ebenso viele abweisende Antworten. 
Der Erste Beigeordnete der Stadt Köln, 
Kappius, kühl: „Schön, wenn jemand 
Freunde hat, die sich für ihn einsetzen, 
aber hier muß Bundesrecht vollzogen 
werden. Es gibt keine Möglichkeit, die 
Abschiebung zu verzögern.“ Als ob im 
Asylrecht steht, daß Jennifer am 9.4. ab­
geschoben werden muß!

Am Flughafen dann der Versuch, die 
Passagiere zur Mitarbeit zu bewegen. 
Sie sollen sich weigern, an Bord zu ge­
hen. Auch das funktioniert nicht. Zum 
Schluß blieb nur noch die bittere, letz­
te Möglichkeit. Alle sammelten Geld - es 
kommen 500 Dollar zusammen - die in 
letzter Sekunde an Jennifer Emeka aus­
gehändigt werden, damit sie sich in Ni­
geria wenigstens aus dem Flughafen 
freikaufen kann.

Für alle Beteiligten bleibt diese Ab- 
scheibung ein Ansporn: Frauenspezifi­
sche Fluchtgründe müssen in Deutsch­
land anerkannt werden, jetzt!

Gzfriter Haverkampf ist Journalist und 
arbeitet bei PRO ASYL mit.

Ministerpräsident Teufel för­
dert rechte Kaderschmiede
Stuttgart. „Es ist eine Schande, daß 
dem Studienzentrum Weikersheim hier 
die Räume zur Verfügung gestellt wer­
den und politische Repräsentanten des 
Landes hier reden. An der Spitze der Mi­
nisterpräsident. PfuLTeufel!“ Minister­
präsident Teufel, der am 13. April im 
Haus der Wirtschaft den 18. Jahreskon­
greß des Studienzentrums Weikersheim 
eröffnete, mußte das von Werner Pfen­
nig, WN, anhören. Etwa sechzig Leute 
waren dem Aufruf von PDS und WN ge­
folgt und protestierten am Samstag­
morgen vor dem Haus der Wirtschaft. 
Frank Kaiser, AG Antifaschismus der 
PDS, legte bloß, daß die braune Ideolo­
gieschmiede vom Land Baden-Würt­
temberg und aus Wirtschaftskreisen, 
insbesondere von Daimler und Sie­
mens, unterstützt und finanziert wird. 
Werner Pfennig rief auf, „den Knoten 
zwischen Konservatismus und Faschis- * 
mus (zu) zerschlagen“. Das Studien­
zentrum unter Leitung des ehemaligen 
Nazi-Marinerichters Filbinger ist eine 
braun-konservative Denkfabrik und 
Kaderschmiede, aus der z.B. Schlierer, 
Bundesvorsitzender der Republikaner,

Freiheit für Hanna Krabbe!
Hanna Krabbe wurde im April 1975 als 
Angehörige des Kommandos Holger 
Meins der RAF bei der Erstürmung der 
Botschaft der BRD in Stockholm durch 
Sicherheitskräfte festgenommen. Mit 
der vorangegangenen Botschaftsbeset­
zung hatte die RAF die Freilassung al­
ler Gefangenen aus bewaffnet kämpfen­
den Gruppen in der BRD durchsetzen 
wollen, um sie der Verfügungsgewalt des 
Staates und damit der systematischen 
Zerstörung durch die Isolationshaft zu 
entreißen. Ende dieses Monats soll für 
Hanna Krabbe das 22. Jahr ihrer Ge­
fangenschaft beginnen. 21 Jahre in Ein­
zel- und Kleingruppenisolation, die 
letzten Jahre unter modifizierten Son­
derhaftbedingungen, liegen dann hinter 
ihr: 21 Jahres des Kampfes, der der täg­
liche Kampf aller politischen Gefange­
nen ist: der Kampf ums Überleben als 
Mensch, der Kampf gegen den perma­
nenten Versuch, sie als politisch den­
kende Menschen zu brechen. „Mensch 
sein ist vor allem die Hauptsache“, 
schrieb schon Rosa Luxemburg als po­
litische Gefangene, „und das heißt: Fest 
und klar und heiter sein, ja heiter trotz

Demonstration gegen das Zentrum im Jahr 1995

hervorging; Mayer-Vorfelder, früher Kul­
tus- und jetzt Finanzminister, war zu 
Anfang seiner Karriere persönlicher Re­
ferent Filbingers. Nach der Landtags­
wahl haben die Spitzen der konservati­
ven Parteien keine Hemmungen mehr, 
dem Studienzentrum seine Hoffähig­
keit zu bescheinigen. Alarmierend ist 
auch, wie grob der FDP Vorsitzende 
Döring, demnächst stellvertretender 
Ministerpräsident, die Forderung der 
Jungliberalen abwies, die gefordert hat­
ten, in einer Landesregierung unter Be­
teiligung der FDP dürfe ein Mayer-Vor­
felder nicht mehr Minister sein, (ulk) 

alledem.“ Dem allerdings sind Grenzen 
in der Zerstörungskraft der Haftbedin­
gungen gesetzt: Weil Hanna Krabbe 
weiterhin am Kem ihrer politischen Vor­
stellungen festhält, soll „lebensläng­
lich“ für sie - wie für ihre gefangenen Ge­
nossinnen und Genossen - tatsächlich 
lebenslange Inhaftierung, mindestens 
aber Haft bis zur nicht wieder behebba­
ren vollständigen Erschöpfung bedeu­
ten. Sie alle brauchen die Freiheit! Han­
na Krabbe muß jetzt endlich sofort und 
bedingungslos freigelassen werden! Das 
ist keine Frage des seit Sommer 1995 
laufenden formaljuristischen Entlas­
sungsverfahrens. „Entweder sie lassen 
uns raus und akzeptieren unsere politi­
sche haltung und Verantwortung oder 
nicht“, schrieb Hanna Krabbe dazu in 
einer Erklärung vom Juli 1995. Frei­
kommen wird Hanna Krabbe nur, wenn 
die politisch Verantwortlichen zu der 
politischen Entscheidung gebracht 
werden, sie nicht länger gefangenzuhal­
ten. Wir rufen dazu auf die Forderung 
nach dieser politischen Entscheidung 
für Hanna Krabbes sofortige und bedin­
gungslose Freilassung zu unterstützen. 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
gez. Elke Breitenbach, Jugendsekretärin HBV 
Berlin; Frank Castorf, Intendant der Volks­
bühne Berlin; Thomas Ebermann. Journalist, 
Hamburg; Peter Gingold, Teilnehmer an der 
Resistance, Ffm; Maike Henze, Stellv. JAV-Vor- 
sitzende UKE, Hamburg; Andreas Köhn, Vor­
stand IG Medien Berlin-Brandenburg; Johann 
Kresnik, Leiter des Choreographischen Thea­
ters an der Volksbühne. Berlin; Karin Kunst­
reich, PR-Vorsitzende, und Dr. Timm Kunst­
reich, Hochschullehrer, Hamburg; Katja Ley- 
rer, Autorin. Hamburg; Gisela Stcineckcrt. 
Schriftstellerin, Berlin; Rainer Trampcrt, Pu­
blizist, Hamburg; Gisela Wiese. Vizepräsiden­
tin Pax Christi in der BRD, Hamburg; Hanne­
lore Witkofski und Marius Giese, AK gegen Se­
lektion und Bevolkenmgspolitik. Hamburg 
und Bremen,Klaus Behnken, Chefredakteur, 
Regina Sommer, Redakteurin, mehrere Mit­
glieder der Redaktion ..Junge Welt“ u.a.
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AKTUELL IN BONN

Waffen an die Türkei: ver­
schenkt, verkauft, geliehen
Die Bundesregierung hat den Rück­
gabe-Termin für den Kampfpanzer 
Leopard 1A5 und die Feldhaubitze FH 
70, die der Türkei bis Ende 1995 leih­
weise zur Verfügung gestellt worden 
waren, um ein Jahr bis 31.12.1996 ver­
längert. Begründung laut Antwort 
der Regierung auf eine Anfrage der 
Grünen: Der Kampfpanzer solle „un­
ter verschiedenen Gelände- und Kli­
mabedingungen getestet werden“. 
Die „Untersuchungen“ zur Feldhau­
bitze dienten der „Klärung, ob die 
Produktion einer FH 70 vergleichba­
ren Feldhaubitze in der Türkei mög­
lich ist.“ Also nicht nur Waffenexpor­
te und Waffen-Verleih, sondern auch 
Export ganzer Waffenproduktionen.

Arbeitsplatzabbau 
bei der Telekom
Die Fraktion der Grünen hat eine 
kleine Anfrage (13/4124) zu dem ge­
planten Arbeitsplatzabbau bei der 
Telekom eingereicht. Das noch öf­
fentliche Unternehmen, mit dessen 
Privatisierung zum Ende des Jahres 
mit der Ausgabe von Aktien begon­
nen werden soll, will nach eigenen An­
gaben 60.000 Stellen abbauen, wäre 
damit also das Unternehmen mit der 
derzeit größten Entlassungswelle. 
Die Grünen fragen, in welchem Aus­
maß durch evtl. Frühverrentungen 
die Kassen der Rentenversicherer be­
lastet werden und wie die Regierung 
das in Einklang bringen will mit ihrer 
öffentlichen Aussage, sie wolle die 
Frühverrentungen stoppen. Sie wol­
len weiter wissen, wie viele befristete 
Arbeitsverhältnisse bei der Telekom 
1997 auslaufen und wie viele davon 
verlängert werden, wie viele Beamte 
der Telekom für eine Versetzung in 
Frage kommen, ob Umschulungen ge­
plant sind und welche Mehrkosten 
der Bundesanstalt für Arbeit durch 
die Entlassungen entstehen.

Entlassungen bei der Post
Die PDS hat sich in einer kleinen An­
frage nach den geplanten Entlassun­
gen bei der Post erkundigt. In diesem 
Unternehmen stehen nach Agentur­
meldungen 16.000 Entlassungen an, 
bis zum Jahr 2000 soll der Personal­
bestand sogar um 35.000 Personen 
verringert werden. Die PDS will wis­
sen, wie viele Beschäftigte die Post 
derzeit hat, um wie viele Stellen das 
Arbeitsplatzangebot' der Deutschen 
Bundespost von 1990 bis 1994 bereits 
verringert wurde und um wie viele Po­
sten das Arbeitsplatzangebot der 
Post seit 1.1.1995 verringert wurde. 
Auch will sie wissen, in welchem Aus­
maß die Post AG ihre Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter dabei in die 
Frühverrentung entlassen hat.

In 12 Jahren 12.000 
weniger Postfilialen
In den Jahren 1983 bis einschließlich 
1995 sind 12.878 Postfilialen geschlos­
sen worden. Das geht aus einer Ant­
wort der Bundesregierung auf eine 
Anfrage der SPD-Fraktion hervor. 
Ende 1995 bestanden noch 16.971 
Postfiliulen. Bis Mitte dieses Jahres, 
so die Regierung weiter, werde die 
Post AG ein neues Filkdkonzcpt vor­
legen. Die Regierung wolle, so sagt sic, 

bei der Prüfung dieses Konzepts auch 
sicherstellen, daß nach der im Grund­
gesetz gemachten Vorgabe auch künf­
tig „flächendeckend angemessene 
und ausreichende Dienstleistungen“ 
.angeboten werden.

Vier neue U-Boote für die 
Bundesmarine
Die Bundesregierung will bei deut­
schen Werften vier neue U-Boote des 
Typs U-212 in Auftrag geben. Das hat 
die Regierung in einer Antwort auf 
eine kleine Anfrage von Bündnis 
90/Die Grünen (13/4225) mitgeteilt. 
Die Beschaffung der vier Boote soll 
2,79 Milliarden DM kosten. Der Kauf 
von Torpedos für die U-Boote soll wei­
tere 120 Mio. DM kosten, Kosten für 
die Anpassung und Erweiterung von 
Infrastruktur für die Boote werden 
auf 45 Mio. DM geschätzt. Die Ent­
wicklung von neuen Waffensystemen 
und Brennstoffzellenanlagen für die 
Boote hatte bereits 248 Mio. DM ge­
kostet. An jährlichen Betriebskosten 
werden 31 Mio. DM erwartet. Macht 
zusammen Kosten von über 3,1 Milli­
arden DM für den Ankauf der Boote - 
gegen welchen Feind eigentlich?

Baustart für Garching II
Der umstrittene neue Forschungsre- 

* aktor Garching II der TU München ist 
von der bayerischen Staatsregierung 
mit einer ersten Baugenehmigung ge­
startet worden. Der Reaktor soll jähr­
lich 40 Kilogramm hochangereichter- 
tes, waffenfähiges Uran (HEU) um­
setzen. Außer der BRD ist ein solcher 
Reaktor mit bombenfähigem Materi­
al seit 1978 nur noch von Libyen und 
der VR China errichtet worden. Die 
USA und zahlreiche Atomgegner, 
Grüne u.a. hatten gegen den Bau des 
Reaktors protestiert, unter anderem, 
weil durch eine solche Anlage auch 
der internationale Handel mit sol­
chem bombenfähigem Brennstoff an­
geheizt werde. Die Bundesregierung 
und die bayerische Staatsregierung 
hatten diese Kritik zurückgewiesen 
und beharren auf dem Bau der Anla­
ge. Die jetzt erteilte erste Baugeneh­
migung umfaßt noch nicht die Ge­
nehmigung für die den Einsatz der 
Brennelemente.

Was kommt demnächst?
Am 18. April berät der Bundestag u.a. 
über Anträge zur Stärkung der Rech­
te von Frauen und über die Weltfrau­
enkonferenz im vergangenen Sep­
tember in Peking. Die PDS hat einen 
Antrag zur Einrichtung einer ständi­
gen Kommission zur Umsetzung des 
Übereinkommens zur Beseitigung je­
der Form von Diskriminierung der 
Frau eingereicht. Auf der Tagesord­
nung steht weiter der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Änderung 
des Ausbildungsförderungsgesetzes, 
Berichte zur beruflichen Bildung, ein 
Antrag der SPD gegen „Anti-Perso- 
nen-Minen“ und Anträge von PDS 
und Grünen für eine politische Lö­
sung in Kurdistan und ein Ende der 
deutschen Waffenlieferungen an das 
türkische Regime. Am 19. April will 
der Bundestag über Gesetzentwürfe 
zur Organtransplantation beraten so­
wie über einen Bericht zur „Förde­
rung der deutschen Kultur des 
Ostens“ - die Mittel fließen weitge­
hend In die Kassen der revanchisti­
schen Vcrtricbenenvcrbände.

Keine Anklage gegen die GSG-9 
wegen Mord an Wolfgang Grams
OLG Rostock lehnt Antrag der Eltern auf Anklage ab

Das OLG Rostock hat am 29. März 1996 
den Antrag von Ruth und Werner 
Grams, die Erhebung der Anklage gegen 
GSG-9-Beamte wegen Mordes an ihrem 
Sohn Wolfgang Grams anzuordnen, als 
unbegründet verworfen.

Auf 38 Seiten setzt sich das OLG mit der 
circa T.200 Seiten umfassenden An­
tragsschrift auseinander und begrün­
det seine Entscheidung damit, „daß die 
Beschuldigten der ihnen vorgeworfenen 
Straftat nicht hinreichend verdächtig 
sind und infolge dessen ihre Verurtei­
lung in der Hauptverhandiung nicht mit 
der erforderlichen Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten ist“. Die unanfechtbare 
Entscheidung des OLG Rostock wird 
der erdrückenden Fülle der die GSG-9- 
Beamten belastenden Indizien und Be­
weise in keiner Weise gerecht.

Es stellt eine völlig neue Theorie zum 
Tatgeschehen auf, wonach „der Verletz­
te sich mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit während des Stur­
zes auf die Gleise in suizidaler Absicht 
den Todesschuß beigebracht hat, also 
unmittelbar bevor er in bewegungsloser 
Haltung auf das Gleisbett fiel“. Das 
OLG benötigt diese, von keinem Sach­
verständigen für wahrscheinlich erach­
tete, Variante des Tatgeschehens als Er­
klärung dafür, daß die Wolfgang Grams 
verfolgenden GSG-9-Beamten sowie 
ein Teil der Zeugen keine Angaben ma­
chen konnten, wie das Loch in den Kopf 
von Wolfgang Grams gelangt ist.

Die beeidete richterliche Aussage des 
BKA-Beamten Nr. 12, der auf dem Stell­
werk des Bahnhofes als Beobachter ein­
gesetzt worden war, findet keinerlei Be­
achtung. Er hatte den Schußwechsel bis 
zum Sturz von Wolfgang Grams auf die 
Gleise und das Hinzuspringen der GSG- 
9-Beamten beobachtet.

Nach der Aussage des BKA-Beamten 
Nr. 12, der nach Angaben der Staatsan­
waltschaft Schwerin „beste Sichtver­
hältnisse auf den Tatort“ hatte, befan­

Aussiedler gegen falsche Freunde
„Aussiedlerfreundlichkeit“ ist ausländerfeindlich

Unter Aussiedlern in Sachsen-Anhalt, 
sog. „Rußlanddeutschen“, hat sich eine 
Gruppe von Aussiedlern gebildet, die 
die Aussonderung von „Ausländsdeut­
schen“ in Rußland und in anderen eu­
ropäischen Staaten durch die Politik 
des Bundesinnenministeriums ebenso 
kritisiert wie die Sonderbehandlung 
von in die BRD kommenden „Aussied­
lern“. Die Gruppe kritisiert diese Politik 
als diskriminierend und Störung des 
gleichberechtigten Zusammenlebens. 
Auf einer Konferenz der Kommunisti­
schen Plattform der PDS Ende März in 
Berlin trug die Gruppe ihre Position 
auch öffentlich vor. Wir dokumentieren 
die Protesterklärung der Gruppe gegen 
einen in Sachsen-Anhalt in die Öffent­
lichkeit gebrachten Vorschlag des SPD- 
Innenministers von Sachsen-Anhalt, 
Püchel. (rül)

„Püchels aussicdlcrfrcundliche 
Ausländerfeindlichkeit
Minister Püchel möchte die Beschäfti­
gung von Aussiedlern in Höhe des So­
zialhilfesatzes bezuschussen. Das heißt. 
Betriebe, die Aussiedler beschäftigen, 
erhalten ein Zubrot von zirka 500.-- DM.

Wir, das ist ein Kreis von Aussiedlern 
in Sachsen-Anhalt, verurteilen diesen 

den sich die GSG-9-Beamten unmittel­
bar hinter Wolfgang Grams, so daß ih­
nen ein solches Geschehen, wie es jetzt 
vom OLG angenommen wird, nicht ver­
borgen geblieben sein kann.

Diesen nicht unerheblichen Wider- ' 
spruch erklärt das OLG damit, daß: „... 
die Vielzahl der in diesem Augenblick j 
sich darstellenden Eindrücke (Nieder- I 
stürzen der getroffenen Beamten des 
GSG 9, Sturz des Verletzten und die sich 
dabei ergebenden raschen körperlichen 
Bewegungen) eine genaue Beobach­
tung infolge der Reizüberflutung un- . 
möglich machten.“

Das hier dargestellte offensichtliche 
Bemühen des OLG Rostock, belasten­
des Aktenmaterial zu ignorieren, zieht I 
sich wie ein roter Faden durch die Be-1 
gründung des ablehnenden Beschlus­
ses und kann mit einer Vielzahl weiterer | 
Beispiele belegt werden.

Mit hahnebüchenen Erklärungen 
führt das OLG vor, wie sich aus „Beob­
achtungslücken“ einiger ziviler Zeugen i 
und der als Täter in Betracht kommen­
den GSG-9-Beamten schlüssig und für 
den Senat mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit ergibt, daß das von 
keinem Zeugen Beobachtete das wahre 
Tatgeschehen darstellt. Die Aussagen, 
der den objektiven Befund des aufge-1 
setzten Kopfschusses bezeugenden 
Personen werden dagegen insgesamt 
als „nicht verwertbar“ qualifiziert.

Die Eltern von W. Grams fühlen sich 
durch die Oberflächlichkeit und Ig'i 
noranz, mit der die minutiös belegten 
belastenden Beweise und Indizien' 
durch das OLG Rostock abgehandeU 
werden, beleidigt und brüskiert. Sie ••• 
haben ihre Bevollmächtigten damit be' 
auftragt, die Voraussetzungen einer VeP 
fassungsbeschwerde und einer Klag6 
vor dem Europäischen Gerichtshof 
prüfen.
Presseerklärung der Anwälte der Eltern vo*11 
Wolfgang Grams, Andreas Groß und Thom*5 
Kieseritzky, vom 9.4.96 (gekürzt)

Vorschlag aus folgenden Gründen:
1. Wir sind hergekommen mit dem Ah' 

spruch, wie jeder andere Mensch in diß' 
sem Land zu leben, zu arbeiten und w6' 
der bevorzugt noch benachteiligt 
werden. Genau diese Bevorzugung I 
durch die deutsche Außenpolitik in dßh' 
Republiken der ehemaligen Sowjetun1' 
on hat Teile der Bevölkerung gegen un 
aufgebracht.

2. Wir sind nicht unsolidarisch | 
genüber anderen Bevölkerungsteilß^ 
Es ist nicht einzusehen, warum wir ein 
Politik gutheißen sollen, die Loh 
drückerei fördert, hier Geborene v% 
Arbeitsplatz verdrängt und damit H 
erzeugt.

3. Es diskriminiert Menschen, wen^ 
sie, nur um arbeiten zu können, noch 
nanziell unterstützt werden müssen.

Wir fordern Minister Püchel auf, sein 
Idee nicht zu verwirklichen, da sie u 
gerecht ist und das Zusammenleben U* 
terschiedlicher MenschengrupP^ j 
durch dumpfen Haß unmöglich mach ,, 

Wernigerode, den 23.3.lw

(Es folgen 10 Unter Schriften.Die G^t: 
pe ist zu erreichen unter der Anschuß 
„Harzer Kreis der Aussiedler", Postföc' 
38, 06502 Thale,)



_______ _____________ Aktuelles aus Politik und Wirtschaft 3

Jetzt ist aber Feierabend!
Bundesweite Demonstration gegen die geplante weitere 
Deregulierung beim Ladenschluß am 28. April in Bonn

Es ist zu erwarten, daß der Gesetzent­
wurf zur Ausdehnung der Ladenöff­
nungszeiten im April und Mai im Bun­
destag beraten wird. Bundeskanzler 
Kohl erklärte jüngst als Ziel die Verab­
schiedung vor der Sommerpause.

Jetzt, wo die Wahlen in den Bundes­
ländern gelaufen sind, geht es wieder 
voll zur Sache. Vorher allerdings hat es 
Zusagen bis hin zu schriftlichen Er­
klärungen von Bundestagsabgeordne­
ten aus SPD und CDU gegeben, daß sie 
gegen den Entwurf stimmen werden. 
Bekannt ist solches aus Niedersachsen 
Und Schleswig-Holstein. Diese Leite 
sollten weiter beobachtet bzw. befragt 
Werden, da namentliche Abstimmung 
zu erwarten ist. So können sie dann 
auch zur Rechenschaft gezogen wer­
den.

„Entscheidungshilfe“ für diese Bun­
destagsabgeordneten war sicher auch, 
daß die Gewerkschaft hbv z.B. in 
Schleswig-Holstein über den Kreis der 
direkt „Betroffenen“ hinaus andere ge­
sellschaftliche Gruppen angesprochen 
hat. Der Frauendachverband Schles­
wig-Holstein, der Sportverband Schles­
wig-Holstein und die Polizeidirektion 
Kiel-Mitte schickten Vertreter zu den 
„Runden Tischen“ von hbv, Einzelhan­
delsverband und Kirchen. Alle haben 
sich gegen eine Ausweitung der Öff­

Kampf um den HBV-Lohntarif in 
Nordrhein-Westfalen
Für die diesjährige Tarifrunde für die 
Löhne und Gehälter im Einzelhandel 
fordert die HBV in Nordrhein-Westfa­
len die Erhöhung der Löhne und 
Gehälter monatlich um 5%, minde­
stens 160 DM.

Da mit soll das Endgehalt der Ge 
haltsgruppe I, in der etwa 80 Prozent 
der Angestellten arbeiten, auf 3.333 
DM angehoben werden. Gefordert 
wird die Streichung der untersten 
Lohngruppe Ila, weil es keine soge­

nungszeiten in den Abend ausgespro­
chen. Es stellte sich aber heraus, daß 
sich vorher alle noch nicht mit dem The­
ma und Auswirkungen einer Laden­
schlußänderung befaßt hatten. Die Po­
lizei fährt schon jetzt beim langen Don­
nerstag Sonderstreife ohne zusätzli­
ches Personal. Vereine fürchten noch 
größere Probleme, weiterhin Menschen 
zu gewinnen und zu organisieren, weil 
sie nicht mehr gemeinsame Freizeit ha­
ben. Noch mehr Schicht- und Nachtar­
beit würde auch ihrer Kampagne „Ver­
einssport gegen Gewalt“ zuwider lau­
fen.

Bei Betrachtung der gesetzlichen La- 
denöffhungszeiten als „Grenze des Ta­
ges“ wird deren Veränderung zur gesell­
schaftlichen Frage. Zu Veranstaltungen 
der PDS in Schleswig-Holstein wurde 
unter der Überschrift aufgerufen „Wer 
später einkaufen kann, kann auch län­
ger arbeiten“. (Lokalberichte Kiel, 3/96) 
„Oder anders gefragt, bringen spätere 
Öffnungszeiten am Ende objektiv mehr 
Zeit zum Einkäufen? Hatten wir uns 
nicht auch von den Arbeitszeitverkür­
zungen bis hin zur 35-Stunden-Woche 
mehr Zeit versprochen? Aber das Ge­
fühl ‘nie Zeit zu haben’ ist geblieben ... 
Eine Ursache ist, daß Behördengänge, 
Arztbesuche, mal-eben-was-besorgen 
und ähnliches, was früher üblicherwei­

nannte Leichtlohngruppe mehr geben 
soll für die schwere Arbeit im Einzel­
handel.

Die Auszubildenden sollen 100 DM 
mehr erhalten. Wenn allerdings die Ar­
beitgeber bereit wären, die Auszubil­
denden nach bestandener Ab­
schlußprüfung für mindestens sechs 
Monate in ein Vollzeitarbeitsverhältnis 
zu übernehmen, dann wäre die HBV 
bereit, dies bei der Erhöhung der Aus­
bildungsvergütungen zu verrechnen.

Am 22. April sind die ersten Ver­
handlungen in Nordrhein-Westfalen 
überden Lohntarif. (anl) 

se während der Arbeitszeit erledigt wer­
den konnte/mußte, immer mehr in die 
jetzt freie Zeit gelegt werden (müssen).“ 
Im Klartext: Bei Spätöffnung kann der 
Arbeitstag aller Beschäftigten eher mal 
auf 10 Stunden oder mehr ausgedehnt 
werden. Daß dann auch andere Dienst­
leister wie Kindergärten zu Spätöffhung 
genötigt werden, klingt bei den Befür­
wortern ja schon durch - bei Banken gibt 
es bereits den 24-Stunden-Service.

Mit Fragebögen/Anmeldebögen hat 
die hbv in den letzten Wochen in den Be­
trieben mobilisiert - zum Familien-/Be- 
triebsausflug nach Bonn am 28. April. 
Die Kundgebung dort soll um 14 Uhr be­
ginnen. Die Abfahrt der Züge und Zu­
bringerbusse kann bei den jeweiligen 
DGB-Geschäftsstellen erfragt werden. 
Den Anmeldungen zufolge werden dort 
nicht nur Beschäftigte aus dem Einzel­
handel, sondern auch aus anderen Be­
reichen erscheinen

Die IG Bauen-Agrar-Umwelt (BAU) 
hat sich als Nachfolgerin u.a. der Ge­
werkschaft Gartenbau, Landwirtschaft 
und Forsten auch ausdrücklich gegen 
die Änderung der Ladenschlußzeiten 
ausgesprochen. Rund 100.000 Beschäf­
tigte sind im Blumeneinzelhandel be­
schäftigt, 90% davon Frauen, (aus: „Der 
Grundstein“ 1/96). Diese werden von der 
IG BAU vertreten. (brg)

7./8. Mai: Sozialgipfel
Der Deutsche Gewerkschaftsbund, die 
Wohlfahrtsverbände, Sozialhilfe-Initia­
tiven, Arbeitslosen-Initiativen, Arbeits­
losenverband, Kirchen u.a. bereiten für 
den 7. und 8. Mai einen „Sozialgipfel“ in 
Köln vor. Die Großveranstaltung soU im 
Messezentrum stattfinden und gemein­
same Standpunkte gegen den weiteren 
Sozialabbau formulieren. Geplant sind 
verschiedene Foren, u.a. zu „Arbeitslo­
sigkeit und soziale Sicherheit“ und zur 
„Zukunft des öffentlichen Dienstes“ so­
wie die Beratung und Verabschiedung 
einer gemeinsamen „Charta“. Nähere 
Infos gibt es beim DGB-Bundesvor­
stand. (rül)

Gegen Rentensenkung
Als „hektischen Aktionismus auf Ko­
sten der Rentner“ hat IG-Metall-Vor- 
standsmitglied Horst Schmitthenner 
die jüngsten Rentenpläne aus dem Bun­
desarbeitsministerium bezeichnet. Die 
Bundesregierung sei dabei, den politi­
schen Konsens in der Rentenpolitik 
leichtfertig zu zerschlagen, kritisierte 
Schmitthenner am Montag in Frank­
furt. Nach Plänen des Bundesarbeits­
ministeriums sollen zum Beispiel die 
Zeiten der Ausbildung nur noch bis zu 
drei Jahren auf die Rente angerechnet 
werden, die Höherbewertung der ersten 
Berufsjahre eingeschränkt sowie das 
Rentenalter für Frauen bis 1999 von der­
zeit 60 auf 63 Jahre angehoben werden. 
(...) Wer bei über vier Millionen Arbeits­
losen die im Rentenreformgesetz 1992 
festgelegte Heraufsetzung der Alters­
grenze beschleunige, erhöhe noch die 
Arbeitslosigkeit.

Die Abwertung von Zeiten der Schul- 
und Berufsausbildung sei zudem ein 
„standortpolitischer Schildbürger­
streich“. Wer über das Rentenrecht ver­
suche, die Ausbildung unattraktiv zu 
machen, erweise der künftigen Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirt­
schaft einen Bärendienst, kritisierte 
Schmitthenner. (...)

Schließlich habe das Rentenreform­
gesetz 1992 einen breiten gesellschaftli­
chen Konsens darüber dargestellt, daß 
sich die Entwicklung der Altersversor­
gung an den Nettoeinkommen der Ar­
beitnehmer zu orientieren habe. Wer 
dies in Frage stelle, stelle den gesamten 
Rentenkompromiß in Frage. „Die Mas­
senarbeitslosigkeit belastet die Ren­
tenversicherungjährlich in zweistelliger 
Milliardenhöhe. Allein 100.000 neue Ar­
beitsplätze bedeuten schon 1,6 Milliar­
den Mark an Mehreinnahmen“, sagte 
der Gewerkschafter.

(aus: IGM-Pressedienst, 1. April)

Keine Einschnitte 
in die Lohnfortzahlung
IG-Metall-Vorsitzender Klaus Zwickel 
hat die Bundesregierung und die Ar­
beitgeberverbände aufgefordert, sofort 
die Debatte um Einschnitte in die Lohn­
fortzahlung bei Krankheit zu beenden. 
Wenn die Forderungen nach Abbau der 
Lohnfortzahlung und nach Aushebe- 
lung der Tarifautonomie nicht aufhör­
ten, drohten soziale Konflikte, „wie sie 
diese Republik seit langem nicht mehr 
erlebt hat“, sagte Zwickel am Dienstag 
in Frankfurt. „Wir leben in einem Sozi­
alstaat und nicht vor Bismarcks Zei­
ten.“ Heute habe auch der kranke Ar­
beitnehmer ein Recht auf weiteren Be­
zug seines Einkommens - nicht mehr, 
aber auch nicht weniger. Zwickel wies 
darauf hin, daß die IG Metall bereits seit 
Wochen fordere, Überstunden abzu­
bauen, um die Einstellung von Arbeits­
losen zu fördern. (...) Dieser IG-Metall- 
Vorschlag sei von den Arbeitgebern als 
zu geringe Kostenersparnis abgclehnt 
worden, (aus: IGM-Prcwcdlensl, i». April)
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D
er britische Radiosender BBC 
hat nach den Aufregungen in der 
deutschen Presse und bei deut­
schen Behörden über angeblich drohen­

de PKK-Anschläge auf deutsche Polizi­
sten und Minister, drohende kurdische 
Selbstmordkommandos in der BRD 
nach Art der Hamas u.a. bei der PKK et­
was einfaches gemacht. Er hat nachge­
fragt, wie die Warnungen des PKK-Vor- 
sitzenden Öcalan gemeint sind. Wir do­
kumentieren das am 4. April in BBC aus­
gestrahlte Interview mit dem PKK-Vor­
sitzenden in der vom Kurdistan-Infor­
mations-Zentrum in Köln verbreiteten 
übersetzten Fassung.

BBC: Wie bewerten Sie die Erklärungen 
von Mesut Yilmaz hinsichtlich einer po­
litischen Lösung der kurdischen Frage? 
Und dauert der Waffenstillstand noch 
an?

Öcalan: Aus taktischen Überlegungen 
wurden einige Worte hinsichtlich einer 
kurdischen Fernsehsendung ausge­
sprochen. Auch in bezug auf kurdische 
Schulausbildung gilt dasselbe. Wir hof­
fen, daß dies alles in die Realität umge­
setzt wird. Bisher wurden aus diesem 
Grund unsere militärischen Vorberei­
tungen nicht in Aktionen umgesetzt. 
Wir verhalten uns diesbezüglich abwar­
tend und werden dies auch noch einige 
Zeit bleiben.

BBC: Betreffend die Situation in 
Deutschland: Es wird behauptet, Sie 
hätten gegen einige deutsche Regie­
rung smitglieder Drohungen ausgespro­
chen. Stimmt diese Behauptung?

Öcalan: Auf keinen Fall. Ich habe nicht 
einmal daran gedacht. Hätten wir solch 
eine Drohung ausgesprochen, so hätten 
wir nicht das Bedürfnis gespürt, dies in 
Form einer Erklärung kundzutun. Wäre 
das der Fall, so gäbe es genügend ande­

re Methoden der Vorgehensweise. Solch 
eine Situation ist nicht vorhanden. 
Hiermit möchte ich das klarstellen.

BBC: Ich erinnere mich daran, wie Sie 
im Fernsehen gesprochen haben. Sie 
sagten, daß sieüber Durchsetzungskraft 
gegen den deutschen Staat verfügen. 
Wenn solch eine Drohung nicht exi­
stiert, was ist dann damit gemeint?

Öcalan: Deutschland verfügt über viel­
fältige Interessensbeziehungen mit der 
Türkei. Insbesondere existieren ökono­
mische Interessen. Ich habe betont, daß 

Nachgefragt...
Der PKK-Vorsitzende Öcalan zu seinen 
angeblichen Drohungen gegen die BRD

diese zum Angriffsziel werden könnten. 
Hierbei möchte ich auf den Tourismus 
eingehen. Sollte der Waffenstillstand 
beendet werden - wobei ich anmerken 
möchte, daß der Waffenstillstand noch 
andauert - und sollte sich der politische 
Dialog nicht entwickeln, so habe ich er­
wähnt, daß sich der Krieg auch in den 
Metropolen zuspitzen und ökonomi­
sche Angriffsziele vorwiegend der Fall 
sein könnten. Da Deutschland sowohl 
eine intensive ökonomische als auch 
touristische Zusammenarbeit mit der 
Türkei unterhält, könnte es mit einigen 
negativen Folgen konfrontiert werden.

BBC: Befürworten Sie Gewaltaktionen 
sowohl gegen türkische Geschäfte als 
auch gegen die Polizisten während der 
Demonstrationen in Deutschland?

Öcalan: Auch in den Gesprächen mit 

den deutschen Verantwortlichen habe 
ich bereits erwähnt, daß ich dem nicht 
positiv gegenüberstehe und habe dies­
bezüglich mein Bedauern zum Aus­
druck gebracht. Desweiteren hatten wir 
erwähnt, daß wir die Kontrolle, die wir 
über unsere Bevölkerung haben, aus­
nutzen werden und alles in unserer 
Macht stehende tim werden, um eine 
Wiederholung solcher Vorfälle zu ver­
hindern. Das haben wir auch prakti­
ziert.

BBC: Wie Sie wissen, ist Deutschland im 
Hinblick auf seine öffentliche Ordnung 

sehr sensibel. Die Bilder von den blutig 
zusammengeschlagenen Polizisten im 
Fernsehen haben die deutsche Öffent­
lichkeit negativ beeinflußt. Haben Sie 
Verständnis hierfür?

Öcalan: Selbstverständlich. Wir bedau­
ern dies. Jedoch darf man nicht verges­
sen, daß es sich hierbei im Vergleich zu 
den verletzten dreihundert Kurden um 
zwei Polizisten handelt. Ieh wünschte 
von ganzen Herzen, daß sich die Betrof­
fenheit, die gegenüber den zwei Polizi­
sten gezeigt wurde, auch diesen drei­
hundert zuteü wird. Natürlich hatten 
wir N acht eile davon. Aber dem liegt eine 
politische Haltung zugrunde, die dies 
verursachte und von der wir am meisten 
Nachteil. Ansonsten ist der Nachteil, 
den wir durch die Demonstrationen tru­
gen, begrenzt. Ich bin der Ansicht, daß 
Deutschland es für notwendig erachten 

wird, einige positive Schritte zu unter­
nehmen.

BBC: Welche Schritte könnten das sein?

Öcalan: Soweit ich es verstehe und 
empfinde, wird Deutschland der Not­
wendigkeit seiner Verantwortung in 
Richtung auf eine politische Lösung 
nachkommen. Sollte das Gegenteil der 
Fall sein, so wissen wir ziemlich gut, daß 
sich die Kurdenproblematik sowohl in 
Deutschland als auch in der Türkei ver­
stärken wird.

BBC: Was könnte in diesem Zusam­
menhang in Deutschland geschehen?

Öcalan: Es würde sich erschweren. D.h. 
die Probleme der kurdischen Bevölke­
rung sind doch in» Wirklichkeit sehr 
schwerwiegend.

BBC: Welche Nachteile hätte Deutsch­
land davon?

Öcalan: Diese Massen aufzuhalten ist 
sehr schwer. D.h., sie stellen beinahe die 
größte Minderheit dar. Wenn nun ihre 
Identität verleugnet wird, wenn ihnen 
keinerlei Rechte zugestanden werden, 
wenn man sich gegen sie ständig der 
Verbote bedient, wird diese Masse ex­
plodieren. Damit wollte ich eine objek­
tive Realität zum Ausdruck bringen. Ich 
habe damit keineswegs gesagt, daß wir 
sie bewußt explodieren lassen und ins­
besondere Deutschland nicht in einen 
Kriegsschauplatz verwandeln werden. 
Es ist eine gefährliche Herangehenswei­
se, in Schlagzeilen mich so darzustellen, 
ich hätte Deutschland den Krieg er­
klärt. Wir sind nicht so unwissend, einen 
solchen sinnlosen und naiven Krieg ge­
gen Deutschland führen zu wollen.

Quelle: Pressemitteilung des Kurdistan-Infor­
mations-Zentrums Köln, 5. April 1996

Nachrichten aus 
dem Kriegsgebiet

Schwere 
Verluste der 
türkischen 
Armee
Angebliche schwere Verluste der kurdi­
schen Guerilla und ein Ende des ein­
seitigen Waffenstillstandes der PKKbe­
richteten bundesdeutsche Fernsehsen­
der Anfang der letzten Woche. Türki­
sche Regierungs- und Militärstellen er­
gänzten, mehr als 300 kurdische Gue­
rillas seien von der türkischen Armee 
im Dreieck Genc-Lice-Kulp umzingelt 

I und könnten sich nur noch ergeben. 
Kurdische Stellen berichten erheblich 
anders. Hier zwei Meldungen der kur­
dischen Nachrichtenagentur DEM.

Köln, 10. April (DEM). (...) Nach den In­
formationen, die unser Büro erreich­
ten. wurden 15 Zivilisten in dem Dorf 
Satos im Bezirk Genc/Bingöl getötet. 
Das Gebiet wurde von Militär-Helikop­
tern bombardiert, und weitere sechs 
Zivilisten wurden während der Bom­
bardierung eines Wohngebiets in der 
Nähe des Dorfes getötet. Während tau­
sende von Soldaten an den Operatio­
nen teilnehmen, bleiben die Kralle der 
Guerilla In einer Position der aktiven 
Verteidigung, 04 Soldaten. 21 Zivilisten

und sechs kurdische Guerillas haben 
ihr Leben verloren, und mindestens 100 
türkische Soldaten wurden verwundet 
und ins Militär-Hospital nach Diyar- 
bakir geschafft. (...) Während die Zu­
sammenstöße in dem Dreieck Lice- 
Hani (Provinz Diyarbakir) und Genc 
(Provinz Bingöl) zunehmen, hat der 
türkische Staat eine große Zahl Trup­
penkommandos und Spezialeinheiten 
aus den Provinzen Diyarbakir, Elazig, 
Bingöl und Siirt mobilisiert. Die Namen 
von 27 gefallenen Soldaten (...) wurden 
durch den türkischen Generalstab be­
kanntgegeben, der behauptet, die Ope­
rationen seien erfolgreich. Die Leich­
name wurden in das Militärhospital 
von Diyarbakir transportiert, wo eine 
offizielle Zeremonie stattfand. Mehrere 
militärische Befehlshaber und hoch­
rangige Offiziere und Mitglieder der 
Presse waren bei der Zeremonie anwe­
send.

Viele Zeitungen und Fernsehslatio- 
nen gaben abweichende Informationen 
über die Verluste der ARGK-Guerilla, 
während die Prcsseabtellung des Ge­

neralstabs erklärte, 99 kurdische Gue­
rillas seien während der Gefechte mit 
den türkischen Staatskräften gefallen. 
Der türkische Generalstabschef Ismail 
Hakki Karadayi sagte, jede militärische 
Operation habe ihre Risiken. „Wenn wir 
keine Konsequenzen aus den Schäden 
und Verlusten ziehen, haben wir kei­
nerlei positive Ergebnisse“, kommen­
tierte Karadayi. Der Sekretär des Ge­
neralstabs, Generalmajor Erol Ozkas- 
nak, enthüllte, daß die PKK-Kräfte auf 
die Operationen vorbereitet gewesen 
seien. Über die eigenen Kräfte sagte er: 
„Verluste sind unvermeidlich.“ (...)

Erklärung des ARGK-Kommandanten 
Semdin Sakik
Köln, 12. April (DEM). Semdin Sakik, 
Kommandant der Volksbefreiungsar­
mee Kurdistans (ARGK) hat das Er­
gebnis von einer Woche Gefechten be­
kanntgegeben. Beinahe einhundert 
türkische Soldaten hätten ihr Leben 
verloren. Während der einseitige Waf­
fenstillstand der PKK weiter in Kraft 
bleibt, beurteilte Semdin Sakik die 

letzten Operationen in Nord-Kurdi­
stan und erklärte, die der Türkei zur 
Freundschaft gereichte Hand bleibe 
ausgestreckt. Sakik fuhr fort: „(...) Die 
Türkei muß akzeptieren, daß das Pro­
blem nicht mit militärischer Logik 
gelöst werden kann. Die Bilanz der 
Operationen in Amed, Kockiri und 
Südkurdistan sollte das ihnen klar ma­
chen. Die Verlustzahlen des türkischen 
Staates sind nicht sehr wichtig für uns, 
der wichtige Punkt für uns ist, daß die 
ARGK-Guerilla ein Niveau erreicht 
hat, um einen erfolgreichen Krieg zu 
führen, der uns zum Sieg bringen wird. 
Sie haben nicht nur in den Gefechten 
mit der kurdischen Guerilla in Südkur­
distan verloren, sondern auch schwere 
Verluste in Diyarbakir erlitten, wo sie 
mit mehr als 30.000 Soldaten gegen eine 
Handvoll Guerillas kämpften. Das Er­
gebnis dieser Gefechte muß sie nach­
denklich machen. Wir hoffen, daß der 
Ministerrat, der am 25. April in Diyar­
bakir eine Beratung abhalten will, ge­
genüber diesen wichtigen Punkten ob­
jektiver ist.“ „Die Erklärungen der tür­
kischen Militärbehörden über ihren Er­
folg in den Gefechten sind unzutref­
fend“, sagte Sakik.

Er stelle weiter fest, die Initiative zu 
einer Lösung der kurdischen Frage lie­
ge nicht in den Händen des türkischen 
Präsidenten Mesut Yilmaz oder des 
Generalstabs, sondern in den Händen 
von fremden Mächten und der PKK- 
„Das bedeutet, wenn wir unseren Gue­
rillakrieg fortsetzen, wird der türkische 
Staat beim Frieden kommen müssen“» 
stellte Sakik fest. Zum Abschluß er' 
klärte er, das Schicksal des kurdischen 
Volkes liege in seinen eigenen Händen-

Quelle: Presseerklärungen von DEM, 10. und . 
12. April 1996, eigene Übersetzung
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USA: Neue AFL-CIO- 
Gewerkschaftsführung Organisieren ist Schwerpunkt
Nirgends war das politische Vakuum in 
Sachen Vertretung von Arbeiterinteres­
sen im Parteienspektrum der USA so 
deutlich wie im diesjährigen Vorwahl­
kampf, als sich der Faschist Pat Buch­
anan unwidersprochen in heuchleri­
scher Sorge um das Wohl der Arbeiter 
aufspielen konnte und auf die „gierigen 
Unternehmen“ dreinschlug.

Und wahr ist, was John S. Sweeney 
und Tom Donahue, zu der Zeit beide 
Kandidaten für die Wahl zum Präsiden­
ten des Gewerkschaftsdachverbandes 
AFL-CIO, auf den Gewerkschaftsde-

lm Dienstleistungsgewerbe nehmen die Arbeitsplätze zu - bei menhang mit dem Profit und
Hiedrigstlöhnen

monstrationen zum US-Tag der Arbei­
ter im September 1995 ausdrücklich be­
tonten: „Ich beschloß, für das Amt des 
Präsidenten des AFL-CIO zu kandidie­
ren, weil ich glaube, daß die amerikani­
schen Arbeiterfamilien Besseres... von 
ihren Gewerkschaften verdienen ... 
denn die Gewerkschaften sind das ein­
zige Sprachrohr, das die amerikani­
schen Arbeiter und ihre Familien haben 

sagte Sweeney, und Donahue führ­
te weiter aus: „Die einzige Kraft in den 
USA, die stark genug ist, das Rad der 
Profitgier zurückzudrehen, die einzige 
Kraft, die stark genug ist, die Politik der 
Reaktion zu überwinden, sind die Ge­
werkschaften ..."

In der Tat, die Gewerkschaften sind 
die einzige Organisation von bedeutsa- 

I hier Größe in den USA, die ausgespro- 
' Chen die Interessen der arbeitenden Be­
völkerung vertreten. In der gegenwärti­
gen Phase des Angriffs der reaktionären 
Rechten in der Republikanischen Par­
tei auf alle sozialen Errungenschaften 

' der letzten 50 Jahre - soziale Sicherheit, 
^ohn, Streik- und Organisationsrecht, 
Sicherheit am Arbeitsplatz - sind Än­
derungen in der Führung und Strategie 

I der AFL-CIO-Gewerkschaften von gro­
ßer Bedeutung für die Arbeiterklasse.

Seit 20 Jahren sinkt der Effektivlohn 
der Arbeiter in den USA. Der Lebens­
standard des größten Teils der US-Be- 
völkerung ist heute niedriger als zu Be­
ginn der 70er Jahre. Heute reichen oft 
^Wei Löhne nicht mehr für den Lebens­
unterhalt einer Familie aus. Ein zweiter 
Job am Abend ist keine Seltenheit mehr.

„Gesundschrumpfen“ und Konzentra­
tion sind ein kontinuierlicher Trend der 
unternehmen seit dem Ende der 80er 
^ahre, verbunden mit ständigem Ver­
ist von qualifizierten und gut bezahl­
ten Arbeitsplätzen. Kein Ende ist in 

Sicht. Die relativ niedrige Arbeitslosen­
rate von offiziell 5,6% und die 624000 
neuen Arbeitsplätze im Februar, die den 
Aktienmarkt in einen 171-Punkte-Fall 
schockten wegen befürchteter Inflati­
on, sind alle im Dienstbereich und nied­
rig bezahlt, Minimallohn oder etwas 
darüber. Besser bezahlte Stellen im 
Bau- und Produktionsbereich gingen 
zurück. Dennoch, getragen von dem un­
erwartet hohen Stellenanstieg stieg der 
durchschnittliche Stundenlohn - um 
„schockierende“ 3 Cents.

Der Minimallohn von gegenwärtig 
$ 4,25 ist unverändert seit 1989 
und steuert ein 40jähriges Tief, 
an. Eine von Clinton propa­
gierte Erhöhung auf $ 4,70 und 
$5,15 im Jahr darauf ist infol­
ge Bob Doles Intervention im 
Kongreß gestrandet.

Eine weitere langfristige 
Entwicklung ist die steigende 
Diskrepanz im Einkommen 
zwischen Arbeitern und Top- 
Management. Die Spanne 
zwischen den obersten und 
untersten 20 % ist weiter als zu 
irgendeiner Zeit seit Beginn 
dieser Datenerhebung 1947. 
25 der höchstbezahlten Fir­
menchefs bekamen 1994 um 
die 1,5 Mrd. $ an Gehalt und 
Bonus zugeschoben, 60 Mio. $ 
für jeden im Schnitt. Das ist 
das 4000fache des niedrigst 
bezahlten Arbeiters. Im 
Durchschnitt verdient ein 
Boß etwa 200mal soviel wie 
seine Arbeiter. Die Millionen 
„Entschädigung“ der Bosse 
stehen in direktem Zusam-

steigender Produktivität ihrer 
Unternehmen, ein Barometer 

sozusagen für die Profitlage der US-Un- 
ternehmen. Für die Masse der Bevölke­
rung : Die USA nehmen derzeit die Spit­
ze der Spaltung in arm und reich inner­
halb der Industrienationen ein - ein 
eklatantes Argument gegen die weit­
verbreitete „Weisheit“ des Kapitals und 
seiner Anhänger, daß, wenn es den Ka­
pitalisten gut geht, auch was für die Ar­
beiter abfällt. Wir sitzen doch alle in ei­
nem Boot. Oder nicht???

Eine Fußnote in The Nation (linksli­
berale Zeitschrift) zeigt sich total per­
plex über die soziale Ruhe angesichts 
dieser Entwicklung. In früheren Zeiten 
sei eine solche Lage Anlaß zu Revolu­
tionen gewesen oder nur möglich, wenn 
sich ein Land im Krieg befand. Tatsäch­
lich machen sich im bürgerlichen Lager 
Befürchtungen in der Presse laut, wie 
lange das noch gut geht, und man ver­
sichert sich gegenseitig, daß es nicht in 
der Tradition der US-Bevölkerung sei, 
sich zum Kampf zu organisieren. „Man“ 
suche mehr individuelle Lösungen, und 
die Angst um den Arbeitsplatz sei zu 
groß (einen dritten Job oder Arbeit 
nach Vorschrift oder vielleicht ein klein 
bißchen individuelle Sabotage am Ar­
beitsplatz, das seien die derzeit prakti­
zierten individuellen Lösungen). Eine 
Bemerkung des Arbeitsministers Reich 
gab Anlaß zu derartigen „Analysen“: 
„Ich glaube, die amerikanische Ge­
schäftswelt wird sich auf einen gewalti­
gen Umschwung gefaßt machen müs­
sen. Und das kann schon sehr bald sein.“ 

Der Streik der Arbeiter einer Brem­
senfabrik von General Motors im März 
dieses Jahres (siehe Kasten), der Groß­
teile des Konzerns lahmlegte, zeigte 
zwar, daß einige Arbeiter bereit seien zu 
streiken. Das sei aber mehr die Ausnah­
me als die Regel. Wie wunderbar man 
sich mit Statistiken beruhigen kann:

Das US-Außenministerium berichtet 
für 1995 weniger Streiks denn je zuvor in 
den letzten 50 Jahren und, daß der ge­
werkschaftliche Organisationsgrad im­
mer noch am Fallen sei, derzeit: 15,5% 
der arbeitenden Bevölkerung vergli­
chen mit 25,2% 1968.

Palastrevolution oder 
wirkliche Veränderungen
Lane Kirkland, Präsident des AFL-CIO 
seit 1979, war 73 Jahre alt und in der Mit­
te seiner achten Amtsperiode, wieder­
gewählt ohne'Gegenkandidaten, als er 
im Juni 1995 seinen vorzeitigen Rück­
tritt ankündigte. Schon am nächsten 
Tag präsentierten 11 der 35 Mitglieder 
des Gewerkschaftsrates eine Gegenli­
ste mit John J. Sweeney als Präsiden­
ten, zwei Stellvertretern, komplett mit 
Plattform gegen Tom Donahue, dem 
langjährigen Adjutanten Kirklands. Of­
fensichtlich überrascht, konnte Do­
nahue nicht einmal einen Stellvertreter 
benennen und murmelte etwas in Rich­
tung, daß es Zeit für eine weibliche Per­
son sei.

Jedoch alles ging ohne große Krach 
vonstatten. Donahue und seine Stell­
vertreterin übernahmen die Gewerk­
schaftsführung nach Kirklands Rück­
tritt im August, und Sweeney und seine 
Liste gewannen die Wahlen auf dem Ge­
werkschaftstag im Oktober 95. Zum er­
sten Mal in der Geschichte des AFL- 
CIO gab es zwei Kandidaten auf dem 
Gewerkschaftstag und eine Podiums­
debatte, die zwar nicht viel Inhalt of­
fenbarte, aber schon für sich allein et­
was Neues war.

Sweeneys Plattform, genannt „Eine 
neue Stimme für die amerikanischen 
Arbeiter: Wiederaufbau der amerikani­
schen Gewerkschaftsbewegung“, ent­
hält u.a. die folgenden Punkte:

• Notfinanzierung - „mindestens 20 
Mio. $“ - für Organisieren; einen Spezi­
alfonds für Organisieren im Süden der 
USA; ein Zwetfahresprogramm zur 
Ausbildung von 1000 neuen Gewerk­
schaftsorganisationen mit Betonung 
auf Frauen und Minoritäten.

• Schaffung eines nationalen, politi­
schen Ausbildungszentrums der Ge­
werkschaften.

• Auf internationaler Ebene Einrich­
tung eines Projektes zur Beobachtung 
der transnationalen Unternehmen.

• Änderung der Gewerkschaftsverfas­
sung mit dem Ziel, den AFL-CIO-Exe- 
kutivrat zu erweitern, mit vierteljährli­
chen Sitzungen, zu denen die Leiter von 
Unterstützungsabteilungen und die 
nicht dem Rat angehörenden nationa­
len Präsidenten aller Einzelgewerk­
schaften eingeladen werden; Einrich­
tung einer Arbeitsgruppe für junge Ar­
beiter.

• Schaffung eines Komitees 2000 mit 
der Aufgabe, einen „mehijährigen stra­

Streik bei General Motors
In die vierte Woche ging Ende März der 
Streik der rund 2 700 Beschäftigten im 
Bereich Bremsenherstellung bei „Ge­
neral Motors“ in Dayton (USA), der 
durch den Ausfall von Zulieferungen 
faktisch die gesamten Montagebetrie­
be des Großkonzerns in die USA lahm­
legte. Die Automobilarbeiter forder­
ten den Verzicht auf eine neue Welle 
von Umstrukturierungen innerhalb 
des Konzerns, die mit der Ankündi­
gung von Massenentlassungen ver­
bunden waren. GM beabsichtigt die 
Aufgabe der Produktion von Brems- 
Antiblockiersystemen, die in Zukunft 

tegischen Planungsprozeß durchzu­
führen, Ideen für Veränderungen zu 
sammeln und Prioritäten zu beraten“.

Jedoch der Eindruck des einvernehm­
lichen Wachwechsels, den das AFL- 
CIO-Gewerkschaftsblatt zu vermitteln 
sucht, scheint nicht ganz zuzutreffen. 
Die bürgerliche Presse berichtet, daß 
eine Kampagne hinter vorgehaltener 
Hand und schließlich die offene Revolte 
der elf Gewerkschaftsführer Anfang 
1995 gegen den scheinbar unaufhaltsa­
men Mitgliederschwund Kirkland letzt­
endlich zum Rücktritt gezwungen habe.

Am 25. Oktober 1995 wurden John J. 
Sweeny, Präsident der Service Em- 
ployee International Union, Richard 
Trumka, Präsident der Mine Worker, 
und Linda Chavez-Thompson, Vize- 
Präsidentin einer Gewerkschaft für den 
öffentlichen Dienst, mit 56% der Stim­
men gewählt.

Sweeney ist 61 Jahre alt, Sohn eines 
Busfahrers und einer Dienstmagd. Für 
Sweeny spricht, daß es ihm gelungen ist, 
die Mitgliederzahl ,seiner* Gewerk­
schaft (Dienstleistungsgewerbe) auf 1,1 
Mio. zu verdoppeln, und das während 
der 80er Jahre, in denen alle anderen 
Gewerkschaften Mitglieder verloren ha­
ben. Es gelang ihm, weil er sich auf die 
Organisierung der niedrigst bezahlten 
Arbeiter konzentrierte und sie dann ag­
gressiv für die Durchsetzung ihrer In­
teressen aktivierte. Die bürgerlichen 
Kommentatoren jammern, daß seine 
Methoden militant seien: Streiks, De­
monstrationen und Plakataktionen, um 
auf die Arbeitgeber Druck auszuüben. 
Und daß er angekündigt habe, diese 
Konfrontationstaktik fortzusetzen und 
dabei auch Gefängnis zu riskieren.

Richard Trumka, 46 Jahre alt, dritte 
Generation einer Bergarbeiterfamilie, 
seit 1982 Präsident der Bergarbeiterge- 
werkschaft, brachte 1987 ,seine4 UMW 
zurück unter das AFL-CIO-Dach. Er 
wird in den Medien als einer der ausge­
sprochensten und kämpferischsten Ge­
werkschaftsführer gebrandmarkt.

Linda Chavez-Thompson, 50 Jahre alt, 
Witwe, Tochter eines armen Land­
pächters, mußte schon mit zehn Jahren 
in den Baumwollfeldern mitarbeiten 
und konnte deshalb keinen Schulab­
schluß erreichen. In die Gewerkschafts­
bewegung kam sie als Übersetzerin für 
die spanisch sprechenden Arbeiter. 
Später arbeitete sie als Organisatorin 
für neue Mitglieder in der AFSCME (ei­
ner Gewerkschaft im öffentlichen 
Dienst) in Texas, wo sie hauptsächlich 
Frauen und Minoritäten in die Gewerk­
schaften brachte. Letzten Sommer wur­
de sie auf einer Demonstration in San 
Francisco für streikendes Reinigungs­
personal verhaftet. Und sie ist stolz dar­
auf.

Laßt uns hoffen, daß sie schlimmer 
sind, als die bürgerliche Presse sie dar­
stellt. (ger, her)

der deutschen Bosch-Gruppe über­
lassen werden soll.

Die Konzerndirektion beschloß als 
Gegenmaßnahme die Verhängung von 
„technisch bedingter Kurzarbeit“ ge­
gen die übrigen fast 100000 Beschäf­
tigten des Unternehmens und ver­
suchte damit, die Arbeiter verschie­
dener Produktionsstätten gegenein­
ander aufzubringen. Pausenlose Ver­
handlungen zwischen der Direktion 
und der mächtigen Gewerkschaft. 
„United Auto Workers“ (UAW) hatten 
bis zur letzten Märzwoche noch zu kei­
nem Ergebnis geführt. 
Quelle: UZ t\ 5.4., CL-Nctz
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D
en folgenden Artikel entnahmen 
wir der deutschsprachigen Aus­
gabe der Zeitung „Le Monde di- 
plomatique“, Beilage der „tageszei­

tung“ vom 12.4.96. Die deutschsprachi­
ge Ausgabe liegt der „taz“ einmal mo­
natlich bei.

Wir entschlossen uns zu der unge­
wöhnlichen Maßnahme des Nach­
drucks, weil die bundesdeutsche Presse 
nahezu systematisch alle Informatio­
nen unterdrückt, die die Kritik an der 
Rolle der BRD bei der Zerteilung und 
Unterwerfung Jugoslawiens unter den 
Weltmarkt fundieren könnten. Daß sol­
che Informationen in der ausländi­
schen Berichterstattung aufzufinden 
sind, wirft ein bezeichnendes Licht auf 
das Maß an freiwilliger Gleichschal­
tung der Medien in diesem Land.

Erwartungsgemäß stößt die Umsetzung 
des Abkommens von Dayton auf ernst­
liche Schwierigkeiten. Zwar ist die Wie­
dervereinigung von Sarajevo am 19. 
März abgeschlossen worden, doch war 
sie von einem Exodus der serbischen 
Bevölkerung begleitet. Noch hat die 
Muslimisch-Kroatische Föderation kei­
ne Gestalt gewonnen, und die Zukunft 
von Mostar ist ungewiß. Was sich derzeit 
vor Ort vollzieht, ist eine faktische Tei­
lung. Bis zu den für September anbe­
raumten Wahlen lebt Bosnien unter 
westlicher Verwaltung. Und der Wieder­
aufbau des Landes weckt mancherlei 
Begehrlichkeiten...

Während die bewaffneten Streitkräfte 
der Nato in Bosnien damit befaßt sind, 
das Abkommen von Dayton umzuset­
zen, beschreiben Medien und Politiker 
die westliche Intervention einmütig als 
eine noble - wenn auch tragisch späte - 
Antwort auf die ethnisch begründeten 
Massenmorde und die Menschen­
rechtsverletzungen. Doch verschleiert 
diese Auffassung der Dinge eine Reihe 
von Faktoren, insbesondere die strate­
gischen Interessen Deutschlands und 
der Vereinigten Staaten sowie die Rolle 
der ausländischen Gläubiger und inter­
nationaler Finanzinstitutionen, die 
nicht unwesentlich zum Auseinander­
brechen Jugoslawiens beigetragen ha­
ben? Die Westmächte sind durchaus 
mitverantwortlich für die Verarmung 
und die schließliche Zerstörung dieser 
vierundzwanzig Millionen zählenden 
Nation. Die Reformen, die dem ehema­
ligen Jugoslawien von den Kreditge­
bern Belgrads aufgezwungen worden 
waren und die seit Beginn der achtziger 
Jahre schrittweise umgesetzt wurden, 
hatten ausgesprochen verheerende Fol­
gen für das wirtschaftliche und politi­
sche Leben.

Die Eingliederung Jugoslawiens 
in den Weltmarkt...
In einer Sicherheitsdirektive von 1984 
(NSDD 133) mit dem Titel „Die ameri­
kanische Politik in Jugoslawien“ hatte 
die Reagan-Regierung die jugoslawi­
sche Ökonomie trotz der politischen 
Blockfreiheit Belgrads und ungeachtet 
seiner intensiven Wirtschaftsbeziehun­
gen mit den Vereinigten Staaten und 
der Europäischen Gemeinschaft als 
„hochsensibel“ eingestuft. Eine zensier­
te Fassung dieses Dokuments, das erst 
1990 in den Papierkorb wanderte, lehn­
te sich stark an eine vorangegangene Di­
rektive aus dem Jahre 1982 über die na­
tionale Sicherheit in Osteuropa (NSDD 
4) an. Sie redete „verstärkten Anstren­
gungen“ das Wort, um mittels der Wie­
dereingliederung dieser Länder in den 
Weltmarkt „eine sanfte Revolution aus­
zulösen und den Umsturz von kommu­
nistischen Regierungen und Parteien 
herbeizuführen“?

Die unter dem Druck der Intematlo- 
Dillen Kreditgeber verwirklichten Re- 
formen führten In der Tut zum Verfall 
des Industricsektors und zum Abbau 

der sozialen Errungenschaften. In ra­
santem Tempo sank das Industrie­
wachstum auf 2,8 Prozent für den Zeit­
raum 1980 bis 1987, dann, in den Jahren 
1987 bis 1988, auf null, bis es schließlich 
1990 einen Tiefstand von minus 10,6 
Prozent erreichte.

...für zu seiner Zerstörung
1989 versprach Washington dem da­

maligen Premierminister Ante Marko- 
vic eine bedeutende Finanzhilfe, wenn 
im Gegenzug Wirtschaftsreformen 
durchgeführt würden: eine neue und 
abgewertete Währung, Einfrieren der

Bosniens heimliche 
Machthaber
Die Hilfe des Westens hat ihren 
politischen Preis
Von Michel Coussudovsky

Löhne, deutliche Reduzierung der 
Staatsausgaben und Abschaffung der 
selbstverwalteten Betriebe, die Eigen­
tum der Arbeitnehmer waren.3 Die so 
gewonnenen Einnahmen des Bundes 
dienten allerdings dazu, Schuldzinsen 
beim Pariser und Londoner Club (den 
informellen Zusammenschlüssen der je­
weiligen Geschäftsbanken) zu beglei­
chen, statt in die Republiken zurückzu­
fließen, die wirtschaftlich sich selbst 
überlassen blieben. Damit zerstörten 
die Reformer die fiskalische Struktur 
des Bundesstaates und versetzten zu­
gleich seinen politischen Strukturen 
den Todesstoß. Denn die Finanzkrise, 
deren Verursacher der Internationale 
Währungsfonds (IWF) war, schuf wirt­
schaftlich eine „vollendete Tatsache“, 
die die Abspaltung Kroatiens und Slo­
weniens im Juni 1991 teilweise vorbe­
reitete?

1989 wurde zudem mit Hilfe westlicher 
Berater ein „Konkurs-Programm“ in die 

Bunduwohrkonvol in Bosnien

Wege geleitet, dessen Ziel die Liquidie­
rung der maroden Unternehmen war. In 
weniger als zwei Jahren verschwanden 
mehr als tausend Betriebe, und zwar in 
erster Linie solche im Elektronikbe­
reich, in der Ölraffinerie, dem Maschi­
nenbau, dem Engeneering und der che­
mischen Industrie, die als gesellschaft­
liches Eigentum in den Händen der Be­
schäftigten waren. Damit einher gingen 
Einbrüche im Lohn-, Sozial- und Be­
schäftigungsbereich, was in der Bevöl­
kerung ein Klima der Hoffnungslosig­
keit schürte.

Die Wirtschaftsreformen, die man nun 
den Nachfolgestaaten des ehemaligen

Jugoslawien auferlegt hat, sind offen­
sichtlich die Fortsetzung jener Refor­
men, die noch zu bundesstaatlichen 
Zeiten in Gang gebracht wurden. Vor 
dem Hintergrund eines brutalen und 
zerstörerischen Krieges waren die Aus­
sichten auf einen Wiederaufbau für die 
jungen unabhängigen Republiken mehr 
als düster. Die Neuverhandlung der 
Schuldenfrage war - was von den Me­
dien nahezu gänzlich unterschlagen 
wurde - westlicher Bestandteil der Frie­
densbemühungen. Die Neuaufteilung 
des ehemaligen Jugoslawien fand unter 
dem wachsamen Auge seiner Gläubiger 
statt und ging mit der Schuldenauftei­
lung unter den neuen Republiken ein­
her.5

Die Nachfolgestaaten werden an 
die Kandare genommen
Während noch die Waffen sprachen, 
nahmen Kroatien, Slowenien und Ma­

kedonien bereits Verhandlungen mit 
den Institutionen von Bretton Woods 
auf. Das 1993 von der Regierung Tudj- 
man unterzeichnete Abkommen mit 
dem IWF, das zu massiven Haushalts­
kürzungen verpflichtet, wirkte den 
kroatischen Bemühungen entgegen, die 
landeseigenen Produktivkräfte zu mo­
bilisieren, und setzte dadurch den Wie­
deraufbau der kriegszerstörten Wirt­
schaft aufs Spiel. Für diesen Wiederauf­
bau werden schätzungsweise 23 Milliar­
den Dollar benötigt, die zwangsläufig 
eine neue Auslandsverschuldung erfor­
derlich machen. Ohne eine Umvertei­
lung seiner Schulden würde allein die 
Tilgung der jetzigen Außenstände für 
Zagreb über Jahrzehnte hinweg eine un­
geheure Belastung darstellen.

Um weitere Kredite zu erhalten, 
stimmte also die kroatische Regierung 
zusätzlichen Reformen zu, die erneut. 
Schließungen von Betrieben und dra-1 
stische Lohnkürzungen nach sich zo­
gen. So stieg die offizielle Arbeitslosen­
rate von 15,5 Prozent 1991 auf 19,1 Pro­
zent im Jahr 1994? Darüber hinaus wur­
de ein Gesetz verabschiedet, das in 
Konkursfällen ein wesentlich rigideres 
Vorgehen vorsieht und die Aufteilung 
der großen staatlichen Dienstleistungs­
betriebe härter voranzutreiben er­
laubt?

Makedonien ging denselben Weg. Sei­
ne Regierung willigte im Dezember 1993 
ein, die Löhne zu senken und die Kredi­
te einzufrieren, um zur Unterstützung 
der „Systemtransformation“ vom IW? 
Kredite zu erhalten. Indes wurde das i 
Geld nicht dazu verwendet, den „Wie-I 
deraufbau“ zu finanzieren, sondern tun 
Skopje die Tilgung von Rückständen 
bei der Weltbank zu ermöglichen. Wie 
sein kroatischer Amtskollege mußte 
auch Branko Crevenkovski im Gegefi- 
zug für eine Umschuldung sogenannte 
„Konkursbetriebe“ schließen und 
„überschüssige“ Arbeitskräfte - da* 
heißt die Hälfte aller in der Industrie Be­
schäftigten ! - entlassen. Auch hier ist 
die IWF-Therapie nur die Fortsetzung 
des 1989 noch zu Zeiten der Bundesre­
publik Jugoslawien lancierten Kon­
kurs-Programms“. Finanzminister LiU' 
be Trpevski vergißt die Sparpohtik und 
die Einschnitte in den öffentlichen 
Dienstleistungen wie etwa im Bildung*' 
und Gesundheitsbereich, wenn er vör 
der Presse stolz erklärt, daß „die Weit') 
bank und der IWF Makedonien zu den 
Ländern zählen, die bei den derzeitigen 
Übergangsreformen die besten Erfolg 
erzieht haben“. Der IWF seinerseits hat 
die makedonische Regierung zu ihre» 
„wirksamen Lohnpolitik“ beglücK' 
wünscht?
___________________—---------------
Kostspieliger Wiederaufbau |

Auch in Bosnien, wo die Nato-Truppen 
über einen bedrohten Frieden wachen* j 
hat der Westen inzwischen die Karten 
auf den Tisch gelegt und ein „Wieden 
aufbauprogramm“ vorgestellt, das de^ 
Land jede wirkliche politische und wirt' 
schaftliche Unabhängigkeit verweigert j 
Sein erklärtes Ziel: Bosnien-Herzeg0' 
winas wirtschaftliche Entwicklung 
ein unter Nato-Besatzung und westf 
eher Verwaltung aufgeteiltes Territof1, 
um.

Auf der Grundlage des Abkomme^ 
von Dayton vom November 1995 baue 
die USA und die Europäische Uniö 
eine ausländische Verwaltung in Bosfi 
en auf. An deren Spitze steht der jn 
goslawien-Beauftragte der EU, C# 
Bildt, ehemaliger schwedischer j 
sterpräsident und Vertreter der EU 
den Friedensverhandlungen. Er besitzt 
die Entscheidungsvollmacht in allen 
vilen Fragen und das Recht, sieh üW. 
Einwände der Muslimisch-Kroatisch1’^ 
Föderation und der Republik Srps^‘ 
der bosnischen Serben hinwegzus^.i 
zen. Er handelt in enger Absprache n;V
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dem Oberkommando der Ifor-Truppen 
und den Kredite gewährenden Organi­
sationen. Überdies wurde eine intema- 

. tionale zivile Polizei geschaffen, die ein 
von UN-Generalsekretär Butros Ghali 
ernannter Kommissar - ein Exiljugosla­
we - befehligt. Die 1700 Polizisten aus 
15 Ländern sind, nach einer nur fünftä­
gigen Ausbildung in Zagreb, mehrheit­
lich zum ersten Mal auf dem Balkan.

Die parlamentarische Versammlung, 
die gemäß der im Dayton-Äbkommen 
vorgesehenen Verfassung bereits ins Le­
ben gerufen wurde, dient vor allen Din­
gen als „offizieller Puffer“. Hinter dieser 
institutionellen Fassade bleibt die poli­
tische Macht im neuen Bosnien in den 
Händen einer „Parallelregierung“, die 
aus dem Jugoslawien-Beauftragten und 
seinen ausländischen Beratern besteht. 
Artikel 7 des Verfassungsentwurfs sieht 
vor, daß der Erste Gouverneur der Zen­
tralbank vom IWF ernannt wird und 
„weder Staatsbürger Bosnien-Herzego­
winas noch eines Nachbarstaates sein 
kann“. Derselbe Artikel erklärt, daß die 
Zentralbank nicht das Recht hat, als 
eine Zentralbank zu handeln: „Während 
sechs Jahren ... kann sie keine Kredite 
mit dem Effekt der Geldschöpfung ver­
geben, sondern in dieser Hinsicht nur 
als einfache Emissionsbank fungieren.“ 
Kurz, wie für die anderen Nachfolge­
staaten Jugoslawiens ist auch für Bos­
nien-Herzegowina die Möglichkeit von 
Anfang an begrenzt, den Wiederaufbau 
ohne eine stark anwachsende Aus­
landsverschuldung selbst zu finanzie­
ren.

Die Aufgaben, die mit der Verwaltung 
der bosnischen Wirtschaft verknüpft 
sind, wurden sorgfältig unter den Ge­
berorganisationen aufgeteilt. Der IWF 
überwacht die Zentralbank, die Eu­
ropäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung steht an der Spitze der 
Kommission der öffentlichen Unterneh­
men, die sämtliche Geschäfte aller Be­
triebe des öffentlichen Sektors führt: 
Energie- und Wasserversorgung, Post, 
Straßen- und Eisenbahnwesen und so 
weiter.

Der Präsident derselben Bank für Wie­
deraufbau und Entwicklung benennt 
zugleich den Vorsitzenden der Kommis­
sion, die im übrigen auch mit der Um- 
Strukturierung des öffentlichen Sektors 
beauftragt ist - also mit dem Verkauf der 
Staatsbetriebe sowie jener Unterneh­
men, die gesellschaftliches Eigentum 
sind - und mit der Beschaffung von lang­
fristigen Investitionsmitteln.

Eine merkwürdige Verfassung: Westli­
che Kreditgeber verfassen auf die 
Schnelle ein Dokument, das ihre eige­
nen Interessen schützt, indem es Per­
sonen, die keine bosnischen Staatsbür­
ger, sondern Vertreter westlicher Finan­
zinstitutionen sind, ausführende Funk­
tionen im Staatsapparat zuschanzt; 
keine konstituierende Versammlung 
und keine Absprachen mit Organisatio­
nen der Bürger von Bosnien-Herzego­
wina; keine Möglichkeit einer Verfas­
sungsbeschwerde ...

Nach Auskunft der bosnischen Regie­
rung werden sich die Kosten des Wie­
deraufbaus auf 47 Milliarden Dollar be­
laufen. Die Weltbank und die Europäi­
sche Union haben sich verpflichtet, in 
den nächsten drei bis vier Jahren 5 Mil­
liarden Dollar bereitzustellen, davon 
500 Millionen als Soforthilfe. Doch am 
20. Februar 1996 warf Carl Bildt dem We­
sten vor, bis dahin erst 250 Millionen 
Dollar angewiesen zu haben. Die Frage 
Wird bei der erneuten Sonderkonferenz 
über Bosnien, die für den 12. April in 
Brüssel geplant ist, auf der Tagesord­
nung stehen. Dort könnte eine Freigabe 
der ausstehenden 250 Millionen Dollar 
Und eine Zusage über wenigstens 1,3 
Milliarden für die kommenden zwölf 
Monate erreicht werden.

Doch haben die Vereinigten Staaten 
ihren Anteil auf maximal 600 Millionen

Dollar für die nächsten drei Jahre fest­
geschrieben und die EU den ihren auf 1 
Milliarde.9 Man ist von dem ursprüngli­
chen Betrag also noch weit entfernt, zu­
mal man weiß, daß nach dem Abkom­
men von Dayton ein Teil dieser Gelder 
dazu dienen soll, die vor Ort anfallenden 
Kosten für die Aufstellung der Ifor- 
Truppen zu decken sowie Schulden­
rückstände bei den internationalen 
Kreditgebern zu tilgen.10

Um es offen zu sagen: Die Regierun­
gen und Unternehmen interessieren 
sich auch für die natürlichen Ressour­
cen Bosniens - für die vorhandenen wie 
die potentiellen. Glaubt man den Un­
terlagen, welche sowohl die bosnischen 
Kroaten wie die bosnischen Serben in 
Händen halten, so wurden unter den 
östlichen Hängen des Dinarischen Ge­
birges Kohle- und Ölvorkommen ent­
deckt. Es handelt sich um jene Gegend, 
aus der die kroatische Armee während 
der Kämpfe in der Krajina, die vor dem 
Abkommen von Dayton stattfanden, 
die aufständischen bosnischen Serben 
vertrieb.11 Bosnische Beamte weisen 
auch daraufhin, daß sich unter den aus­
ländischen Gesellschaften, die in Bos­
nien Bohrungen vorgenommen haben,

BRD-Energiekonzerne 
besetzen Schlüsselpositionen 
im östlichen Europas
Um die Stromversorgung im Norden 
und Nordosten Euopas künftig noch 
enger miteinander zu vernetzen, haben 
sich die Energieversorger Vattenfall 
AG (Schweden), Imatran Oy (Finn­
land) und SK Power Company (Däne­
mark) sowie der bundesdeutsche En- 
ergiekonzem PreußenElektra in einem 
Konsortium zusammengeschlossen. 
Diese „Baltic Ring Study Group“ soll 
innerhalb von zwei Jahren untersu­
chen, welche Kosten und welche Vor­
teile für die einzelnen Länder entste­
hen. Die Kosten von 5 Mio. ECU trägt 
zu 50% das Konsortium, die andere 
Hälte der Studienkosten trägt die Eu­
ropäische Union. Für die PreußenE­
lektra besonders interessant: neben 
den genannten Unternehmen arbeiten 
in dem Konsortium von Beginn an 
auch Vertreter aus Polen, Estland, 
Lettland, Litauen, Rußland und 
Weißrußland mit.

Die RWE Energie AG wird stärker mit 
der “Oberschlesischen Elektrizitäts­
versorgungsgesellschaft AG“ in Gliwi­
ce Zusammenarbeiten. Das polnische 
Energieversorgungsunternehmen ver­
sorgt im Südwesten des Regierungs­
bezirks Katowice 1,2 Millionen Kunden 
mit Strom. Es ist damit die größte der 

der amerikanische Ölkonzem Amoco 
befindet. Schließlich soll es „bedeuten­
de Erdölvorkommen in dem Teil Kroa­
tiens geben, der von den Serben gehal­
ten wird, nämlich am anderen Ufer des 
Flusses Sava in der Region von Tuz­
la“^, also im Umkreis jener Stadt, in der 
das Hauptquartier der amerikanischen 
Militärzone eingerichtet wurde.

1 Vgl. Sean Gervasi, „Gennany, US and the Yu- 
goslav Crisis“, Covert Action Quarterly, Nr. 43, 
Winter 1992-1993
2 Sean Gervasi, ebd.
3 Im Rahmen der „Sozialistischen Marktwirt­
schaft“ gab es in der jugoslawischen Wirtschaft 
neben den Staatsbetrieben eine Großzahl von 
Unternehmen, die einem Arbeiter- oder Ange­
stelltenkollektiv gehörten. Diese Form des „ge­
sellschaftlichen Eigentums“ darf nicht ver­
wechselt werden mit dem „Staatseigentum“.
4 Vgl. Catherine Samary, „La Yougoslavie ä 
l’epreuve du liberalisme reellement existant“, 
Le Monde diplomatique, Juli 1991, und Michel 
Chossudovsky, „Global Poverty“, Penang 
(Third World Network) und London (Zed 
Press) 1996.
5 Im Juni 1995 hatte der IWF die Aufteilung der 
Schulden in Höhe von 10 Milliarden Dollar 
nach folgendem Schlüssel vorgeschlagen: Ser­
bien und Montenegro sollten sich verpflichten, 
36,52 Prozent der Schulden zu übernehmen, 
Kroatien 28,49 Prozent, Slowenien 16,39 Pro­

33 Verteilergesellschaften in Polen. 
RWE will im Rahmen dieser dieser Ko­
operation nach eigenen Angaben vor 
allen Dingen bei Fragen der Stromver­
teilung, der ökonomischen Untemeh- 
mensführung, des Projektmanage- 
ments sowie der Preis- und Tarifpolitik 
Zusammenarbeiten. Solche Koopera­
tionen gibt es schon mit der polnischen 
Nertzgesellschaft PPGZ in Warschau 
und mit dem Verteilunternehmen ZZE 
in Zielona Gora. (mio)

Ein neues Buch zu den 
russischen Parteien
Unser Autor, von dem wir in den letz­
ten Monaten mehrere Artikel über rus­
sische Parteien veröffentlichen konn­
ten, legt der Öffentlichkeit jetzt, recht­
zeitig vor den Präsidentschaftswahlen, 
sein Buch vor:

Ernst Laboor, Wieviel Parteien 
braucht Rußland? Parteien und politi­
sche Organisationen vom Ausgang der 
achtziger Jahre bis zu den Dumawah­
len im Dezember 1995, Berlin 1996,240 
S., DM 38,80.

Der Autor spürt den Wurzeln der 
frühen Parteienbildung in Rußland an 
der Wende von den achtziger zu den 
neunziger Jahren nach, die bis in die 
Dissidentenbewegung und die Bewe­
gung der „Nichtformalen“ seit den 

zent, Bosnien-Herzegowina 13,2 Prozent und 
Makedonien 5,4 Prozent (vgl. Le Monde, 10. Fe­
bruar 1996).
6 Vgl. „Zagreb’s About Tum“, The Banker, Lon­
don, Januar 1995, S. 38
7 Diese „Reform durch Zergliederung“ in Ost­
europa läßt sich nachlesen in Esra Benathon 
und Louis S. Thompson, „Privatisation Pro­
blems at Industry Level, Road Haulage in Cen­
tral Europe“, World Bank Discussion Paper, Nr. 
182, Weltbank, Washington, Kapitel 3.
8 International Herald Tribüne, 20. Februar 
1996
9 Nach dem Abkommen zwischen der Repu­
blik Bosnien-Herzegowina und der Nato ent­
richtet das Nato-Personal keine Steuern. 
Außerdem wird ein Teil seiner vor Ort entste­
henden Kosten von der bosnischen Regierung 
gedeckt: „Die Regierung der Republik Bosni­
en-Herzegowina stellt kostenfrei die Einrich­
tungen zur Verfügung, die die Nato für die Vor­
bereitung und Durchführung ihrer Operatio­
nen benötigt.“
11 Frank Viviano und Kenneth Howe, „Bosnia 
Leaders Say Nation Sits Atop Oil Fieldtf4, The 
San Francisco Chronicle, 28. August 1995
12 Frank Viviano und Kenneth Howe, ebd.
Der Autor ist Professor für Wirschafts­
wissenschaft an der Universität von Ot­
tawa.
Deutsche Übersetzung:. Eveline Passet, 
Zwischenüberschriften v.d. Redaktion 

sechziger Jahren zurückreichen. Er 
zeigt, wie die einstmals allein herr­
schende KPdSU unter dem Ansturm 
einer massenhaften Demokratiebewe­
gung auseinanderbrach, und gibt ei­
nen Überblick über die hauptsächli­
chen Parteien, politischen Organisa­
tionen und Parteienbündnisse und 
ihre führenden Persönlichkeiten, die in 
Kurzbiografien vorgestellt werden. Auf 
der Grundlage reichhaltiger Materiali­
en - Originaldokumente, Äußerungen 
russischer Politiker und politisch Akti­
ver, wissenschaftlicher Untersuchun­
gen - analysiert er die Umgruppierun­
gen der politischenKräfte und des Par­
teiengefüges, die sich aus den Ereig­
nissen des August 1991 und der Zer­
schlagung der Sowjetunion, dem Ein­
satz von Panzerkanonen gegen das ge­
wählte Parlament und den Parla­
mentswahlen 1993 und 1995 ergaben 
sowie die gegenwärtige politische 
Landschaft im Vorfeld der Präsiden­
tenwahl. Literaturverzeichnis, Perso­
nenregister und Parteienregister ma­
chen den Band zu einer wichtigen 
Hilfsmittel für alle, denen an schneller 
und zuverlässiger Information gelegen 
ist.

Zu bestellen ist das Buch bei der: 
FIDES
Verlags- u. Vcranstaltungsgesellschafl, 
Waldowallce 87,10318 Berlin.



8 Berichte und Reportagen regional

■■

Bundeswehr in aller Welt - Wir sag
Berichte aus linken örtlichen Zeitungen über die Ostermärsche 

wie 
mehreren Gründen gewählt wordenx^ ai 
Zum einen wegen des dort stationierten 
Jagdbombergeschwaders Boelcke, ei­
nem Teil der schnellen Eingreiftruppe 
der Bundeswehr, und seiner atomwaf­
fentragenden Tornados. Zum zweiten 
wegen der in Schloß Nörvenich gezeig­
ten Werke des Nazi-Bildhauers Arno _ ____ __________ w
Breker und zum dritten wegen des Nör- Württemberg gab es mit ungefähr 500 
venicher Flüchtlingsheims, das von 
Brandexperten als Todesfälle bezeich­
net wurde.

nach Lokalberichte Köln, tri

Hamburg

Es waren über 1000 Menschen, die un­
ter dem Motto: „Abrüsten statt Umrü­
sten“ auf die Straße gingen. In den De­
batten zur Vorbereitung der Demon­
stration wurden zum Teil recht radika­
le Forderungen in den Aufruf aufge­
nommen, wie das Ziel der Abschaffung 
der Bundeswehr, und es wurde ein Zu­
sammenhang der Militarisierung zur 
Migration und Flucht von Menschen in 
die BRD und die entsprechende re-
striktive Ausländerpolitik angedeutet. 
Mit den inhaltlichen Diskussionen über 
politische Inhalte der gemeinsamen Ak­
tion wurde der Zustand, wie er vor eini­
gen Jahren existierte, überwunden, in 
dem der Ostermarsch eine jährliche 
Traditionsveranstaltungen von Vetera­
ninnen der Friedensbewegung war. Der 
Charakter eines Familientreffens alter 
Friedensaktivistinnen konnte jedoch 
noch nicht aufgehoben werden:

Es gelang nicht, in nennenswertem 
Umfang neue Kräfte hinzuzugewinnen. 
Zwar gab es in den Gewerkschaften De­
batten um den Ostermarsch, die auch 
zu entsprechenden Beschlüssen, den 
Ostermarsch zu unterstützen, führten. 
Auch eine Reihe von prominenten Sozi­
aldemokraten unterzeichneten den
Aufruf.

nach Hamburger Lokalberichte, 
Markus Gunkel

Ruhr
Oft schon totgesagt, zählte der Oster­
marsch Ruhr auch in diesem Jahr meh­
rere hundert Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer. Wie auch im letzten Jahr war 
die Beteiligung an der Fahrradetappe 
von Essen nach Bochum-Langendreer 
mit rund 100 Teilnehmern am schlech­
testen, an der letzten Etappe in Dort­
mund mit knapp 500 Teilnehmern am 
Besten, darunter viele Kurden. Den Ab­
schluß des Ostermarsches bildete ein 

breites Kulturprogramm im Dortmun­
der Fritz-Henssler-Haus. Peter Gingold 
(WN-BdA) erklärte auf der Kundge­
bung: „Auf dem Marsch von Bochum 
hörte ich von manchen sagen, wir hät­
ten doch mehr sein müssen ... ange­
sichts dessen, daß wieder deutsche Sol- ’ 
daten auf fremdem Boden im Kriegs­
einsatz sind ... Die meisten sind jedoch 
nicht beunruhigt, wie z. B. Anfang der 
80er Jahre bei der Stationierung der 
amerikanischen atomaren Erstschlag­
waffen, als die Friedensbewegung hun-

derttausende Menschen mobilisierte, 
oder auch beim Golfkrieg... Der Bevöl­
kerung haben die Medien glaubhaft 
suggeriert, daß es sich in Jugoslawien 
nicht um einen Kriegseinsatz, sondern 
lediglich um einen Friedenseinsatz han­
delt...“

nach Lokalberichte Essen, wof

Rheinland
Mehr als 250 Menschen, unter ihnen vie­
le junge Leute, nahmen am Oster­
marsch Rheinland 1996 in Nörvenich . 
teil.

Dieser Ort, unweit Dürens gelegen, 
war von den Organisator (inn) en aus

Baden-Württemberg

Ostermärsche unter dem Motto „Bun­
deswehr in alle Welt - Wir sagen Nein!“

Auch in Baden-Württemberg regt sich 
die Friedensbewegung

Das Friedensnetz Baden-Württem­
berg wertet die Ostermarschaktivitäten 
als Erfolg. Die Tatsache, daß in Baden- 
Württemberg auch in diesem Jahr zwei 
Ostermärsche stattgefunden haben, sei 
Beweis für die Beharrlichkeit der Frie­
densbewegung, mit der sie gegen 
Kampfeinsätze der Bundeswehr einträ­
te. In Mannheim und in Marbach gingen 
insgesamt etwas über 1000 Menschen

_ itraße. In Mannheim hatten die 
"Ostermarschveranstaltungen am Kar­
samstag begonnen mit einer Kundge­
bung, an der ungefähr 300 Menschen 
teilnahmen. Am Ostermontag setzten 
die Mannheimer die Aktivitäten fort mit 
einem Ostermarsch im „Panzerwald“. - 

Die größte Veranstaltung in Baden-

Teilnehmerlnnen in Marbach am 
Neckar. Initiativen aus Stuttgart, Heil­
bronn, aus Backnang, aus Leonbergund 
aus Marbach hatten zu einem Oster­

marsch und einer abschließenden 
Kundgebung am Ostermontag aufgeru­
fen. nach Kommunale Ber. Stuttgart

Mannheim
Ein Vertreter des Vorstandes des Kul­
turvereins Kurdistans e.V. in Mannheim 
forderte Unterstützung für eine politi­
sche Lösungin Kurdistan ein. Der Krieg 
ruiniere die türkische Gesellschaft und 
verhindere die Demokratisierung in 
Türkei und Kurdistan. Er wies die Pres­
sebehauptungen zurück, die PKK wob 
le deutsche Politiker und Polizisten er­
schießen.

nach Kommunales Info Mannheim

2000 Atomkraltgognor demonstrierten am Sonntag, don Id. April, gegen don bevorstehonden Atom­
mülltransport noch Gorleben. Pin Graflauf gebot von Polizei und Bundesgrenzschutz verhinderte die ge­
plante, Öffentlich angekündigte Demonstration. Trotzdem fanden zahlreiche Blockade-Aktionen statt, 
wlo die auf diesem Fernsehbild wlcdcrgcgobono Schiononblockode.Dic Polizoi griff brutal durch und 
setzte Waffenwor/cr und anderes schweres Material ein. Für dio kommenden Tage sind weltore Aktio­
nen ungckündlgt.

Interessenten für 1 000 
Volksaktien der Stadtwerke
Frankfurt. Der Frankfurter Stadtkäm­
merer Tom Königs will durch den Ver­
kauf von Teilen der Stadtwerke-Berei- 
che Wasser und Strom den Kapitalbe­
darf der Stadtwerke GmbH decken. 
30 % der Anteile minus eine Aktie sollen 
als Aktien im Nennwert zu 5 DM aus­
schließlich an Frankfurter Bürger ver­
kauft werden, die dadurch auch Einfluß 
auf die Geschäftspolitik nehmen könn­
ten. 20 % sollen an international aktive 
ausländische Unternehmen aus Ener­
gie- und Wasserwirtschaft veräußert 
werden. Damit will Königs Vorlieferan­
ten mit eigenen Absatzinteressen - wie 
Preußen-Elektra - ausschließen, aber 
Know-How- und Kapitaltransfers zum 
Nutzen der stadteigenen Kraftwerke si­
cherstellen. Mit diesem Plan will Königs 
ein Modell schaffen, wie den Konzen­
trationstendenzen in der Versorgungs­
wirtschaft begegnet werden kann. In 
Konkurrenz steht dieser Plan zu Über­
legungen, der Stadtwerke GmbH, Ka­
pital über die Maingas AG zu beschaf­
fen, an der die Preußen-Elektra beteiligt 
ist. Für den Verband Kommunaler Un­
ternehmen hat der Vorstoß „einen ge­
wissen Charme, jedoch bleibt die Frage, 
wie verhindert werden kann, daß die 

großen Unternehmen an der Börse den 
Bürgern die Aktien wieder abkaufen“. 
(Informationsblatt Linke Kommunal' 
Politik, Quelle: Handelsblatt, 5. 3.96) 
Die Bürgervereinigung Seckbach e. V 
meldet Interesse an 1 000 dieser Aktien 
an. Ein Vorgehen, das vielleicht Schule 
macht ? nach Frankfurter Info, udi

Gedenkveranstaltung 
in Ravensbrück
Die Lagergemeinschaft RavensbrücK/ 
Freundeskreis e.V. führt am Samstag« 
dem 27. April 1996, auf dem Gelände def 
Mahn- und Gedenkstätte RavensbrücK 
eine Gedenkveranstaltung anläßlich 
des 51. Jahrestages der Befreiung des 
Frauenkonzentrationslagers Ravens* 
brück durch.
Beginn: 14.00 Uhr beim 
Mahnmal am Schwedtsee 
Rednerinnen sind u.a. Gertrud Mülle* 
Vorsitzende der Lagergemeinschaft’ 
Regine Hildebrandt, Sozialministerin 
von Brandenburg, Sigrid Jacobeit, Lej' 
terin der Gedenkstätte sowie Schtf0' 
ster Theodolinde, Überlebende dc* 
Frauen-KZ. f

Das Programm wird vom Berlin6, 
Hans-Beimler-Chor musikalisch nft1 
rahmt.
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Infobüro Heidelberg lädt ein
Veranstaltung zum 20. Todestag von Ulrike Meinhof

Ein „Experte“ für Bioethik
Peter Singer in Heidelberg ausgeladen

Heidelberg. Am Samstag, den 11. Mai, 
finden in Heidelberg Veranstaltungen 
zum 20. Todestag von Ulrike Meinhof 
statt, u.a. eine mit Monika Berberich, 
Kampfgefährtin von Ulrike Meinhof und 
ehemalige Gefangene aus der RAF. Ort: 
Haus der Studierenden, Marstallstraße. 
Beginn 19 Uhr. Die Veranstalter, das In­
fobüro für die Freiheit der politischen 
Gefangenen schreiben in der Einla­
dung:

Gegen das Vergessen! Gegen die herr­
schende Geschichtsfälschung! „Protest 
ist, wenn ich sage, das und das paßt mir 
nicht. Widerstand ist, wenn ich dafür 
sorge, daß das, was mir nicht paßt, auch 
nicht länger geschieht.“ (Ulrike Mein­
hof)

Am 9. Mai 1976 wurde Ulrike Meinhof 
in der JVA Stuttgart-Stammheim, 7. 
Stock (Isoliertrakt für politische Ge­
fangene) bei Aufschluß der Zelle um 7.45 
Uhr tot aufgefunden. Ähnlich wie in 
gleichartig gelagerten Fällen - so bei der 
Todesnacht von Stammheim, in wel­
cher am 18.10.1977 Andreas Baader, Gu­
drun Ensslin und Jan Carl Raspe ums 
Leben kamen - war die offizielle Version

Buchhandlung protestiert
Durchsuchung wegen Gorleben-Broschüre

Hamburg. Heute morgen, am 3.4.96, 
Wurden unsere Geschäftsräume am 
Schulterblatt 55 vom LKA durchsucht. 
Anlaß war die Broschüre „55 Millionen 
plus X“, hrsg. von der Republik Freies 

: Wendland, in der „auf den Seiten 18 und
19 detailliert Angaben darüber gemacht

I werden, wie Sprengsätze zur Spren­
gung von Strommasten und Schienen­
strängen herzustellen sind“.

Uns wird die Verbreitung dieser Bro­
schüre entsprechend § 130 StGB vorge- 

I Worten: Verbreitung einer Schrift, die 
geeignet ist, zu Straftaten aufzurufen.

In Anwesenheit unserer Anwälte, die 
Verhinderten, daß sämtliche Geschäfts­
unterlagen beschlagnahmt wurden, 
suchten sie relativ gezielt nach der Bro- 

schon wenige Stunden später geboren: 
Selbstmord. Noch heute wird straf­
rechtlich verfolgt, wer nach genauer 
Würdigung der Todesumstände und de­
ren Vorgeschichte von Mord spricht. 
Ebenso wird die Geschichte von 25 Jah­
ren revolutionärer Politik, für die u.a. Ul­
rike Meinhof steht, heute in ihr Gegen­
teil verkehrt, umgelogen und allenfalls 
zur endgültigen Erledigug juristisch 
aufgearbeitet.

Mit unseren Veranstaltungen an die­
sem Tag wollen wir dazu beitragen, die 
Geschichte des linken Widerstands zu 
erhalten. Ulrike Meinhof muß in unserer 
Erinnerung weiter leben. Wir wollen 
deshalb versuchen, an diesem Tag dem 
Menschen, der Genossin und der Revo- 
lutionärin Ulrike Meinhofnäher zu kom- 
men. Ihre Geschichte steht exempla­
risch für alle, die im Kampf gegen das 
imperialistische System zu Tode ka­
men.

Für uns spielt es daher auch eine ent­
scheidende Rolle, am 20. Todestag von 
Ulrike Meinhof die Frage nach den Um­
ständen ihres Todes wieder zu stellen.

nach Kommunale Berichte Stuttgart 

schüre und Hinweisen auf deren Urhe­
berinnen. Sie beschlagnahmten zwei 
Exemplare, außerdem eine vollständige 
Ausgabe der neuesten Zeck - das Info 
aus der Roten Flora - und 59 Exempla­
re des mittleren Einlegeblattes mit u.a. 
einer Kopie aus der gesuchten Bro­
schüre, sowie eine Ausgabe der Radikal 
Nr. 151.

In erster Linie richtet sich das Vorge­
hen des Staatsschutzes gegen den radi­
kalen Widerstand der Anti-AKW-Bewe- 
gung. Unter dem Motto: „Den Castor 
stoppen, bevor er losfährt - Tag X2 - 
jetzt erst recht!“ läuft die Mobilisierung, 
um diese Transporte politisch und 
praktisch zu verhindern.

nach Lokalberichte Hamburg

Die Antifaschistische Zeitung Freiburg 
(az) hatten wir über einen gewissen Pe­
ter Singer aus Australien berichtet; und 
zwar, daß er für die dortigen Grünen als 
Spitzenkandidat im Staat Victoria no­
miniert worden ist. „Soziale Gerechtig­
keit“ hat er -neben der Umwelt- zu sei­
nem Schwerpunkt erklärt. Unter dem 
Titel „Praktische Ethik“ warb er 1987für 
ein neues „Nützlichkeitsdenken“.

Grund genug, daß ihn ein Kongress 
„Fundamentalismus und Beliebigkeit in 
Wissenschaft und Therapie“ Anfang 
Mai 96 nach Heidelberg eingeladen hat­
te. Das Institut für Systematische For­
schungen in Heidelberg - der Veranstal­
ter - hat nunmehr die Einladung an Sin- 
ger zurückgezogen, mit einer recht ei- 
genartigen Begründung. Der Kongress 
könne „gewalttätig gestört werden, so 
daß die Sicherheit Peter Singers...be- 
drohte würde. Als Veranstalter hätten 
wir uns dann gezwungen gesehen, Roll­
stuhlfahrer, welche die Veranstaltung 
gewaltsam zu blockieren suchten, - 
wenn wir sie nicht diskriminieren woll­
ten - durch die Polizei ab transportier en 
zu lassen. Dies wollen wir weder den be­
troffenen Demonstranten, noch der Po­
lizei, den Kongressteilnehmern, der 
Stadt Heidelberg oder uns antun.“

Sie halten die Ausladung von Peter 
Singer im Grunde für falsch, „weil sie zur 
Verleugnung des zugrundeliegenden 
Problems führt und unseres Erachtens 
langfristig eher zu einer Bedrohung des 
Lebensrechtes Behinderter beitragen 
könnte.“ Also müsse man sich mit Peter 
Singer auseinandersetzen, um Behin­
derte zu schützen - eine merkwürdige 
Auffassung. Und dann versuchen die 
Veranstalter, Opfer zu Tätern zu defor­
mieren: „Erschreckt mußten wir zur 
Kenntnis nehmen, daß Organisationen, 
welche den Kampf gegen die Ausgren­
zung der Stigmatisierten in unserer Ge­
sellschaft zu ihrem Programm gemacht 
haben, in ihrem eigenen Handeln Stig­
matisierung und Ausgrenzung als Mit­
tel der Ausgrenzung verwenden. Die 
Selbstgerechtigkeit, mit der in man­
chen Kreisen der Helfer-Szene Moralis- 
mus als Machtstrategie praktiziert 

wird, hat uns sehr nachdenklich ge­
macht.“ Meinungsfreiheit für Peter Sin­
ger, so die Initiatoren in ihrer Erklärung 
vom 1.4.96, denn hätte es diese schon in 
der Nazi-Zeit gegeben, hätten mögli­
cherweise „all die Bestialitäten“ nicht 
stattfinden können. Hätte man damals 
schon für Meinungsfreiheit gekämpft, 
hätte es die Euthanasie nicht geben 
können. Also heute Peter Singer einla­
den, um seine Thesen publik zu machen, 
und für die Meinungsfreiheit zu kämp­
fen? „Keiner gesellschaftlichen Gruppe 
sollte das selbstherrliche Recht zuge­
billigt werden, über die Redefreiheit An­
dersdenkender zu entscheiden. Das 
wäre eine Form der Diskriminierung, de­
ren Vorzeichen sich nur zu leicht um- 
kehren ließen." (gez. Dr. Hans-Rudi Fi- 
scher, Priv-Doz. Arnold Retzer, Priv- 
Doz. Fritz B. Simon, Dr. Gunthard We­
ber, Heidelberg.)

Muß mensch sich mit Singer ausein­
andersetzen, um seinen Thesen entge­
genzutreten? Müssen forschungsgeile 
Dozenten unbedingt mit Singer gegen 
ihn diskutieren wollen - warum laden sie 
nicht genügend praktisch Betroffene 
ein, die erst durch vorzeitige Veröffent­
lichung davon erfahren mußten, daß 
Singer kommen würde und sich daher 
zu dem angekündigten Protest haben 
entschließen müssen? Welchen Begriff 
haben die Herren in Weiß von wissen­
schaftlicher Debatte - gerade im Hin­
blick auf die Geschichte?

nach Antifaschistische Zeitung 
Freiburg, cm

Im Netz der
Bioethik von Jobst Paul

Im DISS Verlag ist ein interessantes 
Buch zum Thema Bioethik erschie­
nen. Der Autor zeichnet das interna­
tionale Beioethik-Netz nach, das letzt­
lich unserer aller Freiheit gefährdet

ISBN 3-927388-43-2, 12,80 DM

Den Abschluß bildet eine Menschen­
kette bei den „vergessenen“ Nebenla­
gern des Konzentrationslagers Ravens­
brück.

VDA tagt in Weimar
Weimar. Der „Verein für das Deutschtum 
im Ausland“ (VDA) führt am 22. Juni in 
Weimar seine nächste Bundesmitglie- 
üerversammlung durch. Zur Diskussion 
stehen wird u.a. ein Vorschlag zur Na­
mensänderung. Demnach soll der VDA 
künftig in „Verein für die Deutschen und 
deutsche Kultur im Ausland e.V (VDA), 
gegr. 1881 als Allgemeiner Deutscher 
Schulverein“ umbenannt werden. 
Außerdem will der nach Finanzskanda- 
^n erneut ins Licht der Öffentlichkeit 
gerückte VDA seine zukünftige Satzung 
^soweit verändern, daß seine Landes­
verbände zukünftig über eine eigene Fi­
banzhoheit verfügen, um den VDA „für 
^ine breite Öffentlichkeit attraktiv zu 
Gestalten“.

Am Sonntag, den 23. Juni, will der „Ver- 
sip für das Deutschtum im Ausland“ im 
putschen Nationaltheater Weimar sei- 
^n „VDA-Kulturpreis 1996“ verleihen, 

diesjährigen Preisträger sind Her- 
Wever für das „Staden-Institut“, 

die Geschichte der deutschen Aus­

wanderer in Brasilien erforscht hat, und 
der amerikanische Professor des Völ­
kerrechts Alfred M. de Zayas für die 
„Aufarbeitung des Vertreibungsgesche­
hens“, so der VDA-Bundesvorsitzende, 
der CSU-MdB Hartmut Koschyk. 
Zayas, von Revanchistenblättern wie 
„Der Schlesier“ und dem „Eckartboten“ 
gerne als amerikanischer Kronzeuge für 
angebliche „Vertreibungsverbrechen“ 
an den Deutschen zitiert, trat kürzlich 
auch als Gutachter der CDU/CSU-Frak- 
tion in der Bundestagsdebatte um die 
Rehabilitierung der Wehrmachtsdeser­
teure auf. Seine Erfahrungen in diesem 
Amt verbreitete Zayas, Mitglied des 
PE.N.-Clubs, in einem Artikel in der 
letzten Ausgabe der einschlägigen Zeit­
schrift „Criticon“ unter dem Titel „Tä­
ter- und Opferkategorien - Schwarz­
weißmalereien über Wehrmachtsjustiz 
und Deserteure“.

nach Antifa Nachrichten, hma

Pakistani soll 
abgeschoben werden!!
Freiburg» Das Südbadische Aktions­
bündnis gegen Abschiebungen (SAGA) 
macht in einer Presseerklärung auf fol­
genden Fall aufmerksam: Am 30.1.96 
sprang ein pakistanischer Flüchtling in 

der Vauban-Kaseme aus
dem Fenster und zog sich schwerste 

Verletzungen zu; fast zwei Monate wur­
de in der Universitätsklinik Freiburg 
stationär behandelt, anschließend in 
eine Rehabilitationsklinik nach Bad 
Krozingen überwiesen. Dort hätte er 
noch bis Ende April 96 bleiben sollen, 
um über Massagen, Körpergymnastik 
und Elektrotherapie die gebrochenen 
Knochen (Becken, Lenden, Hände) wie­
der gebrauchen zu können - außerdem 
befinden sich noch Schrauben in seinen 
Knochen, die erst in ca. 8 Monaten ope­
rativ entfernt werden können.

Seit dem 11.4.96 aber sitzt er in Poli­
zeigewahrsam; ein äußerst dubioser 
Hintergrund bildet den Anlaß, daß er - 
am 12.4.96- durch den Amtsrichter Gra­
be in Abschiebe(sicherungs)haft in die 
JVA Rottenburg eingewiesen wird.

Die „Schwarzwaldklinik“ in Bad Kro­
zingen Orthopädie-Oberarzt Dr. Peters 
beurteilt ihn ohne Kenntnis der Ab­
schiebehaftbedingungen als „haft­
fähig“, obwohl er ohne Gehhilfen kaum 
laufen kann und ein Stützkorsett tragen 
muß. Der Verwaltungschef der Klink 
verdächtigte den pakistanischen 
Flüchtling, ohne Bezahlung Telefonge­
spräche geführt zu haben - und kündig­
te am 11.4. an, daß „der Mann fliegt- hier 
raus“.

Dieses Zeichen war für das Regie­
rungspräsidium Freiburg der offen­
sichtlich erwartete Hinweis, daß der 
Flüchtling nunmehr völlig entgegen me­
dizinischen Stellungnahmen aus der 
Universitätsklinik Freiburg zur Ab­
schiebung freigegeben sei.

Es formulierte dem Haftrichter gleich 
den passenden Haftbefehl vor, nachdem 
es sich noch am heutigen Vormittag mit 
der Kliniksleitung verständigt hatte.

Rechtsanwalt Althaus hat inzwischen 
entsprechende Anträge gegen diese 
menschenverachtende Behandlung des 
pakistanischen Flüchtlings eingereicht. 
Der Mann, einer religiösen Minderheit 
in Pakistan angehörend, war am 30. Ja­
nuar 1996 aus dem Fenster gesprungen, 
weil er - realistischerweise - im Fall der 
Abschiebung nach Karatchi befürchten 
muß, dort erneut den religiösen Fanati­
kern in die Hände zu fallen.

Er war bereits einmal nach Pakistan 
zurückgekehrt und hatte sich aus genau 
diesen Gründen dann erneut entschie­
den, wieder nach Deutschland zu gehen 
und hier noch einmal Asyl zu beantra­
gen.

Das Verfahren läuft noch. Auf diese 
Umstände nimmt das Regierungspräsi­
dium Freiburg nicht die mindeste Rück­
sicht.

aus CL-Netz, 16.4,1996



IQ^rSrgy Aus Ostdeutschland

A
m 31.12.1993 wurde sie scharf ge­
macht - die Zeitbombe, die nach 
der Detonation den sozialen Frie­
den im Beitrittsgebiet wird helfen zu 

zerstören. Unmerklich für die Betroffe­
nen, nicht durchschaubar für die daran 
Beteiligten und doch wirksam ver­
gleichbar einer Neutronenbombe. Soli­
darität, menschliche Wärme, Zusam­
mengehörigkeitsgefühl, häufiger auch 
denunziert als Begriffe der DDR-Notge­
meinschaft, sind trotzdem Begriffe, an 
die sich die Menschen zunehmend 
nostalgisch erinnern. Diese Nostalgie 
wird aber keine Entsprechung mehr fin­
den, denn die Zeichen stehen auf Sturm. 
Die Deindustrialisierung ist vollzogen, 
das Wirtschaftswachstum, das sich an­
geblich durch einen selbsttragenden

. Aufschwung verstärken sollte, ist 
steckengeblieben und rangiert nur noch 
auf unterstem Niveau.

Die Ankopplung der Mietpreisent­
wicklung an die Lohnentwicklung ist 
längst revidiert worden. Die Wohnungs­
wirtschaftsbetriebe und Wohnungsge­
nossenschaften sind in eine gnadenlose 
Aufholjagd eingetreten, denn die ge­
nehmigten Mieterhöhungen reichen 
nicht, um die notwendigen Sanierungs­
schritte ausreichend zu finanzieren und 
um die vom Gesetzgeber vorgeschrie­
benen Mindeststandards bezahlen zu 
können. Der Investitions- und Repara­
turstau einerseits und aufgezwungene 
DIN-Vorschriften bei Energieversor­
gungsmaßnahmen sowie der sicherlich 
berechtigte Wunsch, in einer moderni­
sierten Wohnung zu wohnen, haben Be­
lastungen geschaffen, die dazu geführt 
haben, daß alleine schon aus diesen Be­
dingungen heraus große Verschuldun­
gen auf die Wohnungsgenossenschaften 
und Wohnungsgesellschaften zugekom­
men sind. Alles dieses wäre aber durch 
bilanzielle Gegenwerte gedeckt und 
würde sich von den Bilanzen in den Alt­
bundesländern nicht unterscheiden.

Die Konkursfalle ist aber ab 31.12.1993 
von der Bundesrepublik Deutschland, 
dem Bundestag und der Regierung mit 
Wissen und Billigung des Bundesrates 
aufgestellt worden. Das sog. FKK - Fö­
derale Konsolidierungskonzept - hat 
der Wohnungswirtschaft den sog. Alt­
schuldenkompromiß aufgenötigt. Al­
lein der Umgang mit diesen Altschulden 
ist ein finanzpolitischer Skandal. 
Während man heute über die Altschul­
den der Kommunen lauthals redet und 
im Bereich der Landwirtschaft ein mu­
tiger Konkursverwalter erst recht durch 
eine Klage beim Bundesverfassungsge­
richt den Stachel lockt, haben mehr 
oder weniger unbemerkt die Woh­
nungswirtschaftsbetriebe Ende 1993 
die weiße Fahne hochgezogen, da zu die­
sem Zeitpunkt die Problematik zwar 
klar, aber der Widerstand noch nicht 
entwickelt war.

Am 30.6.1990 wurde in einem Feder­
strich der DDR-Bevölkerung die D- 
Mark scheinbar geschenkt. Für den fi­
nanzpolitischen Umtausch wurde das 
Sparguthaben aller DDR-Menschen als 
aktives Volksvermögen eingebucht. 
Übersehen wurde, daß diese DDR-Spar­
konten im Kreislauf der DDR-Wirt­
schaft als sog. Bilanz und Bilanzgegen­
konten verbucht waren. Jeder Woh- 
nungswlrtschaftsbetricb hatte die Ver­
pflichtung, Häuser bauen zu müssen. 
Dafür bekam er finanzielle Bilanzmittel 
und natürlich technologische Ausstat­
tungaus den jeweiligen Bilanzierungen. 
Damit diese Rechnung aufging, wurde 
dafür scheinbar ein Kreditvertrag zu­
grunde gelegt bzw. unterstellt. Tatsäch­
lich war dies aber gar kein dem bundes­
deutschen Standard entsprechender 
Kreditvertrag. Es war eben ein aus einer 
völlig anders strukturierten Volkswirt­
schaft entstehender Bilnnzlerungsver-. 
trag, bei dem das Ziel die Erfüllung des 
Plano» und nicht die Rückzahlung von 
Krediten war.

Zum Stichtag 30.6.1990 waren 72 Mil­
liarden Mark der DDR als Bilanzmittel 
für die damalige DDR-Wohnungswirt­
schaft in den Planbilanzen aufgeführt.

Zu DDR-Zeiten mußten für die 72 Mil­
liarden theoretisch 1% Tilgung und 2% 
Zinsen aufgewendet werden, was kein 
Problem war, da die Wohnungswirt­
schaft hoch subventioniert war.

Am 30.6.1990 änderte sich alles, ohne 
daß es die einzelnen Betriebe merkten 
bzw. überhaupt bemerken konnten. Die 
Bundesrepublik Deutschland tauschte 
die D-Mark gegen die Mark der DDR 1:2, 
und am 1.7.1990 war die Wohnungswirt­
schaft der DDR mit 36 Milliarden DM 
hoch verschuldet. Im Einigungsvertrag 
wurde für diese Schulden, die von der

Die Zeitbombe tickt
Altschulden und die Wohnungswirtschaft. 
Von Bodo Ramelow

Wohnungswirtschaft überhaupt nicht 
anerkannt wurden, ein „angemessener“ 
Zinssatz festgeschrieben, den der Staat 
dann selbst auch mit sage und schreibe 
10% festsetzte. Jeder Wohnungswirt­
schaftsbetrieb in den Altbundesländem 
hätte zu diesem Zeitpunkt entspre­
chende Finanzmittel zu wesentlich gün­
stigeren Konditionen bekommen kön­
nen. Die BRD erlaubte es sich aber, im 
Einigungsvertrag dieses überfallartig 
direkt zu regeln. Bis 1993 weigerten sich 
die Wohnungsbetriebe, diese Altschul­
den anzuerkennen, weil sie darauf hin­
wiesen, daß es sich um überhaupt keine 
klassischen Schulden handelt. Recht 
gab ihnen zum Beispiel ein konservati­
ver Staatsrechtler wie Rupert Scholz, 
der das in einem ausführlichen Gutach­
ten damals schon genau belegte.

55 Milliarden DM „Altschulden“
Da aber nicht sein kann, was nicht sein 
darf, bekamen die Wohnungsbetriebe 
zunehmend Probleme, freie Kreditmit­
tel zur Sanierung zu bekommen. Grund 
und Boden als Pfand stand zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht zur Verfügung, da 
der volkseigene Grund und Boden noch 
nicht vermessen und im Grundbuch 
noch nicht eingetragen war. Mieten 
konnten nicht frei vereinbart werden, 
da sie staatlichem Reglement unterlie­
gen. So konnte man scheinbar freiwillig, 
in Wirklichkeit aber in erpresserischer 
Manier, mit dem Altschuldenhilfegesetz 
(dieser Name ist pervers, da er nicht 
hilft, nur schadet) einen Deal machen, 
bei dem die ehemalige Staatsbank der 
DDR, welche umfirmierte zur Staats­
bank AG und dann mutierte zur Deut­
schen Kreditbank AG, auf einen Schlag 
55 Milliarden D-Mark ausgereichte Kre­
ditmittel unterschriftsreif vorliegen 
hatte. Die wundersame Vermehrung 
waren die aufgelaufenen Zinsen, welche 
von 36 Milliarden von 1990 auf 55 Milli- 
arden zum 31.12.1993 gestiegen waren. 
Großzügig wurde dann den Wohnungs­
betrieben eine Kappung bei 150 DM 
Schuldenlast/qm Wohnungsbestand 
angeboten, und alles, was die 150 DM- 
Marke/qm überschritt, wurde vom 
Staat gekappt bzw. mit einem Trick auf 
den Erblastentilgungsfonds über­
schrieben.

Während also die 55 Milliarden DM 
Altschulden geteilt wurden auf rund 40 
Milliarden DM Neuschulden, welche 
„freiwillig“ von den Wohnungsbetrieben 
akzeptiert bzw. geschluckt wurden, ging 
die Differenz auf den Erblastentil­
gungsfonds über. Dort liegen sie dro­
hend - zugeordnet den Wohnungsbe­
trieben - noch 8 Jahre vor. In dieser Pha­
se müssen sämtliche Wohnungsbetrie­
be 15% ihres Wohnungsbestandes - wie­

derum streng freiwillig - verkaufen. An 
den Veräußerungserlös, der kein Ge­
winn ist, sondern schlicht aus der Sub­
stanz der Wohnungsbetriebe herausge­
kauft wird, bereichert sich wiederum die 
Bundesrepublik mit jährlich 10% stei­
genden Anteilen. D.h. im ersten Jahr der 
Privatisierung verbleiben 90% des Kauf­
preises bei dem Betrieb und 10% gehen 
an den ETF. Im letzten Jahr der Rege­
lung ist es genau umgekehrt, denn 90% 
gehen in den Fonds und 10% bleiben 
beim Eigentümer. Mit dieser idiotischen 
Steigerungsvariante werden die Woh­
nungsbetriebe zusätzlich enteignet. 
Sollte die Veräußerung nicht stattfin­
den oder der Betrieb nicht nachweisen 
können, warum bei ihm die Veräußerung 

nicht geklappt hat, bekommt er die Alt­
schulden wieder aufgebrummt.
Die Wohnungsbetriebe können die Alt­
schulden derzeit aus der laufenden Mie­
te neben allen anderen Kosten nicht 
ausreichend verzinsen und tilgen. D.h. 
fast alle Betriebe müssen aus der Kalt­
miete Gelder herausnehmen, die drin­
gend in den Unternehmen gebraucht 
würden, nur um die Zinsen und die Til­
gungsanteile zu zahlen. Die Miete kann 
nicht erhöht werden, da gesetzliche Re­
geln dagegenstehen, aber wenn die Mie- 
te angehoben würde, steigen die Löhne 
nicht ausreichend, um diesen Teil auch 
nur ansatzweise ausgleichen zu können. 
Bei diesem Prozeß sind zum Schluß im­
mer nur ostdeutsche handelnde Perso­
nen die Dummen. Seien es die Gewerk-

Berliner Abschiebehaft wieder 
in Kritik
Durch das Fernsehmagazin „Panora­
ma“ wurden wieder mal menschenver­
achtende Zustände in der Berliner Ab­
schiebehaft bekannt. 1994 waren schon 
50 Abschiebehäftlinge für grundlegend­
ste menschliche Bedürfnisse in Hun­
gerstreik getreten. Was Besserungen 
aber auch Strafen für „Rädelsführer“ 
brachte.

Jetzt wurde bekannt, daß über meh­
rere Jahre rumänische Abschiebehäft­
linge lumpenartige Bekleidung (ausge­
diente Polizei-Trainingsanzüge) anzie­
hen mußten. Ohne Unterwäsche waren 
die Gefangenen so nur notdürftig be­
kleidet. Diese menschenverachtende 
Praxis war von obersten Stellen der In­
nenverwaltung gedeckt, wenn nicht so- 
garangeordnet. So hatte ein inzwischen 
pensionierter Wachleiter des Abschie­
beknasts Kruppstraße dies immer wie- 

schaften, die wegen der Massenarbeits­
losigkeit Lohnentwicklungen nicht be­
werkstelligen, sei es der Wohnungswirt­
schaftsvorstand oder Geschäftsführer, 
der nicht weiß, wie er die Zinsen bezah­
len soll, und trotzdem bezahlen muß, sei 
es der Mieter, der seine Wohnung be­
halten möchte und nicht versteht, war­
um alle an sein Portemonaie gehen.

All das bringt keiner mehr in Verbin­
dung mit dem 30.6.1990, und kaum einer 
begreift oder will begreifen, daß dafür 
Kanzler Kohl verantwortlich ist.

Es war der damalige Bundesbankprä­
sident, der offenkundig in Abschätzung 
dieser Entwicklung das Handtuch warf 
und Konsequenzen für sich persönlich 
gezogen hat. Beim FKK haben sich 1993 
die Westfunktionäre der Sozialdemo­
kratie, aber auch der DGB nicht mit 
Ruhm bekleckert, als sie diesen Coup 
halb schweigend, halb zustimmend zur 
Kenntnis genommen haben. Damals 
wurde dieses Manöver mit Rentenstei­
gerung, Verhinderung des Arbeitslosen­
geldabbaus usw. erkauft.

Dieses Schweigen hat nur bis zum Ja­
nuar 1996 gedauert, und jetzt schlägt 
die gleiche Bundesregierung wieder zu. 
Das damalige Gegengeschäft von Ka­
renztagen usw. wird jetzt massiv auf die 
Tagesordnung gesetzt, und die Net­
toeinkommensentwicklung in den neu­
en Ländern droht rapide zu sinken. Die 
Schere zwischen steigenden Mieten 
und sinkenden Einkommen wird gra­
vierend. Schon das Föderale Konsoli' 
dierungskonzept war eine Verhöhnung 
der Menschen in den neuen Ländern 
und alles, was jetzt unter dem Stichwort 
Bündnis für Arbeit zugemutet wird, ist 
wiederum nur das Etikett, um den So­
zialabbau, der 1993 nur aufgeschoben 
wurde, jetzt aktiv betreiben zu können-

Bodo Ramelow ist Landesvorsitzendel 
der HBV in Thüringen.

Als Ostermarsch fand ifi 
Brandenburg am Ostef' 
sonntag - fast schon tradi' 
tionell - die Demonstrt' 
tion gegen den Truppen' 
Übungsplatz in der Witt' 
Stocker Heide statt; 5.00° 
Menschen nahmen teih 
Unterstützung erhielt diß\ 
Bürgerinitiative „FREie 
HEIDe“ aus Berlin, wo kett 
eigener Marsch stattfand' 
Gegen die Weiternutzufl^ 
des „Bombodrom“ durd 
die Bundeswehr klagd 
mehrere Landkreise, Koffl' 
munen, Kirchengemeinde11 
und Einzelpersonen. Am | 
Mai findet eine weitere/ 
evtl, entscheidende SÜ' 
zung des Verwaltungsge' 
richts Potsdam statt, (hall1

der intern kritisiert. Die Folge war, daß 
Vorgesetzte Disziplinarverfahren gegeä 
ihn einleiteten. Ein Amtsrichter bez. 
schreibt einen vorgeführten Häftling 
„mit viel zu weiter Hose, so daß def 
Mensch sich die Hose festhalten mußte- 
die Jacke dadurch aufging.“ Diesef 
Richter hatte unter diesen Umständen i 
ein rechtsstaatliches Verfahren als gez 
fährdet angesehen, sich über die Be' 
kleidung beschwert und den Häftlin. 
auf freien Fuß gesetzt. Die Polizei rea 
gierte mit einem Verfahren wegen 
Rechtsbeugung, das später eingesteH 
wurde. Für die Vorführungen wurdtf 
aufgrund der Beschwerde fünf intakt 
Trainingsanzüge angeschafft. >•

Bündnis 90/Grüne kündigten an, at 
eine Klärung im Ausschuß für AuslaP 
derfragen des Abgeordnetenhauses 
drängen. Auch die Gewerkschaft de 
Polizei verlangt Aufklärung und gegf' 
benenfalls personelle Konsequenzen in 
der oberen Polizeiführung. («m
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Großbetriebe auf der Suche 
nach Profiten in Osteuropa
Das obige Schaubild veröffentlichte die 
Augsburger Zeitung am 13.3.1996. Na­
hezu jeder dritte Augsburger Betrieb 
hat nach Information der Industrie- 
und Handelskammer (IHK) zumindest 
Teile seiner Produktion ins Ausland ver­
lagert. Mehr als ein Drittel der Augs­
burger Firmen ist in Ungarn tätig, ein 
weiteres Drittel in Tschechien und Po­
len. Etwa jedes fünfte Unternehmen un­
terhält Kontakte zu Asien. Dies soll 
noch weiter zunehmen.

In den Augsburger Betrieben liegen 
die Expansionen ins Ausland höher als 
im schwäbischen Umland, da hier die 
meisten großen Firmen liegen. Aus­
landsverlagerungen werden nämlich 
vorwiegend von den Großunternehmen 
mit 500 und mehr Beschäftigten durch­
geführt.

(Berichte Augsburg u. Schwaben)

HBV: Die Ausbildung muß ver­
bessert werden
Die HBV Frankfurt hatte letztes Jahr 
mit Unterstützung der DGB-Jugend 
eine Umfrage über die Ausbildungsbe­
dingungen in Rechtsanwaltsbüros un­
ter 170 Auszubildenden durchgeführt. 
Die wichtigsten Ergebnisse wurden in 
einer Broschüre „Die Ausbildung muß 
verbessert werden“ dargestellt, die jetzt 
über die HBV-Frankfurt bezogen wer­
den kann.

Von einer 38,5-Stunden-Woche kann 
bei den meisten Azubis nicht die Rede 
sein. Fast 80% der Befragten berichten 
von 40 Arbeitsstunden in der Woche. 
69% müssen an einem Berufsschultag 
noch in den Betrieb, immerhin 4% sogar 
an beiden Schultagen, obwohl dies ge­
setzeswidrig ist. Überstunden sind kei­
ne Seltenheit. Bei der Ausbildungsver­
gütung bestehen große Unterschiede 
zwischen den einzelnen Betrieben (700 
bis 1200 DM im ersten Lehrjahr). Aus­
bildungsfremde Arbeiten kommen im­
mer wieder vor. In manchen Büros ist 

niemand richtig zuständig für die Aus­
bildung.

Die Broschüre enthält auch die For­
derungen, die HBV an die Ausbildung 
stellt: betriebliche Ausbildungspläne, 
angemessene Vergütung und Soziallei­
stungen, 30 Tage Urlaub, Befreiung von 
der Anwesenheitspflicht an beiden Be­
rufsschultagen, 38,5-Stunden-Woche, 
ausreichend Freiraum für Hausaufga­
ben, Führung von Berichtsheften und 
Vorbereitung auf Prüfungen u.a.

(Frankfurter Info, ola)

IBM: Tarifvertrag über Pflege- 
und Erziehungszeiten
Mit Wirkung zum 1.1.96 hat die DAG bei 
der IBM Deutschland einen Haustarif­
vertrag zur „Vereinbarung von Beruf 
und Familie“ abgeschlossen.

Erkrankt ein Kind und gibt es im 
Haushalt keine andere Pflegeperson, so 
hat jeder Beschäftigte Anspruch auf be- 

. zahlte Freistellung von bis zu fünf Ta­
gen pro Kind und Jahr. Bei längeren Er­
krankungen gibt es bis zu 15 weitere 
Tage unbezahlt.

Nach 18monatiger Betriebszugehö­
rigkeit kann Erziehungszeit bis zum 
sechsten Lebensjahr des Kindes (bei 
Geburt mehrerer Kinder maximal zehn 
Jahre lang) in Form von Arbeitszeitre­
duzierung auf mindestens 19 Wochen­
stunden oder ganz als ruhendes Ar- 
beits Verhältnis genommen werden. 
Ebenfalls kann zur Pflege eines schwer­
pflegebedürftigen Angehörigen (ab 
Pflegestufe 1) für eine Zeit von 4 bis 36 
Monaten in Teilzeit oder unbezahlte 
Freistellung gegangen werde.

In einem DAG-Flugblatt heißt es: „Der 
Weiterbeschäftigungsanspruch auf ei­
nen vergleichbaren Arbeitsplatz bleibt 
bestehen.“

Der Tarifvertragstext dazu ist freilich 
wachsweich. „Soweit betrieblich reali­
sierbar“ erfolgt die Wiederaufnahme der 
Arbeit in der bisherigen, sonst „in der 
nächstgelegenen Betriebsstätte mit ei­
nem vergleichbaren offenen Arbeits­
platz.“ Wird der dann abgelehnt, so 
kann abgruppiert werden.

Als Alternative zur Freistellung will 
IBM vorrangig Teleheimarbeitsplätze 
anbieten; zur Herrichtung des heimi­
schen Arbeitszimmers gibt es einen Zu­
schuß von 1000 DM, der PC wird gestellt. 
Der Personalchef rechnet damit, daß 
nicht zuletzt durch diesen Tarifvertrag 
die Zahl der bisher 2400 Telearbeiter bis 
1999 um weitere 1700 steigt - das wäre 
dann jeder vierte IBMer, der ganz oder 
teilweise am Heimcomputer schafft.

(Kommunale Berichte Stuttgart, wor)

Erfolg beim Mindestlohn, 
weniger beim Tariflohn
Tarifabschluß Bau

Die Schlichtung im Baugewerbe ergab 
folgendes Ergebnis: Es konnte ein Min­
destlohn durchgesetzt werden, der 
deutlich höher ist als der, den sich die 
Baukapitalisten, wenn überhaupt, vor­
gestellt haben. Er beträgt rückwirkend 
zum 1. April im Westen 15,30 DM, steigt 
zum 1. September auf 17 DM und zum
1. Dezember auf 18,60 DM. In Ost­
deutschland gilt ab 1. April ein Min­
destlohn von 14,08 DM, der sich ab Sep­
tember auf 15,64 DM und ab April näch­
sten Jahres auf 17,11 DM erhöht. Die Be- 

. triebsräte erhalten weitgehende Kon­
troll- und Einblicksrechte in die Unter­
lagen der Subuntemehmer, um illegaler 
Beschäftigung vorbeugen zu können. 
Bisher konnten sich die Konzerne damit 
rausreden, daß es sie nichts anginge, 
was die Subs machen, in Zukunft ma­
chen sie sich damit strafbar.

Die Lohntarifrunde ergab nur 1,85% 
mehr Lohn und Gehalt. Damit steigt der 
Lohn für die zahlenmäßig stärkste 
Gruppe der Spezialbaufacharbeiter im 
Westen von 24,48 auf 24,93 DM, der der 
Baufachwerker von 20,98 auf 21,37 DM. 
Im Osten, der derzeit noch bei 92% der 
Westtarife liegt, wird die Erhöhung so­
gar erst ab September gültig; vorrangig 
soll jetzt der Kampf gegen den massiven 
Tarifbruch dort geführt werden. Wie­
sehügel, der von der Fraktion für eine of­
fensivere Tarifpolitik letztes Jahr als 
neuer Vorsitzender durchgesetzt wur­
de, hatte schon früh Zugeständnisse ge­
macht, um die Rückerstattung für das 
Überbrückungsgeld über die Sozialkas­
sen von 20 auf 50% zu erreichen. Das ist 
vom Tisch, aber auch die ganze Latte 
von Forderungen, die die Unternehmer 
gestellt haben: Senkung von Weih­
nachts- und Urlaubsgeld, Aussetzung 
der Lohnanpassung auf 100 % im Osten, 
Einfrieren der Ausbildungsvergütun­
gen des 2. und 3. Jahres, Spezialbau­
facharbeiterlohn erst nach drei, statt 
nach einem Jahr, Abkommandieren der 
Azubis zwischen Weihnachten und Neu­
jahr auf die Baustelle. Wichtig ist es, daß 
es keine Tariföffnungsklauseln für „not­
leidende“ Betriebe geben wird, mit de­
nen die Kapitalisten die Belegschaften 
und ihre Betriebsräte untereinander 
hätten ausspielen können.

Nachdem die Große Tarifkommissi­
on der IG BAU letzte Woche zuge­
stimmt hatte und die Zustimmung der 
sozialpolitischen Abschüsse der Bau- 

untemehmerverbände wahrscheinlich 
ist, muß nun der BDA im Tarifausschuß 
beim Bundesarbeitsminister den Min­
destlöhnen zustimmen, damit diese all­
gemeinverbindlich werden. Denn sonst 
gelten für diejenigen, die nicht über ei­
nen hiesigen Menschenhändler hier ar­
beiten, sondern über einen, der seinen 
Firmensitz im Ausland hat, die Min­
destlöhne nicht. Murmann hatte an­
gekündigt, nichts über 15 DM zu ge­
nehmigen. Sollte der BDA ablehnen, 
wird der Tarifvertrag ungültig und die 
IG BAU will dann versuchen, über die 
Sozialkassen des Baugewerbes einen 
Mindestlohn durch die Hintertür einzu­
führen, was kompliziert ist. (Hoffentlich 
hat der Kommentator im Handesblatt 
vom 12./13.4. recht, wenn er auf Wider­
sprüche im Arbeitgeberlager verweist 
und meint, eine Absage würde den BDA 
auch politisch isolieren.)

Trotz des unbefriedigenden Lohnab­
schlusses läßt sich sagen, daß die Kapi­
talisten mehr Zugeständnisse machen 
mußten, und mit dem Mindestlohn, 
wenn er die letzte Hürde passieren soll­
te, die auf den gesamten Bauarbeitern 
schwer lastenden, unwürdigsten Bedin­
gungen ein Stück weit verschwinden. 
Die hohe Kampfbereitschaft hat das 
Selbstbewußtsein gestärkt und der Be­
weis, daß die IG BAU streikfähig ist, 
wird in kommenden, schwierigen Aus­
einandersetzungen eventuell eine Rolle 
spielen.

Trotzdem bleiben noch offene Fragen: 
Was passiert mit den Scheinselbständi­
gen, vor allem aus Irland und England, 
die nicht für Stundenlohn arbeiten?

Wie entgegnet die IG BAU den chau­
vinistischen Tönen aus den eigenen Rei­
hen, die zwar nicht die Regel, aber doch 
hörbar sind?

Die IG BAU geht davon aus, daß die 
Ausbeutung der Stammbelegschaften 
wieder günstiger wird, da die Reibungs­
verluste über Sprachprobleme, nicht 
eingespielte, zusammengewürfelte Ko­
lonnen, andere Ausbildung, usw. oft 
höher sein werden als die Differenz zwi­
schen den Löhnen. Was passiert dann 
mit den Ausgegrenzten aus den ande­
ren Ländern? Wird die von der IG BAU 
angekündigte verstärkte Zusammenar­
beit mit den anderen europäischen Bau­
gewerkschaften einen Beitrag dazu lei­
sten, Standards gegen Verelendung zu 
setzen? - (tja)

Mercedes-Benz: Mit Streik den freien Samstag verteidigt

V
on Donnerstag, 7. März 1996, bis 
Samstagmorgen, den 9. März 
1996, hatten die Kolleginnen 
und Kollegen im Mercedes-Werk Met­

tingen die Arbeit niedergelegt. Der 
Funke des Ausstands war auch auf Tei­
le des Untertürkheimer Werks überge­
sprungen. Hintergrund dieser breiten 
Streik- und Protestwelle war ein un­
verschämter Forderungskatalog der 
Leitung des Untertürkheimer Werks. 
Sollte der Betriebsrat nicht schnell be­
reit sein, diesen zu akzeptieren, wurde 
eine Fremdvergabe von Produktions­
umfängen im ganzen Werk angedroht, 
wir hatten ausführlich in den Politik 
sehen Berichten informiert.

Der Streik hat Wirkung gezeigt. Mit 
dem Druck der Belegschaft wurde ein 

Ergebnis erreicht, das von den Kolle­
ginnen und Kollegen als Erfolg ihrer 
Aktionen gewertet wird. Es folgt die 
Bewertung des Verhandlungsergeb­
nisses durch ein Betriebsratsmitglied 
von Mercedes-Benz Mettingen:

D
er Samstag bleibt frei, es gibt 
keine drei Produktionsschich­
ten am Wochenende. Nur die 
bisher befristete zusätzliche Nacht­

schicht in wenigen Gießerei- und 
Schmiedebereichen wird weiter ge­
nehmigt. Dafür gibt es Fi-eizeitaus­
gleich.

• Die notwendigen Investitionen zur 
Absicherung der Arbeitsplätze im 
Werk werden getätigt. Gießerei und 

Schmiede bleiben bei Mercedes-Benz. 
Die Firma verzichtet auf betriebsbe­
dingte Kündigungen bis zum 31.12. 
2000 und stellt 100 Leute neu ein. 20 
neue Ausbildungsplätze werden neu 
eingerichtet.

• Akkordpausen werden nicht pau­
schal gekürzt. Es wird vielmehr für je­
des Arbeitssystem, für jede Maschine, 
für jedes Band analysiert, ob die Ar­
beitsbedingungen eine Erholzeitan­
rechnung zulassen. Mit dem Betriebs­
rat muß dann vereinbart werden, wie­
viel Erholzeit angerechnet werden 
kann.

• Die AZG-Pausen (halbstündige 
Pause pro Arbeitstag) werden nicht ge­
nerell zum Durchfahren frei gegeben. 
Dort, wo bisher schon Durchfahren 

vereinbart war, bleibt es dabei. Will die 
Firma mehr, braucht sie die Zustim­
mung des Betriebsrats.

• Die bezahlte tarifliche Dreischich­
terpause bleibt.

• Freischicht für betriebliche Qualifi­
zierung, niedrigere Löhne für Neuein­
gestellte und anderes ist vom Tisch.

Nach bewegten Wochen und Mona­
ten gehen heute unsere Kolleginnen 
und Kollegen wieder mit einem siche­
ren Gefühl und mit wichtigen Erfah­
rungen zur Arbeit.

Ohne unseren Kampf wäre dieser 
Kompromiß nicht durchgesetzt, wor­
den!

Wir sind nicht wehrlos, auch in 
schwierigen Zeiten!□
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MotoMeter Leonberg: 
Standort gesichert, Fertigung 
verschwindet
Nach langwierigen Auseinandersetzun­
gen hat die Belegschaft von MotoMeter 
in Leonberg einen Teilerfolg errungen. 
Nur mit großem Aufwand und mit einer 
breiten Unterstützung durch die Ge­
werkschaft, die Leonberger Bevölke­
rung, durch politische Parteien und 
durch andere Bosch-Betriebe konnte 
die Geschäftsführung der Robert Bosch 
GmbH gezwungen werden, die schon 
beschlossene Schließung des Standorts 
Leonberg wieder rückgängig zu ma­
chen. Folgendes Verhandlungsergebnis 
wurde soweit bis jetzt veröffentlicht 
zwischen Geschäftsführung, Betriebs­
rat von MotoMeter und IG Metall er­
zielt:

1.240 der jetzt 700 Arbeitsplätze in der 
Produktion sind von der Bosch-Ge­
schäftsführung bis zum Jahr 2001 zuge­
sichert worden.Ursprünglich sollte die 
Fertigung bis zum Frühjahr 1998 
schrittweise nach Reutlingen-Kuster­
dingen und nach Madrid verlagert wer­
den. Der Abbau von 460 Arbeitsplätze 
in der Fertigung ergibt sich aus dem 
Auslauf der jetzigen Anzeigeninstru­
mente. Die neu anlaufenden Produkt 
werden wie geplant in Reutlingen und 
Madrid anlaufen. Hier hat Bosch keine 
Zugeständnisse gemacht.

2. Dem Abbau der Produktionsar­
beitsplätze steht ein Aufbau der Ar­
beitsplätze in Entwicklung und Vertrieb 
gegenüber: Die derzeit 120 Arbeitsplät­
ze in diesem Bereich werden auf 150 auf­
gestockt. Zudem wird geprüft, ob die 
freiwerdenden Flächen von der Bosch- 
Hauptverwaltung auf der Schillerhöhe 
und vom Bosch-Entwicklungszentrum 
in Schwieberdingen genutzt werden 
können.

3. Den überwiegend angelernten weib­
lichen Beschäftigten aus der Fertigung, 
die ihren Arbeitsplatz verlieren werden, 
bietet Bosch in Zusammenarbeit mit 
dem Arbeitsamt Qualifizierungspro­
gramme an, damit sie einen qualifizier­
ten Abschluß erwerben können. Finan­
zielle Nachteile gleicht Bosch aus.

Für die Sicherung des Standorts 
Leonberg in welcher Form auch immer 
hat die Belegschaft ihren Preis zahlen 
müssen. Der Betriebsrat hat dem Weg­
fall einer betriebliche Zulage im 
Schichtbetrieb zugestimmt, so daß 
jetzt der nackte Tarifzuschlag bezahlt 
wird. Damit fällt MotoMeter hinter ver­
gleichbare Bosch-Betriebe zurück.

Außerdem können zukünftig die laut 
Tarifvertrag zustehenden Erholpausen 
mit Arbeitsunterbrechungen verrech­
net werden, was bisher nur in wenigen 
Bosch-Betrieben vereinbart ist.

Und für den Zwei- und Dreischichtbe­
trieb wurden flexible Arbeitszeitmodel­
le vereinbart. - (rkw)

GEW: Mehrarbeit ist ein 
Job-Killer
Mehrarbeit, bedarfsdeckender Einsatz 
von Lehramtsanwärter/innen, Erhö­
hung der Pflichtstundenzahl, Abbau 
von Bildung. Das sind die Schlagwörter, 
hinter denen die Pläne der NRW-Lan­
desregierung stecken, auf Kosten der 
Lehrer/innen und letztendlich auch der 
Schüler/innen weiter den Rotstift im 
Bildungsbereich einzusetzen. Dagegen 
rief die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) am 14.3. zu einer 
Kundgebung an der Essener Gesamt­
schule Mitte auf. Dem Aufruf „Wir ste­
hen früh auf und lassen nicht locker“ 
folgten um 7.15 Uhr rund 30 Gewerk- 
schaftcr/lnncn. Die Geschäftsführerin 
der GEW Essen, Christiane Pape, und 
der DGB Krelßvorsitzende, Eckart Lö­
ser. trugen die Forderungen der GEW

vor: Streichung der Pläne, die Pflicht- 
..stundenzahl für Lehrer/innen zu er­
höhen und Lehramtsanwärter/innen 
statt Lehrer regulär für den Unterricht 
einzusetzen; Einstellung von minde­
stens 5 000 Lehrer/innen im Rahmen ei­
nes Stufenplanes.

- (Lokalberichte Essen, kg)

Tarifverhandlungen in der 
Druckindustrie
Am 25. 3. wurden in Düsseldorf die Ver­
handlungen über Lohneerhöhungen in 
der Druckindustrie und Beschäfti­
gungssicherung aufgenommen. Die IG 
Medien fordert 5% und beschäftigungs­
sichernde Maßnahmen. Sie schätzt die 
wirtschaftliche Lage der Druckindu­
strie erheblich besser als die der Ge­
samtwirtschaft ein, mit Produktions­
steigerungen von 3,9% 1995 und einer 
Produktivitätssteigerung von 3,5%. Un­
ter Berücksichtigung einer erwarteten 
Preissteigerungsrate von 2% 1996 for­
dert die Gewerkschaft daher eine Lo- 
nerhöhung von 5%. Zur Beschäfti­
gungssicherung fordert sie:

• auf betrieblicher Ebene soll die Mög­
lichkeit bestehen, eine Verkürzung der 
Wochenarbeitsteit unterhalb der 35- 
Stunden-Woche zu vereinbaren.

• Auszubildende sollen für minde­
stens 6 Monate nach der Ausbildung 
übernommen werden.

• Geschäftsleitung und Betriebsrat 
sollen vereinbaren können, daß Über­
stunden ganz oder teilweise in Freizeit­
ausgleich abgegolten werden.

• Die Wochenarbeitszeit in den neuen 
Bundesländern soll von heute 38 Stun­
den endlich - zumindest in Stufen - auf 
35 verkürzt werden.

Die Untemehmervertreter forderten 
demgegenüber vor allem Kostenentla­
stung und „mehr Freiräume für unter­
nehmerisches Handeln“. Eigentlich sei 
eine Nullrunde erforderlich. Vorbildlich 
erschien ihnen der Abschluß in der Tex­
tilindustrie, wo unter dem Eindruck von 
massiven Produktionsverlagerungen 
und Arbeitsplatzabbau in den letzten 
Jahren eine Lohnerhöhung von 1,5% 
vereinbart worden war, die noch dazu 
betrieblich für 12 Monate ausgesetzt 
werden kann. Ferner sollen hier be­
trieblich Arbeitszeitverkürzungen oder 
Verlängerungen von bis zu 130 Stunden 
jährlich vereinbart werden können. Die 
IG Medien hat eine Übertragung dieses 
Abschlusses zurückgewiesen, da die 
Branchen nicht vergleichbar seien. In 
der Tat finden Produktionsverlagerun­
gen in der Druckindustrie noch nicht in 
dem Ausmaß statt, aber die Kapitali­
sten versuchen gegenwärtig zuneh­
mend, durch Verbandsflucht die Gel­
tung des Flächentarifvertrages zu un­
terlaufen und so auf die Belegschaften 
Druck auszuüben.

Die Verhandlungen werden am 18. 
April in Frankfurt/Main fortgesetzt.

(Quelle: Mitteilung des HV der IG Me­
dien - Ulj)

BASF-Supergewinne unangetastet 
dank Sozialpartnerschaft
Auswirkungen des Tarifabschlusses Chemie

L
äßt man nur einmal ganz nüch­
tern die Prozentzahlen aus dem 
Geschäftsbericht der BASF 1995 
auf sich wirken, so erscheint sehr vielen 

Leuten, auch solchen, die sich anson­
sten für das Tarifgeschehen gar nicht so 
sehr interessieren, der Abschluß der IG 
Chemie völlig unverständlich. Das ist 
der Pilotabschluß der Jahres 1996, der 
mm alle nachfolgenden Tarifauseinan­
dersetzungen ungeheur belasten wird, 
der auf Abschlüsse in Branchen und Be­
reiche drückt, die wirtschaftlich weit 
weniger gut dastehen als die Chemiein­
dustrie.

Im Gesamtkonzem wurde der Gewinn 
vor Ertragssteuem um 95,5 % gestei­
gert, also fast verdoppelt (2,47 Mrd. 
DM). Darin sind sog. Sonderbelastun­
gen von über 1 Milliarde DM enthalten 
wie z.B. der Kauf des englischen Phar- 
makonzems Boots, wofür die BASF 
locker eine Milliarde Mark hinblätterte.

Der Gewinn nach Steuern, also der 
Reingewinn erhöhte sich um 92,4 %. Er 
liegt nach Abgaben noch über dem Re­
kordjahr 1989, denn wegen der gesun­
kenen Steuerquote (derzeit 41 Prozent) 
konnte das damalige Niveau sogar um 
456 Millionen DM übertroffen werden 
(Rheinpfalz 27.03.96).

Das Ergebnis vor Steuern der BASF 
AG Ludwigshafen stieg um 58 Prozent, 
der Gewinn nach Steuern um fast 49%. 
Die Rücklagen wurden um 66,7 % auf­
gestockt. Laut Vorstandsvorsitzendem 
Strube habe der Gewinn eine Höhe er­
reicht, die es zu halten gelte. Die Kapi­
talrendite liegt dieses Jahr sogar bei 
über 11 Prozent.

Die BASF erklärt in ihrem Geschäfts­
bericht: „Hätte ein Aktionär vor 5 Jah­
ren einmalig für 10000 DM BASF-Akti- 
en erworben und die zugeflossenen Di­
videnden (ohne Berücksichtigung der 
Steuergutschrift)“ (ein Aktionär/in wird 
nämlich vom Finanzamt noch zusätz­
lich mit Steuervergünstigungen be­
lohnt, dieses Jahr mit 6 DM auf die 14 
DM Dividende der BASF Aktie = 20 DM 
pro 50 DM-Aktie - d. Verf.) wieder in 
BASF-Aktien investiert, so wäre der 
Wert seines Depots Ende 1995 auf etwa 
18889 DM angewachsen. Dies ent­
spricht einer durchschnittlichen jährli­
chen Rendite von 13,6 %“. (Geschäfts­
bericht 1995) Das vergleiche man jetzt 
mal mit den Zinsen für ein Sparkonto 
oder einen Bausparvertrag.

Mit dem Sinken des Personalstands 
schnellte die Kursnotierung der BASF- 
Aktie in die Höhe. 1989 im Rekordjahr 
also, hatte die BASF allein in Ludwigs­
hafen 57909 Beschäftigten, Ende 1995 
gab sie den Personalstand mit 44625 
(Köpfe mit Auszubildenden und Teil­
zeitkräfte) an. Ohne Azubis und bei zei­
torientierter Erfassung waren es am 
31.12.95 nur 41687 Stellen. Allein im Ja­
nuar 1996 reduzierte sich das Personal 
erneut um 665. Der Personalbericht der 
BASF vermeldete zum 31.1.96 nur noch 
41018 Beschäftigte. Unter Berücksich­
tigung der bekannten Zu- und Abgänge 
rechnete die BASF-Personalabteilung 
im Januar für Ende 1996 mit einem Per­
sonalstand von 41257 Personen. Damit 
wäre ihr Zielwert von 41500 bereits um 
242 unterschritten. Diese Zahlen sind 
deshalb bedeutsam, weil in gesonderten 
Gesprächen die Betriebsratsspitze Zu­
satzvereinbarungen erzielte, um den 
Abschluß bei der Belegschaft besser 
verkaufen zu können.

Bekanntlich gab es unter den gewerb­
lich Beschäftigten die Vorstellung, daß 
eine sechsprozentige Lohnforderung zu 

niedrig sei. Mit dem Hinweis auf die 
schwierige Lage in den Mittelbetrieben 
mußten sie sich aber damit zufrieden­
geben. Als Gegenleistung für solche 
Lohnzurückhaltung wurde auf allen 
Versammlungen immer wieder betont, 
daß dafür die Beschäftigungskompo­
nente sich keinesfalls nur in Verspre­
chungen erschöpfen dürfe. Sie müsse 
meßbar, konkret und nachvollziehbar 
sein müsse. Die Rheinpfalz ist offenbar 
eingeweiht: „Die Formel geht auf, wenn 
die Unternehmer den Blankoscheck ho­
norieren, den die IG Chemie ausgestellt 
hat - wider die nicht geringe Skepsis an 
der gewerkschaftlichen Basis in den Be­
trieben“. (30.03.96).

In gesonderten Gesprächen im Rah­
men der Tarifrunde gab die BASF die 
Zusicherung, daß der Personalstand 
Ende Februar 1997 41500 Beschäftigte 
umfassen wird, das heißt, daß ihr Ziel­
wert für Ende 1996 um 2 Monate länger 
beibehalten wird. Dafür hat die BASF 
zugesagt 1000 Leute befristet einzustel­
len, Personal, das bei Auftragsrückgang 
sofort auf die Straße gesetzt werden 
kann. Die übliche altersbedingte Fluk­
tuation von 5 bis 6 Prozent oder bis zu 
2500 Beschäftigte abgerechnet, stün­
den demnächst also Einstellungen an, 
rechnet der stellvertretende Betriebs­
ratsvorsitzende Nickel vor (Rheinpfalz, 
30.3.96). Unbefristete Verträge werden 
auf diesem Wege also fast zur Hälfte in 
befristete umgewandelt, und das noch 
zu 90-95 % des Tariflohns. Angeblich 
sollen wenigstens die 800 derzeit befri­
stet beschäftigten Personen unbefriste­
te Verträge bekommen.

Hier kann man keineswegs davon re­
den, daß hervorragende Profite zu nen­
nenswerten Einstellungen führen. Es 
werden die Leute eingestellt, die die 
BASF aufgrund der inzwischen viel zu 
dünnen Personaldecke unbedingt 
braucht, um die Sicherheit zu gewähr­
leisten und vor allem die Aufträge zu er­
füllen. Zumal in der Bilanzpressekonfe­
renz Ende März vom Vorstand deutlich 
gemacht wurde, daß erstmals wieder in 
diesem Jahr eine Aufstockung der Be­
legschaft möglich sei. Doch dafür 
braucht sich ein Konzern heutzutage 
nicht mehr kostenlos herablassen. So 
fügte Arbeitsdirektor Kley an: dazu sei­
en auch „Gegenleistungen der Gewerk­
schaft“ in der laufenden Tarifrunde 
nötig. (Rheinpfalz“, 27.3.96). Einstel­
lungen sind unumgänglich geworden, 
aber die Beschäftigten sollen mit Lohn­
verzicht dafür bezahlen. Dem Erfinder 
des Bündnis-für-Arbeit-Konzepts sei 
gedankt.

Interessant ist, was in der RheinpfcW 
dazu kommentiert wird: „Angenom­
men, die seit einiger Zeit an manchen 
Stellen der Gesellschaft unterschwellig 
spürbare Verteufelung von Konzern' 
Chefs als Arbeitsplatzvemichter und 
Gewinnmaximierer würde offen ausbre­
chen. Angenommen, ein Rekordgewinn 
in Zeiten einer Rekordai’beitslosigkei 
löste eine neue Akzeptanzkrise aus- 
Dann hätte Deutschland ein ernsthm 
tes Standortproblem. Was hierzuland 
noch als düstere Fiktion wirkt, ist in dß 
USA harte Realität (...) Beschäftig^ 
war in der Marktwirtschaft nie eine b 
triebswirtschaftliche Zielgröße, son 
dem immer nur ein Resultat ander 
Faktoren. Doch es gibt trotz aller küh^ 
Kalkulation ein menschliches Maß m 
Gewinne einerseits und Beschäftigt1?^ 
andererseits. Die Großchemie 1 ’ 
Deutschland bewegt sich an der Grßd' 
ze dieses Maßes.“ (27.03.96) -
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ie Gruppe Kommunistische Ar­
beiterzeitung, früher Arbeiter­
bund für den Wiederaufbau der 

KPD (KAZ-Fraktion), hat auf ihrem 
Frühjahrstreffen die Diskussion über 
ihre politische-organisatorische Per­
spektivefortgesetzt. Wir dokumentieren 

die veröffentlichten Beschlüsse des Tref­
fens und aus der Diskussion einen Bei­
trag, der für den Anschluß der Gruppe 
Kommunistische Arbeiterzeitung an die 
DKP wirbt. Der Vorschlag steht im Zu­
sammenhang einer langjährigen und 
guten Zusammenarbeit der KAZ Grup­

pe mit der DKP an einigen Orten, na­
mentlich in München. Was allerdings 
die DKP, deren Satzung und Program­
matik in der Tradition der,Vereinheit­
lichung“ steht, mit dem Angebot anfan­
gen soll, bleibt unklar. Die DKP müßte ja 
eine organisierte und um eine Zeitung 

gruppierte Tradition und Tendenz ak­
zeptieren, wodurch die innerparteili­
che Auseinandersetzung einen für die 
DKP neuen Charakter bekäme. Gerade 
der freundliche Betrachter der Ent­
wicklung wartet mit Spannung auf die 
Reaktion der DKP.

Warum wir uns als westdeutsche Kommunisten der
DKP anschließen sollten Diskussionsbeitrag in KAZ Nr. 276, M.B.

Die KAZ-Fraktion 
gerät zunehmend in 
Widerspruch zur 
Organisiertheit

• der Kommunisten

• der sozialistischen 
Bewegung

• der antifaschistischen 
Aktionseinheit

Kommunistische Zirkel haben in be­
stimmten Entwicklungsperioden der 
revolutionären Bewegung eine Zeitlang 
eine Existenzberechtigung, entwickeln 
aber zugleich eine starke Tendenz, sich 
- allen Einheitsbeteuerungen zum 
Trotz - selbst zu verewigen. Das nenne 
ich kollektiven Individualismus, weil 
meines Erachtens ganz ähnliche 
Hemmnisse der Auflösung der eigenen 
Kleinstorganisation zugunsten der Ver­
einigung in einer großen Organisation 
entgegenzustehen scheinen, die einzel­
ne daran hindern, sich überhaupt zu or­
ganisieren.

Ilch schlage vor, daß sich der Arbei- 
terbund/KAZ-Fraktion auf seinem 
Frühjahrsarbeitstreffen 1996 darauf ei­

nigt, daß er sich selbst für eine schnell­
stens zu überwindende Organisations­
form hält.

Die Aufrechterhaltung unserer Exi- 
' stenz als Zirkel kann in der gegenwärti­
gen Situation des Klassenkampfes 
nicht vor an treib end wirken für die 
kommunistische Bewegung, die Einheit 
und Organisiertheit der Sozialisten 
oder die Arbeiterbewegung:

Durch die Aufrechterhaltung unserer 
(Selbständigen Existenz als Mini-Zirkel 
Propagieren wir ständig, daß die unter­
schiedlichen politischen, ideologischen 
Und theoretischen Vorstellungen, wie 
sie heute unvermeidlich unter den ver­
bliebenen Sozialisten vorhanden sind, 
Zersplitterung und Desorganisation 
rechtfertigen oder sogar erfordern. Da- 
Uiit leisten wir letztlich sogar der unter 
Westdeutschen Linken weitverbreite­
ten Haltung Vorschub, unorganisiert zu 
bleiben, da man zu jeder vorhandenen 
Organisation irgendwelche Wider­
sprüche hat oder bekommen könnte. (1) 
, Daß der Arbeiterbund zu klein ist, um 
Ugendeinen erkennbaren organisierten 
Einfluß auf die Entwicklung der Kämp­
fe der Arbeiterbewegung oder der de­
mokratisch-antifaschistischen und 
Friedensbewegung nehmen zu können, 
fußten wir uns schon längst eingeste­
ben. Ja, der Widerspruch zwischen un­
seren Möglichkeiten und den objekti­
ven Notwendigkeiten führt viele unse- 

Mitglieder immer wieder an den 
^and der Verzweiflung, die sich auf die 
Unterschiedlichste Art und Weise 
^Ußert.

2 Gibt es einen eigenen unverwech­
selbaren Beitrag zur Entwicklung 

ber Theorie, der politischen Linie und 
^cr Propaganda der Kommunisten die­
ses Landes, den der Arbeiterbund lei­
sten kann und muß, und der die Exi­

stenz der KAZ-Fraktion als einer Frak­
tion der kommunistischen Bewegung 
mittelfristig erfordert und verlangt?

Dies wäre in etwa das Selbstverständ­
nis, das sich mit der Wiederherausgabe 
der KAZ seit 1990 bei uns herausgebil­
det hat und auch von einer Reihe ande­
rer Kommunisten, Revolutionäre und 
Sozialisten, denen die KAZ nützt, aner­
kannt wird. (2)

Zeitweilig war dies nach 1989 auch ein 
passabler Grund für die Aufrechterhal­
tung unserer organisatorischen Eigen­
ständigkeit: daß wir ausgehend von der 
Besonderheit der Theorie und Ideologie 
und der Erfahrungen, wie sie sich in über 
20 Jahren Arbeiterbund für den Wie­
deraufbau der KPD herausgebildet ha­

Beschlüsse des 
Arbeitstreffens vom 
3O./31.03.1996 des 
Arbeiterbundes für den 
Wiederaufbau der KPD 
(KAZ-Fraktion)

Nunmehr:

Gruppe Kommunistische 
Arbeiterzeitung

• Das Arbeitstreffen der KAZ-Frakti­
on sieht es für notwendig an, die Be­
ziehungen zwischen beiden Teilen des 
Arbeiterbundes für den Wiederauf­
bau der KPD zu normalisieren. Es 
wird beschlossen, daß die bisherige 
KAZ-Fraktion nicht mehr Fraktion 
des Arbeiterbundes für den Wieder­
aufbau der KPD ist und den Namen 
„Arbeiterbund für den Wiederaufbau 
der KPD“ nicht mehr verwendet. Das 
Arbeitstreffen der KAZ-Fraktion 
sieht es für notwendig an, die Bezie­
hungen zwischen beiden Teilen des 
Arbeiterbundes für den Wiederauf­
bau der KPD zu normalisieren. Es 
wird beschlossen, daä die bisherige 
KAZ-Fraktion nicht mehr Fraktion 
des Arbeiterbundes für den Wieder­
aufbau der KPD ist und den Namen 
„Arbeiterbund für den Wiederaufbau 
der KPD“ nicht mehr verwendet.

Diese Namensänderung ist aussch­
ließlich formal und dient ausschließ­
lich der Herstellung normaler Bezie­
hungen. Sie hat keine inhaltliche Be­
deutung, weder bezüglich unserer 
Vergangenheit, noch bezüglich der 
Zielstellung „Wiederaufbau der KPD“.

Wir würden es begrüßen, wenn die 
Genossen des Arbeiterbundes für den 
Wiederaufbau der KPD ihrerseits ei­
nen Schlitt zur Normalisierung unse­
res Verhältnisses und zur Klarheit un­
ter den Massen machen würden, und 
den Namen „Kommunistische Arbei­
terzeitung“ in ihren Publikationen 
nicht mehr verwenden.

• Als neuer Namen wird die Bezeich­
nung „Gruppe Kommunistische Ar­
beiterzeitung“ verwendet.

• Die Gruppe Kommunistische Ar­
beiterzeitung sieht sich in der Tradi­

ben, unseren Beitrag zum „TROTZ AL­
LEDEM“ gegenüber dem deutschen 
Imperialismus und der Welt des Kapi­
tals leisten, unseren Standort in der ver­
bliebenen sozialistischen und kommu­
nistischen Bewegung bestimmen, unse­
re eigene Geschichte selbstkritisch 
überprüfen, die neu entstandene Situa­
tion einschätzen. Es ist nicht verwun­
derlich, daß dabei auch in unseren Rei­
hen Widersprüche und Meinungsver­
schiedenheiten auftreten und daß wir 
erkennen können, daß sich allgemeine 
Widersprüche der kommunistischen 
Bewegung in besonderen Arbeiter­
bund-Widersprüchen zeigen.

Hier zeigt sich, daß wir auch bei der 
Entwicklung und propagandistischen 

tion des Arbeiterbund für den Wie­
deraufbau der KPD (früher Arbeiter­
basisgruppen).

• Die Gruppe Kommunistische Ar­
beiterzeitung ist sich des Problems 
bewußt, daß die Zielsetzung „Für den 
Wiederaufbau der KPD“ auf West­
deutschland berechnet war, und mit 
KPD gemeint war die Partei, die in der 
BRD gewirkt hat und nach dem 
Scheitern der Vereinigung von SPD 
und KPD in Westdeutschland organi­
satorisch getrennt von den Kommu­
nisten in der DDR wirken mußte. Die 
Einverleibung der DDR hat die Frage 
der kommunistischen Organisierung 
zu einem Problem der Einschätzung 
der. nationalen Frage gemacht. Die 
Losung „Für den Wiederaufbau der 
KPD“ hat ihre eindeutige und un­
mißverständliche Aussage, sich auf 
Westdeutschland zu beschränken, 
verloren, und ist nicht mehr geeignet, 
unser organisatorisches Ziel darzu- 
stellenr

Als problematisch sehen wir auch, 
daß die Losung offenbar so verstan­
den werden kann, daß wir den Genos­
sen der DKP aberkennen wollen, 
Kommunisten zu sein.

Das Arbeitstreffen wählt eine Kom­
mission aus seiner Mitte, die die Auf­
gabe hat, dem nächsten Arbeitstref­
fen einen Vorschlag vorzulegen, wie 
mit der Losung „Für den Wiederauf­
bau der KPD“ weiter verfahren wer­
den soll. Im Rahmen dieser Aufgabe 
wird die Kommission beauftragt, 
Kontakt mit der einzigen Organisati­
on aufzunehmen, die mit der gleichen 
Losung wie wir ihre organisatorische 
Zielsetzung darstellt und mit deren 
Genossen wir über 20 Jahre organisa­
torisch und politisch vereint waren. 
Ziel dieser Kontaktaufnahme soll eine 
Konsultation über die Losung „Für 
den Wiederaufbau der KPD“ und die 
damit verbundenen Probleme sein. 
Die Kommission hat über die Kon­
taktaufnahme und die Konsultation 
dem nächsten Arbeitstreffen Rechen­
schaft abzulegen.
Das Herbst-Arbeitstreffen der KAZ-Gruppe 
findet am 26727. Oktober 1996 im Raum Hei­
delberg statt. Auch interesierte Nicht-Mit­
glieder können teilnehmen. Anmeldung bei 
der KAZ-Redaktion, Schwanthalerstr. 139, 
80330 München. Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung 50 DM.

Umsetzung von politischer Linie (sowie 
bei der Organisierung von theoreti­
schen Auseinandersetzungen) wieder­
um an Grenzen stoßen, die mit durch die 
Größe der Organisation bedingt sind. 
Vor allem läßt sich eine Organisation 
mit dem oben skizzierten Selbstver­
ständnis nicht auf Dauer mit diesen 
konkreten Menschen, die in der KAZ- 
Fraktion organisiert sind, aufrechter­
haltenes)

Es ist also nicht möglich, über eine lan­
ge Frist die Entwicklung der Theorie 
zum Haupt-Daseinszweck eines Zirkels 
wie des Arbeiterbunds/KAZ zu bestim­
men, zumal die Größe dieses Zirkels 
dann für Nebenaufgaben wenig Platz 
läßt. Und fünf Jahre, zumal einer so 
sprunghaften Entwicklung wie die letz­
ten fünf Jahre, sind schon eine sehr lan­
ge Frist.

3 Hinzu kommt, daß wir ein Problem 
mit dem demokratischen Zentralis­

mus haben:
Bei der Konstituierung der KAZ-Frak­

tion stellten wir den Grundsatz auf: Die 
Redaktion führt durch die Zeitung.

Dieser Grundsatz war sehr richtig in 
Abgrenzung zu während der Spal­
tungsmonate auf die Spitze getriebenen 
Partei-Spielereien im Arbeiterbund und 
erschien uns auch als eine nützliche 
und praxisorientierte Selbstbeschrän­
kung.

Ich will auch nicht bestreiten, daß ei­
nige Diskussionen durch die KAZ vor­
angetrieben wurden und zu einem ge­
wissen (stillschweigenden) praktischen 
Konsens in der Fraktion geführt haben.

Realistischer als „die Redaktion führt 
durch die Zeitung“ scheint mir aller­
dings die Formel „die Redaktion hält 
durch die Zeitung die Fraktion zusam­
men“. Das schließt eine gewisse Außen­
wirkung der Zeitung mit ein (ohne die 
die Organisation nicht zusammenge­
halten werden könnte); das bedeutet 
natürlich ein gewisses Maß an Orientie­
rungshilfe und insoweit Führung - be­
schreibt aber auch die Grenzen der 
Führung. (4) Wir haben gesagt: Die Mit­
glieder der KAZ-Fraktion organisieren 
sich um die Zeitung. Realistischer ist: 
Das, was Mitglieder und Sympathisan­
ten der Fraktion zusammenhält, ist die 
regelmäßigerscheinende, zu lesende, zu 
verkaufende und zu versendende KAZ.

Dieses Zusammenhalten ist und war 
wichtig angesichts der Gefahr von Resi­
gnation und Vereinzelung. Auf längere 
Sicht kann aber nicht einmal dieser Zu­
sammenhalt aufrechterhalten werden, 
wenn er Selbstzweck wird, das heißt 
wenn er die Frage nach der Perspektive 
verstellt.

4 Wie schon in dem KAZ-Beitrag von
Genossin Erika Wehling-Pangerl 

(Nr. 275, S. 21) näher begründet, läßt 
sich heute die Hauptaufgabe der Kom­
munisten nicht mehr auf die Losung 
„Für den Wiederaufbau der KPD“ zu­
spitzen.

Die nach 1989 entstandene Lage er­
fordert Umwege, damit sich die Arbei­
terklasse unseres Landes wieder als po­
litische Partei konstituieren kann.

Auch die heutige DKP ist eher ein 
Bund von Kommunisten, die sich den
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Wiederaufbau der Kommunistischen 
Partei zum Ziel gesteckt haben, als daß 
sie bereits als Partei der Arbeiterklasse 
wirken könnte. Als ersteres aber ist sie 
zweifellos die bedeutendste kommuni­
stische Organisation in Westdeutsch­
land.

So schwierig es heute ist, und so viele 
Kontroversen es geben mag über die 
Wege und Umwege, damit die Arbeiter­
klasse wieder über eine Partei verfügt, 
die sowohl Teil der Klasse (mit tiefen 
Wurzeln in den Massen) ist als auch 
durch wissenschaftliche Einsicht in die 
Bewegungsgesetze des Klassenkamp- 
fes die Aufgabe der Vorhut übernehmen 
kann, folgendes sollte unstrittig sein:
• Die verbliebenen (westdeutschen) 
Kommunisten, die über eine gemeinsa­
me Geschichte und gemeinsame Erfah­
rungen verfügen (5), sollten sich organi­
satorisch vereinigen. Dies muß über die 
Aktionseinheiten hinausgehen, die sich 
seit 1989 relativ problemlos entwickelt 
haben.
• Es geht darum, die Propaganda der 
Organisiertheit praktisch zu machen, es 
geht darum, selbst zu dem bereit zu 
sein, was wir von anderen verlangen - 
die eigene Meinung, die eigenen Erfah­
rungen, Traditionen, Fragestellungen 
und Interessen in ein größeres Ganzes 
einzubringen und bereit zu sein, sich 
diesem auch unterzuordnen.
• Es geht darum, daß wir nur organisiert 
von den Massen als politischer Faktor 
wahrgenommen werden.
• Es geht darum, daß wir nur organisiert 
gegenüber den gefährlichen Angriffen 
der Bourgeoisie bestehen können.
• Es geht darum, daß wir nur gemein­
sam und organisiert unsere wissen­
schaftliche Theorie wieder auf die Höhe 
der Zeit bringen können.
• Es geht darum, daß die Kommunisten 
nur gemeinsam und organisiert zur Ein­
heit und zur Stärkung der sozialisti­
schen Bewegung in diesem Land bei­
tragen können. (6)

5 Der Arbeiterbund/KAZ sollte des­
halb meiner Ansicht nach be­

schließen,
• die Diskussion in den eigenen Reihen 
darauf zu konzentrieren und mit der 
DKP in Gespräche einzutreten,
• daß und wie wir die KAZ-Fraktion als 
eigenständigen Zirkel auflösen und un­
sere Mitglieder und Freunde dazu auf­
fordern, der DKP beizutreten.

Die Weichen sollten wir jetzt (mög­
lichst auf dem bevorstehenden Arbeits­
treffen) und in eigener Entscheidung 
stellen. Ein überschaubarer Zeitraum 
wird erforderlich sein, um offene Fragen 
zu klären und Überzeugungsarbeit ge­
genüber den Lesern unserer Zeitung 
und Gruppen von Genossen, die sich in 
ähnlicher Lage wie wir befinden, zu lei­
sten. (7)

Die verbleibende Frist dient weiterhin 
der Regelung von Verpflichtungen (z. B. 
materielle Absicherung von Freigestell­
ten) und der Erarbeitung einer gemein­
samen Erklärung und Begründung, mit 
welchen Bestrebungen wir in die DKP

Fußnoten;
1) Es gibt immer noch eine ganze Reihe un­
serer engsten politischen Weggefährten, die 
wir nicht für eine Mitgliedschaft im Arbei- 
terbund/KAZ-Fraktion gewinnen können. 
Offenbar überwiegt bei ihnen die Angst vor 
den persönlichen Opfern, die Organisiert­
heit bedeutet (Unterordnung, Disziplin, 
Konfrontation mit politischen Auseinander­
setzungen, denen man sich u.U. nicht ge­
wachsenfühlt) gegenüber der Einsicht in die 
Notwendigkeit der Organisiertheit gegenü­
ber dem Klassenfeind und dem Kraftzu­
wachs, den sie mit sich bringt. Aber verhält 
es sich nicht ganz ähnlich mit der Sorgsam­
keit, mit der wir unsere Zirkelexistenz ge­
genüber der Organisiertheit der kommuni­
stischen und sozialistischen Bewegung zu 
verteidigen trachten?
2) Diese Anerkennung und Zustimmung hat
aber meistens wieder keine organisierten 
Konsequenzen, zumal wir es aus guten 
Gründen ablehnen, die KAZ-Fraktion auf 
Kosten anderer kommunistischer und revo­
lutionärer Organisationen zu stärken und 
uns als westdeutsche Organisation nicht or­
ganisatorisch auf das Gebiet der früheren 
DDR ausbreiten wollen. <
3) Denn es ist ja nicht etwa so, daß sich die 
Genossinnen und Genossen organisiert ha­
ben, um theoretisch zu arbeiten und dies in 
der Arbeit an einer Zeitung umzusetzen. 
Sondern sie waren 1989/90 bereits bei den 
Kommunisten organisiert, wollten und wol­
len die Arbeiterbewegung durch ihren Ein­
satz in Betrieb und Gewerkschaft voran­
treiben, suchen organisierten Rückhalt für 
ihr Engagement in demokratisch-antifa­
schistischen Bewegungen und Initiativen, 
verbreiten den Kommunismus durch Ge­
sänge etc. In all dem steckt nichts Abwer­
tendes oder Unberechtigtes, sondern Orga­
nisiertheit besteht gerade zu einem gut Teil 
darin, daß Menschen unterschiedlichster 
Fähigkeiten, Erfahrungen und Neigungen 
qualitativ und quantitativ unterschiedliche 
Beiträge zu einer großen Sache leisten.
4) Es fällt uns offenbar sehr schwer, in wich­
tigen ideologischen und theoretischen Fra­
gen zu Beschlüssen zu gelangen, welche Po­
sitionen wir gemeinsam durch die KAZ und 
mit anderen Mitteln der Agitation und Pro­
paganda unter den fortschrittlichen Men­
schen, die wir erreichen können, verbreiten 
wollen. Das wird vor allem an den Kontro­
versen in der KAZ deutlich, die in der Luft 
hängen bleiben. Es gilt sowohl für die KAZ- 
Fraktion insgesamt, wie für die Redaktion 
als ihr leitendes Kollektiv. Weder erwächst 
auf der Basis der Prop-ammatik des Arbei­
terbunds und gemeinsamer Erfahrungen 
dieser Organisation spontan eine Einigkeit 
über die vor uns liegenden Aufgaben, noch 
gelangen wir zu Mehrheitsentscheidungen. 
Letzteres ist kein Wunder, da niemand eine 
erneute Spaltung riskieren kann und möch­
te. Die Prinzipien der Unterordnung des ein­
zelnen unter die Organisation und der Min­
derheit unter die Mehrheit stehen auf 
wackeligen Beinen, wenn sie sich auf einen 
Zirkel beziehen, der selbst nur eine ver­
schwindende Minderheit einer größeren Be­
wegung darstellt. Sie lassen sich eben kon­

gehen. Mit dieser Erklärung endet die 
Existenz der KAZ-Fraktion.

6 Gegenstand einer solchen Er­
klärung (und damit der Debatte in 

dem verbleibenden Zeitraum) sollten 
auch gemeinsame Einschätzungen der 
Mitglieder der KAZ-Fraktion zur Klas­
senkampfsituation in unserem Land 
und ihre Konsequenzen sein, auch in 
Fragen, wo es sich kritisch mit der ge­
genwärtigen Linie der DKP auseinan­
derzusetzen gilt.

Dies betrifft vor allem die nationale 
Frage, wo es darum geht, daß man die 
Arbeiterklasse in Ost- und West­

sequent nur im Rahmen der Organisiertheit 
der Bewegung verwirklichen. Wenn man 
aber nicht bereit ist, sich etwa in einem ge­
meinsamen organisatorischen Rahmen mit 
den Genossen der DKP der Mehrheit unter­
zuordnen, warum sollte man im Rahmen der 
KAZ-Fraktion dazu bereit sein?
5) Wir und die DKP verfügen in der Tat über 
gemeinsame Erfahrungen, da wir in den letz­
ten Jahrzehnten versucht haben, uns im 
Klassenkampf in Westdeutschland gegen 
den deutschen Imperialismus zu behaupten 
und als Kommunisten in den Massen zu ver­
ankern. Bei allen Differenzen und allem or­
ganisierten Gegeneinander nenne ich das 
eine gemeinsame Geschichte, zumal insbe­
sondere der Arbeiterbund für den Wieder­
aufbau der KPD sich von Anfang in beson­
derer Weise auf die DKP bezogen hat.
6) Konkret meine ich, daß wir uns in einer 
Klassenkampfsituation befinden, in der der 
Begriff „Einheit der Sozialisten“ etwas Rich­
tiges und Notwendiges ausdrückt. Kommu­
nistische Parteien und Organisationen soll­
ten ihre eigene Stärkung nicht in kleinlicher 
Konkurrenz oder auf Kosten- der PDS be­
treiben. Das gilt auch für den Westen, wo es 
im Interesse der Entwicklung der Arbeiter­
bewegung liegt, die Akzeptanz der PDS un­
ter den Massen zu erhöhen. Darüber scheint 
mir noch großer Diskussionsbedarf auch in 
der DKP zu herrschen. Sieht man die Situa­
tion realistisch, so müssen wir die Existenz 
einer Strömung von Sozialisten begrüßen, 
auch wenn sich Teile davon vom wissen­
schaftlichen Sozialismus (Kommunismus) 
abgrenzen. Die Kommunisten sind Teil der 
sozialistischen Bewegung und leisten ihren 
eigenen Beitrag zu deren Stärkung.
7) Dies betrifft Genossen in Westdeutsch­
land. Ich halte es nach wie vor für falsch, 
Kommunisten in der früheren DDR zu er­
mutigen, die PDS zu verlassen. Eine Spal­
tungoder Zerbröckelung der PDS würde nur 
dem Klassengegner nutzen. Es müssen an­
dere Wege der solidarischen Verbundenheit 
und des Zusammenwirkens mit den Kom­
munisten in der PDS gefunden werden.
8) Westdeutsche Kommunisten sollten, 
ohne ihr Wissen und ihre Überzeugungen zu 
verleugnen, mehr darüber nachdenken, wel­
che Rolle die PDS für die Einheit der Arbei­
terbewegung und anderer fortschrittlicher 
Bewegungen spielt. Sie hat zwar ihre Mas­
senbasis in der früheren DDR, ist jedoch ein 
fortschrittlicher Faktor der Politik in ganz 
Deutschland. Die Angriffe auf sie sind anti­
kommunistisch und antidemokratisch mo­
tiviert, weshalb wir sie als Kommunisten im 
Westen nicht nur gegen die Angriffe von Re­
aktion und Staatsapparat, sondern auch ge­
gen rückständige Meinungen in den Massen 
verteidigen müssen.
9) Wenn wir Mitglieder der DKP werden, 
kann jedenfalls nicht einfach die heutige 
KAZ-Fraktion organisatorischer Unterbau 
der KAZ bleiben. Ich halte das weder für 
praktisch durchführbar noch für politisch 
korrekt. Es würde dem Grundgedanken die­
ser Thesen widersprechen, wenn die KAZ zu 
einem fraktionellen Organ der dann doch in­
direkt fortbestehenden KAZ-Fraktion wür­
de.

deutschland nicht schon dadurch als 
wiedervereinigt betrachtet kann, daß 
der deutsche Imperialismus wieder bis 
zur Oder und Neiße herrscht.

Sondern daß es eine besondere Un­
terdrückung und Ausbeutung der Ar­
beiter und breiter Bevölkerungsmassen 
in der ehemaligen DDR gibt, die von der 
Mehrheit der westdeutschen Arbeiter 
billigend in Kauf genommen wird. Die 
Spaltung der Arbeiterklasse in Ost und 
West datiert nicht erst seit der Einver­
leibung der DDR, sondern hat tiefe Wur­
zeln darin, daß sich die meisten west­
deutschen Arbeiter im kalten Krieg ge­
gen die DDR nicht auf die Seite ihrer

Klassenbrüder gestellt haben. Sie 
reicht hinein bis in die antifaschistische, 
antimilitaristische und sozialistische 
Bewegung. Man kann deshalb heute 
auch die Kommunisten in Ost und West 
nur auf der Basis der vollständigen An­
erkennung der Unterschiede und Wi­
dersprüche vereinen, d.h. nicht unter 
dem Dach eines einheitlichen demokra-
tischen Zentralismus. Besonders pro­
blematisch scheint mir in diesem Zu­
sammenhang eine bloße Ausdehnung 
westdeutscher Organisationen in den 
Osten.

Weiterhin lehrt nicht nur die Erfah­
rung des Arbeiterbunds bei seinen 
Bemühungen um den Wiederaufbau der 
KPD, daß man den kommunistischen 
Parteiaufbau nicht losgelöst von der 
Entwicklung der Arbeiterbewegung bß' 
trachten und betreiben kann. So güt 
heute, daß die verbliebenen Kommuni' 
sten vor allem bei sich selbst die Konti' 
nuität des wissenschaftlichen Sozial#' 
mus wahren und ihn dazu wieder auf d# 
Höhe der Fragen ihrer Zeit bringen müS' 
sen, ehe sie die Differenzen mit andere11 
sozialistischen Strömungen in den Vof' 
dergrund der politischen Auseinander' 
Setzung stellen können. Die Solidarität 
der insbesondere im Westen schwache*1 
sozialistischen Kräfte muß mit aller*1) 
Engagement, zu dem Kommuniste*1 
fähig sind (und mit den guten Arg11' 
menten, die sie kraft’ ihrer wisset 
schaftlichen Weltanschauung eflt' 
wickeln können), gefördert werden.^1 
Denn nur die Sozialisten, die bei alle*1 
Unterschieden und Widersprüchen # 
Argumenten und Zukunftsvorstellu*1' 
gen den Kapitalismus mit seinen heU^ 
sichtbaren Entwicklungstendenz^ 
nicht für das Ende der Geschichte uif 
das Maß aller Dinge halten, können 
Kem der bitter notwendigen Aktioi# 
einheit gegen soziale Deklassierung 
Kriegskurs, Abbau der bürgerlichen Ve 
mokratie und faschistische Gefahr bÖ 
den. Sie können und müssen den Kß*"1 
einer solchen Aktionseinheit bilden, 
auch im Interesse von SozialdemokT* 
ten und Grünen liegt. Um diese Krä^ 
muß gekämpft werden - die Kritik an 
nen muß der Herstellung der Einheit j 
gen den gemeinsamen Feind, die offß*1' 
Reaktion und ihre Hintermänner dif 
nen, die um des Profits willen über iX 
chen gehen.

7 Man muß in der Diskussion die
ge nach der Zukunft der Kommu^ 

stischen Arbeiterzeitung von der Fra^J 
nach der Zukunft der KAZ-FraktiöJ 
trennen. Wenn insbesondere heV, 
nicht im Arbeiterbund/KAZ Organist 
te Genossen die Auffassung vertret^ 
daß die KAZ nützlich oder sogar 
wendig für die kommunistische Betf* 
gung ist (und wenn wir selbst zu dies*; 
Schluß kommen), so muß dafür ein 0<\ 
ganisatorischer Rahmen gefunden 
den, der von der DKP akzeptiert w*\ 
und mit der heutigen KAZ-Fraktion 
Arbeiterbunds für den Wiederauf^ 
der KPD weder identisch sein muß nof | 
soll. (9)

y
27.128. April, 14 bis 14 Uhr

„Der Bürger ist out - 
es lebe der Kunde“ ?

Seminar der Redaktion Informa­
tionsblatt Linke Kommunalpolitik 
über konkret laufende Modelle zur 

Vcrwaltungsrcform

Das Seminar findet Im Hotel Hermann« 
Klein 12, Schnepfenthal (Thüringen) 
statt. Vollpension: 02, DM

Annwldung 
baldmöglichst hoi Oornhnrd Fouling, 

Pnulilr 13, 694G9 Wclnholm / OorgstrnPo

TERMINE

20.4. : Die Landcs-AG gegen Reaktion, Fa­
schismus und Krieg (Volksfront) Baden- 
Württemberg berät über ihre Arbeit in Stutt­
gart, 15-18 Uhr im Naturfreundehaus FUchs- 
rain.

27.4. : Die Anti-AKW-Initlativen rufen am 
zehnten Jahrestag der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl zu sechs Demonstrationen 
auf. Biblis: 13 Uhr ab Kirchplatz. Krümmel: 
11.30 Uhr ab Geesthacht Post. München: 12 
Uhr ub Rotkreuzplatz. Ahaus: 12 Uhr ab Rat- 
hausplntz. Magdeburg: 11 Uhr ub Zentraler 
Platz. Wyhl: 15 Uhr ab Münstcrplatz, 
Brcfrueh,

3.-5.5.: Berlin. Tagung „Frieden denken - Frie­
den leben“ zum 25. Bestehen der Zeitschrift 
„Antimilitarismus Informationen (ami), Kon­
takt: ami, Elssholzstr. 11,10781 Berlin, 
TeL/Fax: 030/2151035

5.5. : Volksabstimmungen in Berlin und Bran­
denburg über die „Länderfusion“

11.5. : Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln

8.-15.5.: bundesweit: Aktionstage „Bundesre­
publik ohne Armee“, Kontakt: DFG/VK By, 
Alte Allee 48. 81245 München, TeL: 
089/8342693. Fax: 089/8341518

16.-19.5.: Heidelberg: 20. Bundeskongreß Ent- 
wicklungspolitischcr Aktionsgruppen, Kon­

takt: BuKo, Nemstweg 32-34, 22765 Ham- , 
bürg, Tel.: 040/393156, Fax: 040/3907520

26.5.: Bundesweite Demonstration gegen 0 p 
Abschiebeknast Büren (NRW), 12 Uhr ab A 
schiebeknast. Infos: Cordula, Projektberei j 
eine Welt, c/o AStA, Warburger Str. 100,339' 
Paderborn, Tel. 05251-603174

1 J2.6.: Braunschweig: Bundeskongreß der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregim 
Bund der Antifaschisten (WN/BdA)

Juni: a.0. DGB-Jugendkongreß, u.a. mit B‘ 
ratung über den Entwurf des neuen DGB' 
Grundsatzprogramms.

1.6.: 4. Linkes Medienspektakel in Suhl 
ringen).Kontakt: PDS Suhl, AG Linkes
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Außenpolitik in 
pangermanischer 
Tradition
Der „Verein für das 
Deutschtum im Ausland“

von Reinhard Hildebrandt

Bild: 1938, Angehörige des faschistischen „Su­
detendeutschen Freikorps“ rücken in die Grenz­
gebiete der Tschechoslowakei ein. - Grundstock 
der deutschen Freikorps, die überall im Osten wü­
teten, waren Weltkrieg-I-Offiziere aus den Armeen 
der verbündeten deutschen und österreichischen 
Kaiser. Heute bildet die Bundeswehrschon wieder 
„Deutsche“ aus Polen aus.

! Der „Verein für das Deutschtum im Aus­
land“ (VDA) erhielt 1994 aus der Bun- 

1 deskasse 24 Mio DM und’ wurde auch 
' 1995 mit zweistelligen Millionenbeträ- 
’ gen gefördert. Die Bundesmittel wur- 
' den u.a. verwendet zur „Förderung 
1 deutscher Minderheiten in osteuropäi- 
1 sehen Ländern“.

Der VDA bezieht sich in all seinen Pu- 
' blikationen auf seine „über 100jährige 
’ Tradition“. Die Zeit des Faschismus 

wird dabei bagatellisiert, bzw. verklärt. 
Verschwiegen wird, daß Hitler die Aus- 

1 landsdeutschen als Vorwand für eine 
1 Machtpolitik benutzte, die ganz Euro­

pa bedrohte. Die Geschichte des VDA 
’ begann nach seinem Selbstverständnis 
[ im Jahr 1880 mit der Gründung des 
! „Deutschen Schulvereins“. Das war der 

Anfang der sog. „Schutzarbeit“, die sich 
vom Ursprungsort Südtirol sehr rasch 
in die verschiedenen danach entstande­
nen Vereine ausbreitete. 1908 wurde der 
‘Allgemeine Deutsche Schulverein’ um­
benannt in „VDA - Verein für das 
Deutschtum im Ausland“. Der VDA war 
in der Weimarer Republik Sammel­
becken „großdeutscher“ Kräfte. 1933 

1 wurde der VDA als „Volksbund für das 
i Deutschtum im Ausland“ im Sinne des 
1 NS-Staates tätig, er leistete in ganz Eu­
ropa Untergrundarbeit. Deshalb wurde 
er 1945 von den Alliierten verboten. In 

j den 50er Jahren erfolgte jedoch durch 
alte Nazi-Rmktionäre seine Wieder­
gründung. Mit einer Namensänderung 
in „VDA - Gesellschaft für Deutsche Kul­
turbeziehung im Ausland“ hoffte man, 
die faschistische Vergangenheit abzu­
streifen. Wegen der NS:Belastung des 
Namens VDA hatte das Auswärtige Amt 
ab Ende 1958 keine Bedenken mehr. Die 
Vereinigung nannte sich wieder, bis 
1970, „Verein für das Deutschtum im 
Ausland“. Seit der Würzburger Mitglie­
derversammlung 1972 nennt sich der 
„alte“ VDA jetzt erneut „VDA - Gesell­
schaft für deutsche Kulturbeziehungen 
im Ausland“. 1975 erschien in der 
rechtsextremen Zeitschrift „Nation Eu­
ropa“ ein Aufruf zur Mitgliedschaft im

üiensp., 98527 Suhl, Tel./Fax 03681-28562

3.6. : NATO-“Frühjahrstagung“ in Berlin.

7. bis 9.6.: FDP-Bundesparteitag in Karlsruhe 
hiit Beschluß über das neue Grundsatzpro- 
framm

U.-16.6.: Erfurt: Kommunalpolitischer Kon­
greß von Bündnis 90/Grüne in Erfurt

14.-16.6.: Ort noch unbekannt: Bundestreffen 
^er Föderation der Gewaltfreien Aktions­
kuppen (FöGA), Kontakt: FöGA, Graswur- 
^elwerkstatt, Scharnhorststr. 6, 50733 Köln, 
^221/765842, Fax 0221/765889

16.6. : Präsidentschaftswahlen in Rußland

4t
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VDA. Ende der 80er Jahre, mit dem Zu­
sammenbruch der Staaten des War­
schauer Paktes, erfuhr der VDA sowohl 
inhaltlich wie auch finanziell große Auf­
wertung. Der VDA - Kongreß „Deutsche 
in aller Welt“ im Herbst 1989 wird zu ei­
nem großen, medienwirksam aufberei­
teten Spektakel, als dessen Schirmherr 
Bundeskanzler Kohl firmiert. Bei der 
parallel stattfindenden Mitgliederver­
sammlung wird u.a. der Parlamentari­
sche Staatssekretär im BMI, Horst Waf- 
fenschmidt, der 1988 zum Beauftragten 
der Bundesregierung für Aussiedler er­
nannt wurde, in den VDA-Verwaltungs- 
rat gewählt. In den folgenden Jahren lie­
gen die Schwerpunkte der Aktivitäten 
des VDA auf dem Territorium der ehe­
maligen UdSSR. Im April 1992 wird be­
kannt, daß der VDA u.a. Verbindungen 
zur Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte, zur „Paneuropa-Uni­
on“, zum „Witiko-Bund“ und zur 
„Deutschlandstiftung e.V.“ unterhielt 
bzw. unterhält, ebenso, daß einschlägig 
bekannte Rechtsextremisten im VDA 
Mitglied waren bzw. sind. Der VDA ist 
notorisch nationalistisch. Dabei geht es 
nicht um ein paar ewiggestrige 
„Deutschtümler“, sondern um ihre Auf­
traggeber im Innen- und Außenministe­
rium. Neben dem VDA gibt es noch die 
„Föderalistische Union Europäischer 
Volksgruppen“ und die „Hermann-Nier- 
mann-Stiftung“. Alle drei sind personell 
eng verflochten und betreiben in Nach­
barstaaten der BRD Minderheitenpoli­
tik. Besonders die „Niermann-Stiftung“ 
- geführt von zwei Ministerialbeamten 
im Referat K II 5 des Bundesinnenmi­
nisteriums erregte 1995 in Belgien Auf­
sehen, weil ihr die Finanzierung separa­
tistischer Aktivitäten nachgewiesen 
wurde. Das Europa-Konzept der deut­
schen Außenpolitik setzt auf die ethni­
sche Parzellierung des Kontinents. Mit 
dem Begriff „Region“ wird versucht, 
staatliche Grenzen zu unterminieren. 
Pangermanische Aktivitäten und ihre 
Koordination durch staatliche Stellen 
erfolgten in den letzten 15 Monaten u.a.

26J27.6.: G-7-Gipfel in Lyon, Frankreich.

1.-4.8.: „Sommertreffen“ der Bundesarbeits­
gemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen. Nähe­
res bei BAG-SHI., Moselstr. 25, 60329 FfM, 
Tel. 069/250030, Fax: 069/235584.

1.-4.8.: Schnepfenthal: Sommerkurse der 
„Linken Schule“ in Schnepfenthal, Thür.

14.8. : In Lüneburg beginnt der Prozeß gegen 
die Göttinger „Autonome Antifa“ (17 Ange­
klagte) wegen angeblicher Mitgliedschaft 
bzw. Unterstützung einer „kriminellen Verei­
nigung“ (§129 StGB)

14.9. : Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln 

in Kaliningrad („Königsberg wird auf­
gekauft“), in Tschechien (Rede des bay­
rischen Ministerpräsidenten Stoiber 
auf dem 46. Sudetendeutschen Tag: 
„Unser Land soll größer werden!“), in 
Belgien und im Elsaß, in Italien („Süd­
tirol soll heim ins Reich“).

Die Volkstumsarbeit des VDA war in 
den unterschiedlichsten geschichtli­
chen Etappen wichtig für die kriegeri­
sche Expansionspolitik. Heute ist die 
Kontinuität revanchistischer Politik ge­
währleistet vor allem durch die vielen 
Querverbindungen herausragender 
VDA-Aktivisten zu den Vertriebenen- 
Verbänden. Gegenwärtig spielt der VDA 
eine gewichtige Rolle als beständiger 
Wegbereiter für bundesdeutsche Kapi­
tal-Interessen im Ausland. Der nieder­
sächsische VDA-Landesverbandsvor- 
sitzende Schunke erklärte Anfang 1989: 
„Namhafte deutsche Großunterneh­
men mit Auslandsbeziehungen fördern 
auch aus wirtschaftlichem Eigeninter­
esse unsere Tätigkeiten. Die deutschen 
Minderheiten im westlichen wie im öst­
lichen Ausland gehören in der Regel zu 
den kulturell und wirtschaftlich ein­
flußreichen, zumindestens jedoch be­
achtenswerten Bevölkerungsschichten. 
Dies ist auch aus Gründen des Export­
interesses von Bedeutung.“ Wieder ein­
mal „Deutschland, Deutschland über 
alles“, von Maastricht bis an die Memel?

Für Hintergrundinformationen sind zu 
empfehlen: „Organisationsprofil VDA“, 
Herausgeber LUPE e.V, Berlin 1993. W. 
von Goldendach / H.-R. Minow: 
„Deutschtum erwache!“, Berlin 1994. 
„revanchismus & krieg“, Beilage der Ta­
geszeitung junge weit, 7. Februar 1996.
Der Text ist erschienen in den Friedensblät­
tern. Die Friedensblätter sind das Magazin der 
Friedensbewegung in Baden-Württemberg. 
Sie erscheinen fünfmal im Jahr; das Abonne­
ment kostet 25 Mark. Probeexemplare und 
Abos können angefordert werden bei:

Friedensnetz Baden-Württemberg, Rosenbergstr. 
45, 70176 Stuttgart, Fax-Nr. 0711 / 6369009

15.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen

28.9. -4.10.: Stuttgart: Gewerkschaftstag der 
ÖTV

25.-27.10.: Nürnberg: IPPNW-Kongress „Medi­
zin und Gewissen“ - 50 Jahre nach den Nürn­
berger Ärzteprozeß, Infos: IPPNW-Kon- 
greßbüro, Körtestr. 10,10967 Berlin, Tel.: 
030/6930244, Fax: 030/6938166

12./13.10.: Herbsttagung der Bundeskonfe­
renz BWK in Köln

Nov.: Präsidentschaflswahlen in den USA

14.-16.11.: a.o. DGB-Bundeskongreß in Dres­
den mit Beschluß über ein neues Grundsatz­
programm
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Die Zeitmaschine Das Bauernkriegspanorama 
bei Frankenhausen 
von Renate Hennecke

Bad Frankenhausen in Thüringen. Heu­
te ein verschlafenes Städtchen von ca. 
10000 Einwohnern am Südhang des 
Kyffhäusergebirges. Bekannt und be­
liebt als Kurort, insbesondere für Kin­
der, bei Erkrankungen der Atemwege, 
des Bewegungsapparates und der Haut. 
Dieselben Solequellen, die die Grundla­
ge für den seit 1818 laufenden Kurbe­
trieb bilden, machten vor weit mehr als 
500 Jahren Frankenhausen zu einer 
wichtigen Stadt Thüringens, einer Salz­
stadt, in der die „Pfänner“, die bürger­
lichen Inhaber der Salzsiedepfannen, 
und ihre „Salzknechte“ eine bedeuten­
de Rolle spielten. Es war daher kein Zu­
fall, daß Frankenhausen Anfang des 16. 
Jahrhunderts zu den Zentren der anti­

feudalen Bewegung gehörte, daß die 
Einwohner mehr als anderswo den ra­
dikalen Flügel dieser Bewegung unter­
stützten und daß die Umgebung der 
Stadt am 14J15. Mai 1525 zum Schau­
platz der letzten großen Schlacht des 
deutschen Bauernkrieges wurde. Die 
Schlacht endete mit einer vernichten­
den Niederlage der Aufständischen auf 
dem Frankenhausener Hausberg. 
Sechstausend wurden von den fürstli­
chen Söldnern niedergemetzelt. Bis heu­
te heißt die Schneise, durch die man zu 
Fuß zur Stadt hinuntersteigt, die „Blut­
rinne“.
Auf der Kuppe des Berges, der seit da­
mals Schlachtberg heißt, steht heute ein 
weithin sichtbarer Rundbau. Es ist die

Bauernkriegsgedenkstät­
te mit dem Monumental­
bild „Frühbürgerliche Re­
volution in Deutschland“ 
des Dresdner Malers Wer­
ner Tübke. Den Auftrag 
für das riesige Rundbild - 
mit 14 x 123 m eins der 
größten der Welt - erteilte 
die DDR-Regierung 1974. 
Das Gemälde wurde 1987 
fertiggestellt, die Gedenk­
stätte im September 1989 
eingeweiht. Hommage an 
eine besiegte Revolution, 
deren Sieg der deutschen 
Geschichte eine bessere 
Richtung gegeben hätte...

Der Betrachter, der von unten her in das 
Panorama eintritt, findet sich wie mit ei­
ner Zeitmaschine in die Welt des 16. 

tv Jahrhunderts versetzt. Kein Fenster 
und keine leere Wand erlauben ihm, sich 
der Suggestion des Gemäldes zu ent­
ziehen, das ihn von allen Seiten umgibt. 
Fast kommt man sich vor wie in einer 
Raumkapsel, die den Blick aus dem 
Dunkel des Alls auf eine darin schwe­
bende Welt erlaubt, die einem fremd 
und gleichzeitig doch merkwürdig ver­
traut ist. Denn um jenes scheinbar so 
ferne Jahrhundert lebendig werden zu 
lassen, verwendet Tübke Bilder, Figu­
ren, Symbole und Allegorien jener Zeit 
selbst. So bleibt der Blick immer wieder 
an Bekanntem hängen, Figuren und 
Landschaften aus Bildern von Albrecht 
Dürer, Lukas Cranach oder anderen Re­
naissance-Künstlern, aus bekannten 
zeitgenössischen Holzschnitten, Bi­
belszenen, Engeln, wie wir sie aus der 
Weihnachtsgeschichte oder von mittel­
alterlichen Kirchenfenstem kennen, 
grotesken Teufelsfratzen, die uns als 
Wasserspeier von unseren Kathedralen 
herunter angrinsen, Drachen, Narren, 
Königen, Rittern, Prinzessinnen und 
schönen Edelfräulein, von denen es in 
unseren Kindermärchen wimmelt. Wir 
kennen sie, und doch setzen sie uns in 
Erstaunen durch ihr Aussehen, ihr Tun, 
ihr Verhalten gegenüber anderen. Auf 
diese Weise werden die Wirklichkeit und 
die Ideenwelt jener Zeit anschaulich ge­
macht, die verschiedenen Klassen cha­
rakterisiert und in Beziehung zueinan­
der gesetzt, ökonomische und wissen­
schaftliche Entwicklungen angedeutet, 
ideologische Auseinandersetzungen 
symbolisiert.

Weg mit dem Papst -
und dem Privateigentum
Zwei historische Figuren aus dem anti­
feudalen Lager kommen in dem Pan­
orama mehrfach vor: Thomas Münzer 
und Martin Luther. Der doppelgesichti­
ge Luther - der zunächst mit dem Volk 
gegen das Papsttum kämpft, später wü­
tende Aufrufe gegen die Bauern richtet 
- repräsentiert den „gemäßigten“ Flü­
gel, das aufstrebende Bürgertum, das 
Kompromisse mit den Feudalherren 
sucht, die Bewegung im Stich läßt oder 
sich sogar gegen sie wendet, als diese 
über die bürgerlichen Interessen hin­
auszuwachsen droht. In den meisten 
Gebieten, die vom Bauernkrieg erfaßt 
wurden, konnte sich dieser Flügel 
durchsetzen. „Nur in Thüringen“, 
schreibt Friedrich Engels in seiner 
Schrift Der deutsche Bauernkrieg, „un­
ter dem direkten Einfluß Münzers und 
an einzelnen andern Orten unter dem 
seiner Schüler wurde die plebejische 
Fraktion der Städte von dem allgemei­
nen Sturm so weit fortgerisson, daß das 
embryonische proletarische Element in 

ihr momentan die Oberhand über alle 
andern Fraktionen der Bewegung be­
kam.“

Thomas Münzer steht im Zentrum 
von Tübkes Darstellung der histori­
schen Schlacht. Über ihm ein sog. Halo 
- eine kreisförmige, regenbogenfarbene 
Lichtspiegelung, deren Auftreten über 
dem Schlachtberg an diesem Tage ver­
bürgt ist - und darin die Gestalt jenes 
sagenumwobenen Ikarus, der sich Flü­
gel baute, um zu fliegen, und abstürzte, 
als er der Sonne zu nahe kam. Münzer 
steht da im schwarzen Gewand des Pre­
digers, die Bundschuhfahne gesenkt, 
den Blick schmerzvoll auf das Getüm­
mel der Schlacht gerichtet, die er verlo­
ren weiß. Neben ihm spielt der Tod, auf 
einem Baumstumpf sitzend, Dudel­
sack. Aus Münzers ruhiger, ungebro­
chener Haltung, seinem energisch vor 
dem Körper angewinkelten rechten 
Arm läßt sich ablesen, daß seine Über­
zeugung von der Gerechtigkeit seiner 
Sache unerschüttert ist. Er weiß, daß 
seine Zeit noch nicht gekommen ist, 
aber sie wird kommen, trotz alledem.

Wie alle damaligen oppositionellen 
Bewegungen war auch Münzers „Sa­

che“ der Form nach eine Auseinander­
setzung über theologische Fragen - 
„Ketzerei“. Und wie alle damaligen Ket­
zer - auch die bürgerlichen - wandte er 
sich gegen das Papsttum und den Kle­
rus mit ihrer stets wachsenden Gier 
nach Macht und Geld. Doch er blieb da­
bei nicht stehen, sondern „forderte die 
sofortige Herstellung des Reiches Gott­
es, des prophezeiten Tausendjährigen 
Reichs auf Erden, durch Zurückführung 
der Kirche auf ihren Ursprung und Be­
seitigung aller Institutionen, die mit 
dieser angeblich urchristlichen, in Wirk­
lichkeit aber sehr-neuen Kirche in Wi­
derspruch standen. Unter dem Reich 
Gottes verstand Münzer aber nichts an­
deres als einen Gesellschaftszustand, in 
dem keine Klassenunterschiede, kein 
Privateigentum und keine den Gesell- 
schaftsmitgliedem gegenüber selbstän­
dige, fremde Staatsgewalt mehr beste­
hen. Sämtliche bestehende Gewalten, 
sofern sie sich nicht fügen und der Re­
volution anschließen wollten, sollten ge­
stürzt, alle Arbeiten und alle Güter ge­
meinsam und die vollständigste Gleich­
heit durchgeführt werden.“ (Engels)

Wie soll man ein solches Programm,

Panorama Museum 
Am Schlachtberg 9 
06567 Bad Franken­
hausen
Tel. 034671/619-0 
Fax 034671/2050

Öffnungszeiten: 
April - September: 
10-18 Uhr; Oktober - 
März: 10 - 17 Uhr 
Montags nur im 
Juli/August 13 - 18 Uhr 
geöffnet.
Eintritt: Erwachsene 
10,-DM,Rentner5,- 
DM, Kinder von 6 bis 
16 Jahren 2,- DM.

Öffentliche Führung im 
Eintrittspreis inbegrif­
fen. Sonderführungen 
und spezielle Kunstge­
spräche sind bei recht­
zeitiger Vorbestellung 
in Absprache mit dem 
Panorama-Museum 
möglich. In Ferienzei­
ten sowie an Wochen­
enden und Feiertagen 
ist für Roisegruppen 
eine Voranmeldung zu 
ompfehlen. 
Ubornachtungsmög- 
lichkolten: Kyffhäuscr- 
information 
Bad Frankonbauson, 
Tel. 034671/71716. 

das „an den Kommunismus streifte“ 
(Engels), bildhaft darstellen? Tübke 
zeigt uns Thomas Münzer links neben * 
also vor - der Schlachtszene ein zweites 
Mal. In der noch winterlichen Land' 
schäft predigt er dem einfachen Volk- 
Neben ihm schwebt in Höhe seines 
Kopfes ein großer, hellblau-durchsichd' 
ger Fisch und läßt über das letzte Stück 
schneebedeckten Bodens eine Sintfk# 
niedergehen, in der eine Stadt versinkt- 
In dem durchscheinenden Leib des Fi' 
sches aber ist klein der neue Mensch et' 
kennbar, er ist nackt, also gleich. Tübke 
fand das hier verwendete Fischmotiv als 
Titelholzschnitt einer Flugschrift vo# 
1523, in der Astrologen aufgrund eine* 
bevorstehenden seltenen Planetenkofr 
stellation im Sternbild des Fisches (Fe‘ 
bruar 1524) den Weltuntergang, vorauf 
sagten. Unter dem Fisch, kaum erkenn 
bar im Schnee, ein aufrecht stehendes 
weißes Ei, Symbol des noch im unterg6 
henden Alten keimenden, häufe 
zunächst nur bei sehr aufmerksame#' 
Hinsehen erkennbaren, neuen Lebend

Wie lange noch?______________

Eine der eindrucksvollsten unter d^ 
vielen weiteren, ebenso phantastische*1 
wie phantasievollen, Szenen des Pa#' 
oramas (dies umfaßt insgesamt mel#i 
als 3000 Figuren) ist die „Verkündigung“’' 
Auf einem Hügel, über dem eine afe 
reißende, schillernde Seifenblase 
der alten, scheibenförmigen Welt im I*1' 
nem schwebt, verkündigt ein Engel & 
nem nicht genauer charakterisierte*1 
(meist als „Bauer“ beschriebene^ 
Mann des Volkes seine Aufgabe. Sie Ve' 
steht darin, der Welt ihre neue, kug^' 
förmige Form zu geben und zu verwirf 
liehen, was bislang nur eine Vision de$ 
biblischen Sehers Jeremiah ist: d*e 
Durchführung eines Strafgerichts übßf| 
die Feudalherren, durch welches dißs* 
von ihren hohen Rössern gestürzt 
den und dem göttlichen Zorn verfall^ 
Auch für die Darstellung dieser „Visio# I 
hat Tübke einen Holzschnitt aus dß*1. 
Jahre 1530 verwendet. ,

Der Adressat der Verkündigu*1' 
weicht jedoch voll Schrecken vor der o v 
stellten Aufgabe zurück. Die Prop#LoJ. 
zeiung Jeremiahs bleibt eine Vision, d 
feudale Spuk geht weiter - wie lafl* 
noch? .

„Wir können dir die Welt nur zeigeL 
wie sie ist; deine Schlüsse daraus d// 
du selber ziehen“, scheint am Endß / 
oder am Anfang - des Rundbildes d 
weise Narr dem Betrachter zu sagen- ,

Dem sei nichts hinzugefügt als rn^.( 
Dank an den Freidenker-Verband, *^f 
dessen Stuttgarter Gruppe ich ö# a 
Ostern nach Frankenhausen fal#f 
konnte. .
Den Beitrag erhielten wir von der Rcdakdy, 
der Kommunistischen Arbeiterzeitung. 
in der er ebenfalls erscheint,




